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Should I stay 
or shou ldI go? 

langfristigeAuswirkungenvon qualifikationsspezifischen 
Wanderungsströmen undauf Arbeitsangebot 
wirtschaftlicheEntwicklung 

Aufgrund der Alterung der Gesellschaft wird die Anzahl 
an Erwerbspersonen zwischen 2020 und 2040 um rund 
1,sMillionen Personen zurücl<gehen. Dies zeigt die 
QuBe-Basisprojel<tion, welche von durchschnittlichen 
jährlichen Wanderungsgewinnen von rund 240.000 

Personen ausgeht. 

In diesem BIBB-Report demonstrieren die Autorinnen 
und Autoren anhand zweier alternativer Szenarien, was 
eine geringfügige Erhöhung der Zuwanderung 
(»Pull-Szenario«) bzw. Verringerung der Abwanderung 
(»Bleibe-Szenario«) um jährlich jeweils rund 50.000 

Personen im Vergleich zur Basisprojel<tion ab dem Jahr 
2022 bedeuten würde. Beide Wanderungsszenarien 
entfalten eine positive Wirl<Ling auf das Fachl<räfteange­
bot und die wirtschaftliche Entwicl<lung. 

Es wird jedoch deutlich, dass eine Erhöhung der 
Bleibewahrscheinlichl<eit einen unmittelbareren und 
stärl<eren Effel<t auf die Bevöll<erungsentwicl<lung und 
die Wirtschaft hat, da nur jede zweite zuwandernde 
Person langfristig in Deutschland verweilt. Es ist 
deshalb lohnenswert, die Bleibewahrscheinlichl<eit 
ausländischer Fachl<räfte in Deutschland, z.B. durch die 
Anerkennung ausländischer Berufsqualifil<ationen, zu 
erhöhen. Vor allem das Fachl<räfteangebot der mittleren 
Qualifil<ationsebene würde davon profitieren. 
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Aufg1undderAlte1ungderGe5ellschaftwl1ddleAnzahlanErwerbspernmen 
zwischen 2020 und 201+0 um rund 1,8 Millionen Personen zu,ückgehen. 
0ie5zelgtdleQu8e-8aslsprojektlon,welchevondu1Chschnlttllchenjähr­
lichenWanderungsgewlnnenvonrund21+0.000Pe1sonenausgeht.lndie· 
sem 8eitrag demonsllie,en wir anhand zweier alternativer Szena,ien, was 

e!negerlngfilglge Erhöhungderluwandernng(,,Pull-Szenarlou) bzw. Ver­
ringerung der Abwanderung (n81elbe-Szenarlo") um Jlihrllch Jeweils rund 
50.000 Personen lmVerglelchzurBllslsprojektlonabdemJahr2022 be­
deutenwürde.8eldeWanderungm:enarienentfaltenelnepositiveWirkung 
aufdasfachkrliftungebotunddlewlrtschaftllcheEntwlcklung.Eswlrdje­
dochdeutllch,dasselneErhöhungderBlelbewahrschelnllchkeltelnenun­
mittelbarc1en und stärkeren Effekt auf die Bevölkerungsentwicklung und 

die Wirtschaft hat, da nu, Jede zweite zuwandernde Person langfristig In 
0eubchland verweilt. Es lstde5halb lohnenswert, die 81elbewahrscheln­
lichkeitausländlscherfachkriifte In 0eutschland, z. 8. du1ChdieAnerken­
nungausliindischerBerufsqualiflkationen,tuelhöhtn.Vorallemdasfach­
krlifteangebotdermittle,enQualiflkatlonsebentwürdedavonprofltieren. 

► EinWegausderKrise? 

DicCOVID-19·Pandcrnicha1 in vielen Berciehendesgcsellichaftlkhcn Lebens 
tu einem Einsdmin gcfühn. Um die Wiruchaf1 und den Arbci1smark1 in einer 

0 Pos1-COrona"·Periodewieder tu fördern, bedarf es entsprechender Anreite. Die· 
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.JicWandcrungss1rön>cdcrlctt1cn20Jahrc,konn1cDcu1Khlanddcmogr~fuch 
iumeistimN~chgangvonKrisenprofü;cr,:n, 

l<osten loser Download unter: www.bibb.de/dienst/veroeffentlichungen/de/pu blication/show/17275 
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Alarmstufe Rot auf dem Fachkräftemarkt – 
Bildungs- und Erwerbsmigration stärken 

FRIEDRICH HUBERT ESSER 
Prof. Dr., Präsident des BIBB 
esser@bibb.de 

Liebe Leserinnen und Leser, 

die Zahlen sprechen eine eindeutige Sprache. Bereits im 
ersten Corona-Jahr 2020 sanken Ausbildungsplatzange-
bot und -nachfrage deutlich. Wir verzeichneten ein Minus 
von 57.600 Ausbildungsverträgen, was elf Prozent gegen-
über dem Vorjahr entspricht. Zum Ende des zweiten Pan-
demie-Jahres hat sich die Lage nur leicht entspannt. Von 
der erhoften Wende kann jedoch nicht die Rede sein. Die 
Anzahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge stieg 
nur geringfügig (um 1,2 %). Mit einem Minus von zehn 
Prozent bleiben wir deutlich unter dem Ergebnis von 2019, 
dem Vor-Corona-Jahr. Mein Fazit: Die Corona-Pandemie 
hat den Ausbildungsmarkt auch 2021 fest im Grif. 

Wo heute Auszubildende fehlen, fehlen morgen 
Fachkräfte 

Leider ist die noch im Sommer 2020 erwartete Erholung 
für 2021 nicht in dem erhoften Ausmaß eingetreten; die 
Verunsicherung bei Betrieben und Jugendlichen war und ist 
nach wie vor groß. Sorge bereitet insbesondere der weitere 
Rückgang auf der Nachfrageseite. Denn da, wo heute die 
Auszubildenden fehlen, fehlen morgen die Fachkräfte. 
So konstatierte jüngst der DIHK im Rahmen seines Fach-
kräftereports, dass der Fachkräftemangel in den Betrieben 
zurück sei – schneller und in größerem Umfang als von vie-
len erwartet. Dabei wird die Ausbildungslage zunehmend 
zum Geschäftsrisiko der Betriebe. Der volkswirtschaftliche 
Schaden ist immens: Der DIHK geht von einem Minus in 
Höhe von knapp 2,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts aus. 
Doch nicht nur das: Der Fachkräftemangel gefährdet mitt-
lerweile auch die großen Ziele, die sich die neue Bundes-
regierung im Rahmen der Transformation gesetzt hat. 
Stichworte sind hier: digitale Transformation, Klimawan-
del, Energiewende sowie nachhaltiges Wirtschaften. Ganz 
konkret wird dies zum Beispiel im Baugewerbe, wie Analy-
sen des BIBB zeigen. Der steigende Wohnungsbedarf, not-
wendig werdende Sanierungsmaßnahmen im Bestand, die 

Infrastrukturmaßnahmen im Bereich der digitalen, energie-
technischen und verkehrstechnischen Transformation und 
der energetischen Maßnahmen fordern die Branche extrem 
heraus. Denn viele Fachkräfte stehen hier vor der Verren-
tung und der dringend notwendige Nachwuchs bleibt aus. 
Was ist zu tun? 

Migrationspolitik im Sinne der Fachkräftesicherung 

Hier Abhilfe zu schafen, wird eine bildungs- und wirt-
schaftspolitische Aufgabe mit höchster Priorität sein. Ge-
wiss ist bereits jetzt: Dazu braucht es einen langen Atem! 
Umso wichtiger wird der Blick auf die Migrationspolitik, die 
die Bildungs- und Erwerbsmigration stärken und somit ei-
nen wichtigen Beitrag zur Fachkräftesicherung leisten kann. 
Die neue Bundesregierung hat dazu in ihrem Koalitionsver-
trag erste Eckpfeiler benannt. Auf der Grundlage bewährter 
rechtlicher Regelungen soll das Einwanderungsrecht wei-
terentwickelt werden. Bei der Anerkennung von im Ausland 
erworbenen Qualifkationen ist mehr Tempo erforderlich, 
hier sollen Verfahren beschleunigt werden. Doch die auf po-
litischer Ebene formulierten Rahmenbedingungen müssen 
in der Praxis mit Leben gefüllt werden. Dazu zählt in erster 
Linie eine Willkommenskultur in Unternehmen und eine be-
triebliche Sozialisation, die die Weiterbildungsbereitschaft 
insbesondere der zugewanderten Erwerbstätigen fördert 
und unterstützt. Konzertiertes Vorgehen auf allen Ebenen 
ist gefragt! Dazu müssen alle verantwortlichen Akteure ver-
stehen, dass auf dem Fachkräftemarkt Alarmstufe Rot gilt! 

urn:nbn:de:0035-bwp-22103-6 
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Fachkräftemigration
8 »Wir müssen mehr reguläre  

Einwanderungswege schaffen« 
Interview mit Prof. Dr. Petra Bendel,  
Vorsitzende des Sachverständigenrats  
für Integration und Migration (SVR) 

Mit Blick auf das 2020 in Kraft getretene  
Fachkräfteeinwanderungsgesetz erörtert  
Petra Bendel  Fragen  einer  fairen  weltweiten  
Migration. Bei der Integration zugewanderter  
Erwerbspersonen in Deutschland hebt sie die 
adäquate Bewertung von Qualifikationen und 
Kompetenzen  hervor.  

11 Arbeitsmigration in die Bundesrepublik  
Deutschland – von den Anfängen bis heute  
VERA  HANEWINKEL   

16 Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz –   
Rechtliche Änderungen und erste   
Erkenntnisse zur quantitativen Entwicklung 
EUGENIE  BECKER,  JOHANNES  GRAF  

19 Bildungsinvestitionen von Zugezogenen  
in Deutschland – Implikationen für das 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
ERIC SCHUß  

24 Einwanderung zur Ausbildung –  
Wie gestaltet sich der  Weg in die deutsche 
Berufsausbildung aus Drittstaaten? 
ALEXANDER  STUDTHOFF   
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Unsere Online-Extras unter 
www.bwp-zeitschrift.de 

•  Hören Sie das Interview mit  Petra Bendel   
 als Podcast  www.bwp-zeitschrift.de/p152000   

•  BWP-Infografiken 

 Sämtliche Infografiken dieser  Ausgabe finden Sie 
online zum kostenlosen Download unter   
www.bwp-zeitschrift.de/archiv 

Infografik in der Heftmitte 
Anerkennung ausländischer Berufs- 
qualifikationen   
Download des Posters unter:  
www.bwp-zeitschrift.de/g555 

urn:nbn:de:0035-bwp-22100-3 
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Deutschen Qualifikationsrahmens (DQR), mit  
dem erstmals die Gleichwertigkeit  von aka-
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Nachrichten – kurz notiert 

Leitfaden für die Beratung zu  
§ 16 d  Aufenthaltsgesetz 

.. :- . 

Mit Inkrafttreten des Fachkräfteein-
wanderungsgesetzes am 1. März 2020  
wurden die Einreisemöglichkeiten über  
den §  16  d AufenthG (vormals §  17a   
AufenthG) ausgeweitet. Der Paragraf re-
gelt die Maßnahmen zur Qualifzierung  
im Rahmen der Anerkennung auslän-
discher Qualifkationen. Um interes-
sierte Unternehmen sowie Beratende  
und Behörden, die an der Schnittstelle  
von Anerkennung und Fachkräfteein-
wanderung aktiv sind, zu unterstützen,  
hat die am Forschungsinstitut Betrieb-
liche Bildung (f-bb) angesiedelte IQ  
Fachstelle Beratung und Qualifizie-
rung zusammen mit der IQ Fachstelle 
Einwanderung einen Leitfaden zum  
§  16  d AufenthG veröffentlicht. Ziel  
des Leitfadens ist es, den Akteuren in  
der Beratungspraxis einen handlichen  
Überblick über die Zuständigkeiten und  
Schnittstellen zu geben. In der Bera-
tung zur Einreise und zur Anerkennung  
ausländischer Abschlüsse hilft dieser,  
einen schnellen Überblick darüber zu 
erhalten, welche Dokumente in wel-
chen Verfahrensabschnitten notwen-
dig sind und welche Bedeutung hinter 
einzelnen Begrifichkeiten steht. 
www.netzwerk-iq.de/fleadmin/  
Redaktion/Downloads/Fachstelle_ 
Einwanderung/Publikationen_2021/ 
Minor_FE_Leitfaden-16d_2021.pdf 

Fachkräfte für NRW: Pilot-
projekt Elektroniker/-innen 
aus Jordanien und Ägypten 
Das Fachkräfteeinwanderungsge-
setz (FEG) bietet kleinen und mittle-
ren Unternehmen neue Chancen der 
Fachkräftesicherung, was gerade auch 
für das Handwerk bedeutsam ist. Der 
Westdeutsche Handwerkskammertag 
beteiligt sich daher als Projektträger 
an dem Pilotprojekt des Ministeriums 
für Arbeit und Gesundheit NRW. Ziel 
ist es, bis Ende 2022 im Rahmen des 
Vorhabens 20 Personen aus Jorda-
nien und Ägypten auf Basis des FEG 
für eine Beschäftigung als Fachkraft im 
Elektro- und Informationstechnischen 
Handwerk in NRW zu gewinnen und die 
Fachkräfte während des Verfahrens zu 
betreuen. Zudem soll die sprachliche 
und berufiche Qualifzierung koordi-
niert und unterstützt sowie ein Muster-
prozess der Fachkräfteeinwanderung 
gemeinsam mit Betrieben entwickelt 
werden. 
www.whkt.de/fachkraefte 

Migrant  Founders  bringen  
Innovation  in  die  deutsche  
Startup-Szene 

Eine Studie des Bundesverbands Deut-
sche Startups und der Friedrich-Nau-
mann-Stiftung hat die Rolle von Start- 
up-Gründerinnen und -Gründern mit  
Migrationshintergrund untersucht und  
stellt fest, dass diese mit einem Anteil 
von gut 20 Prozent eine wichtige Rolle  
spielen. 91 Prozent der Gründerinnen 
und Gründer mit eigener Migrations-
erfahrung – gegenüber 84 Prozent in  

der gesamten Startup-Szene – haben 
einen akademischen Abschluss. Zu-
dem bringen sie besonders häufg ei-
nen MINT-Hintergrund mit. Bei der 
Finanzierung und Kooperation haben 
sie jedoch aktuell noch Schwierigkeiten. 
Migrant Founders der ersten Genera-
tion erhielten im Mittel 1,1 Mio. Euro 
externes Kapital – gegenüber 2,6 Mio. 
Euro im Schnitt. Hier zeigen sich nach 
Einschätzung der Autoren strukturelle 
und kulturelle Barrieren innerhalb wie 
außerhalb der Startup-Szene. 
Der Migrant Founders Monitor 2021 be-
leuchtet erstmals den Zusammenhang 
zwischen Migration und Startup-Grün-
dungen in Deutschland. Datenbasis ist 
der Deutsche Startup Monitor (DSM) 
mit 1.946 Teilnehmenden. Der Migra-
tionshintergrund wurde im DSM der 
Definition des Statistischen Bundes-
amtes folgend erfasst. Insgesamt konn-
ten Daten von 354 Gründerinnen und 
Gründern mit Migrationshintergrund 
berücksichtig werden. 
https://deutschestartups.org/wp-
content/uploads/2021/04/Migrant-
Founders-Monitor_2021.pdf 

Fakten zur Einwanderung in 
Deutschland 

Sachverständigenrat 
für Integration und Migration 

1",1
~ 

In der aktuellen Debatte um Zuwan-
derung möchte der Sachverständi-
genrat für Integration und Migration  
(SVR) mit Fakten zur Versachlichung  
beitragen. Die wichtigsten Informatio- 
nen und Zahlen zu Arbeitsmigration,  
Flucht und Asyl sowie zu Muslimen in 
Deutschland sind in einem Faktenpapier  
zusammengestellt. 
www.svr-migration.de/wp-content/  
uploads/2021/11/SVR-Fakten-zur- 
Einwanderung_2.pdf 

www.svr-migration.de/wp-content
https://deutschestartups.org/wp
www.whkt.de/fachkraefte
www.netzwerk-iq.de/fileadmin
https://www.netzwerk-iq.de/fileadmin/Redaktion/Downloads/Fachstelle_Einwanderung/Publikationen_2021/Minor_FE_Leitfaden-16d_2021.pdf
https://https://deutschestartups.org/wp-content/uploads/2021/04/Migrant-Founders-Monitor_2021.pdf
https://deutschestartups.org/wp-content/uploads/2021/04/Migrant-Founders-Monitor_2021.pdf
https://www.svr-migration.de/wp-content/uploads/2021/11/SVR-Fakten-zur-Einwanderung_2.pdf
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Anstieg bei der Zuwanderung 
aus Indien 
Eine Studie des Instituts der Deutschen 
Wirtschaft in Köln betrachtet die Ent-
wicklung der Zuwanderung aus In-
dien, bei der sich in den letzten Jahren 
ein dynamischer Anstieg zeigt. So ist 
die Zahl der Personen mit indischer 
Staatsangehörigkeit in Deutschland 
zwischen den Jahren 2010 und 2020 
von 48.000 auf 151.000 angewachsen 
und ihr Anteil an der gesamten auslän-
dischen Bevölkerung von 0,7 Prozent 
auf 1,6 Prozent gestiegen. Dass sich die 
Zuwanderung aus Indien in den letzten 
Jahren so positiv entwickelt hat, ist kei-
nesfalls selbstverständlich. Deutschland 
steht hier in einer starken Konkurrenz 
mit den angelsächsischen Ländern, die 
mit der englischen Sprache und starken 
indischstämmigen Communities zwei 
große Vorteile haben. 
www.iwkoeln.de/studien/wido-
geis-thoene-ein-grosser-erfolg-fuer-
deutschland.html 

Magazin  zu  Integration  und  
Vielfalt  in  Arbeitsmarkt  und  
Gesellschaft 

Die Ampelkoalition kündigt im Koali-
tionsvertrag einen Neuanfang in der  
Migrations- und Integrationspolitik an,  
der einem modernen Einwanderungs-
land gerecht wird. Hierzu möchte das 
Magazin clavis mit dem Leitartikel von  

Thomas Liebig (leitender Ökonom in 
der Abteilung Internationale Migration  
der OECD) in Ausgabe 4/2021 Denk-
anstöße geben. Zudem liegt ein regio- 
naler Schwerpunkt der Ausgabe auf  
afrikanischen Ländern. 
Die Zeitschrift clavis wird von der Zen- 
tralstelle für die Weiterbildung im Hand- 
werk (ZWH) herausgegeben. 
https://zwh.de/wp-content/uploads/ 
clavis_4_2021_web_lowres.pdf 

Aktuelle  Zahlen  zum   
Anerkennungsportal 

••••• ANERKENNUNG ••• •••• 
•• • IN DEUTSCHLAND 

Aus welchen Ländern wird am häufgs-
ten auf das Portal zugegrifen? Welche  
Inhalte und Berufe sind besonders  
gefragt? Daten zur Portalnutzung im   
3. Quartal 2021 sind im aktuellen Fact- 
sheet von »Anerkennung in Deutsch-
land« zusammengestellt. 
www.anerkennung-in-deutschland.de/  
assets/content/Medien_Dokumente- 
Fachpublikum/2021-03-aid- 
factsheet.pdf 

NetQA  geht  in  Verlängerung 
Das Projekt Netzwerk Qualifkations-
analyse (NetQA) wird bis Ende 2022  
verlängert. Damit soll die Qualifkations- 
analyse (QA) als Verfahren bei der Aner-
kennung weiter etabliert werden. Vom  
ersten Beratungsgespräch mit den Aner-
kennungsinteressierten über die Exper-
tensuche und Durchführung der QA bis  
zur Entscheidung über die Gleichwer-
tigkeit der Berufsqualifkation fördert 
das Projekt NetQA die Vernetzung und  
den Austausch der zuständigen Stellen  
rund um die QA. Das BIBB ist in dem  
vom BMBF geförderten Projekt verant-
wortlich für die Gesamtkoordination  
und das Wissensmanagement. Die am 

Projekt beteiligten Kammern sorgen für  
den Transfer von Inhalten an die zu-
ständigen Stellen in ihren jeweiligen  
Regionen. Projektpartner mit Ansprech-
person in den einzelnen Regionen las-
sen sich über eine Deutschlandkarte  
auf der Projektseite von NetQA fnden. 
www.anerkennung-in-deutschland. 
de/netqa 

Fachkräftesicherung  und  
qualifizierte  Zuwanderung  –  
Schwerpunkt  des  BIBB-Daten-
reports  2022  

Die Bewältigung des Fachkräfte- 
mangels, der sich zunehmend auf eine  
Vielzahl von Branchen ausweitet, stellt  
eine der großen Herausforderungen  
dieses Jahrzehnts dar. Daher ist auch  
das Schwerpunktthema des Datenre-
ports 2022 diesem Thema gewidmet.  
Er ergänzt inhaltlich die Beiträge dieser  
BWP-Ausgabe. Zentrale Fragen sind:  
Wie wird sich der Fachkräftebedarf zu-
künftig entwickeln? Wie stellt sich das  
Wanderungsgeschehen nach Deutsch-
land aus der Erwerbsperspektive dar? 
Welche Faktoren fördern, welche er-
schweren die berufiche Integration?  
Welche Rolle spielen dabei im Her-
kunftsland erworbene Kompetenzen  
der Zugewanderten, die strukturelle  
Verfasstheit des Arbeitsmarkts und  
Deutschkenntnisse? Der Datenreport  
erscheint voraussichtlich Anfang Mai  
2022. 
www.bibb.de/datenreport 

(Alle Links: Stand 07.01.2022) 

www.bibb.de/datenreport
www.anerkennung-in-deutschland
www.anerkennung-in-deutschland.de
https://zwh.de/wp-content/uploads
www.iwkoeln.de/studien/wido
https://www.iwkoeln.de/studien/wido-geis-thoene-ein-grosser-erfolg-fuer-deutschland.html
https://zwh.de/wp-content/uploads/clavis_4_2021_web_lowres.pdf
https://www.anerkennung-in-deutschland.de/assets/content/Medien_Dokumente-Fachpublikum/2021-03-aid-factsheet.pdf
https://www.anerkennung-in-deutschland.de/netqa
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»Wir müssen mehr reguläre Einwanderungswege schaffen« 

Interview mit Prof. Dr. Petra Bendel, Vorsitzende des Sachverständigenrats 
für Integration und Migration (SVR) 

PROF. DR.  PETRA BENDEL  

 
 
 
 
 
 
 

ist Vorsitzende des Sachver-
ständigenrats für Integration 
und Migration (SVR) und 
Professorin für Politische Wissenschaft an der Friedrich- 
Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU), wo sie den 
Forschungsbereich »Migration, Flucht und Integration« (MFI) 
leitet.  
Petra Bendel  ist Gründungsmitglied und zweite Vorsitzende  
des Centre for Human Rights Erlangen Nürnberg (CHREN) der  
FAU und außerdem Mitglied des Wissenschaftlichen Beirats 
des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge. 

www.svr-migration.de/mitglieder-svr/prof-dr-petra-bendel/ 

Zur Deckung des Fachkräftebedarfs ist Deutschland auf 

Einwanderung angewiesen. Bereits in den vergangenen 

Jahren wurden gesetzliche Änderungen und Regelungen 

geschaffen, die den Zuzug von Fachkräften erleichtern 

sollten – zuletzt das 2020 in Kraft getretene Fachkräfte-

einwanderungsgesetz. Doch erzielen sie die gewünschte 

Wirkung? 

Bei der Frage, wie die Zuwanderung nach Deutschland 

gesteuert werden soll, geht es nicht allein um eine 

rein quantitative Passung von Fachkräftenachfrage und 

-angebot. Weitere Fragen spielen eine Rolle: Wie können 

wir die weltweite Erwerbsmigration fair und gerecht ge-

stalten? Wie können Kompetenzen und Qualifikationen 

der Zugewanderten adäquat bewertet und ihre Poten-

ziale genutzt werden? Und wie kann ihre Integration im 

Einwanderungsland Deutschland gelingen? 

BWP Frau Professor Bendel, im Frühjahr letzten Jahres 
haben Sie ein Forschungsprojekt abgeschlossen, in dem 
Sie drei mögliche Szenarien skizzieren, wie Integration in 
Deutschland im Jahr 2030 aussehen könnte. Welches der 
drei halten Sie für wünschenswert und welches für realis-
tisch? 
Bendel Die Szenarien haben wir im Zuge der Corona-Pan-
demie im Forschungsbereich Migration, Flucht und Integra-
tion an der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürn-
berg entwickelt. Spätestens nach dem zweiten Lockdown ist 
deutlich geworden, dass die Pandemie gerade auch Neuzu-
gewanderte und Flüchtlinge betrofen hat. Alle Bereiche der 
Integration waren stark involviert: der Zugang zur Gesund-
heit, zum Wohnen, zu Bildung und zum Arbeitsmarkt. Da-
rüber hinaus haben sich Verteilungskämpfe verschärft, der 
Ton ist teilweise rauer geworden. Vor diesem Hintergrund 
haben wir uns die Frage gestellt, welche Szenarien sich 
aus diesen Entwicklungen ergeben könnten. Werden wir 
uns à la »Germans frst« abschotten? Erlauben wir Migra-
tion nur dann, wenn und solange wir einen unmittelbaren 
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Nutzen daraus ziehen können? Oder gestalten wir unsere 
teilhabeorientierte Gesellschaft, in der die Leistungen von 
Zugewanderten langfristig und in allen Lebensbereichen 
gewürdigt werden, weiter? Natürlich halte ich dieses letzte 
Szenario für wünschenswert. Und in diese Richtung weisen 
auch die Umfrageergebnisse des SVR-Integrationsbarome-
ters. Menschen mit und ohne Migrationshintergrund be-
werteten das Zusammenleben in unserer Einwanderungs-
gesellschaft auch nach Beginn der Pandemie grundsätzlich 
als gut. Nun kommt es darauf an, dass pandemiebedingte 
Versäumnisse schnellstmöglich nachgeholt werden. Dies 
gilt nicht nur für Zugewanderte, es gilt für alle in Deutsch-
land, die Unterstützung brauchen, um gleichberechtigt an 
unserer Gesellschaft teilzuhaben. 

BWP In welches Szenario würde das im März 2020 in 
Kraft getretene Fachkräfteeinwanderungsgesetz (FEG) gut 
passen? 
Bendel Gesetze, mit denen Erwerbsmigration gesteuert 
werden soll, sind immer am Nutzen für den Arbeitsmarkt 

urn:nbn:de:0035-bwp-22108-9 

www.svr-migration.de/mitglieder-svr/prof-dr-petra-bendel
https://www.svr-migration.de/mitglieder-svr/prof-dr-petra-bendel/
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ausgerichtet. Es geht um die Frage, wie Personen, die auf 
dem einheimischen Arbeitsmarkt gebraucht werden, best-
möglich zuwandern können. Andere Länder wählen ihre 
Einwanderinnen und Einwanderer noch viel stärker aus. 
Kanada zum Beispiel regelt die Fachkräfteeinwanderung im 
Rahmen eines Punktesystems, wie es auch die neue Koali-
tionsregierung als einen zweiten Pfeiler zur Regulierung 
des Fachkräftebedarfs neben dem Fachkräfteeinwande-
rungsgesetz vorsieht. Auch das Fachkräfteeinwanderungs-
gesetz hat – wie der Name schon sagt – das Ziel, Bedarfe des 
Arbeitsmarkts zu decken. Die Zuwanderung in Deutschland 
wird darüber hinaus durch EU-Freizügigkeit geregelt, durch 
Familiennachzug, Zuwanderung zum Zweck der Bildung 
oder auch Zuwanderung aus humanitären Gründen. Wenn 
wir Deutschland als Einwanderungsland betrachten, müs-
sen wir uns also alle Zuwanderungsmöglichkeiten anschau-
en. Und da reiht sich das Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
als ein Steuerungsinstrument ein, mit dem Bedarfe auf dem 
Arbeitsmarkt gedeckt werden sollen und Ziele sowie Wün-
sche von qualifzierten Fachkräften erfüllt werden können. 

BWP Das FEG hat den Fachkräftebegrif auf Personen 
mit qualifzierter Berufsausbildung ausgeweitet und die 
Zuwanderungsregelungen an diejenigen für akademisch 
Qualifzierte angeglichen. Welche Folgen hat das nun für 
berufich qualifzierte Fachkräfte aus Drittstaaten, die in 
Deutschland erwerbstätig werden möchten? 
Bendel Fachkräften mit anerkannter Qualifzierung wird 
die Zuwanderung damit weiter erleichtert. Ähnliche Zu-
wanderungsmöglichkeiten gab es zwar schon vorher, je-
doch waren sie auf ausgewählte Berufe, die sogenannten 
Mangelberufe, beschränkt. Mit dem FEG wurden diese also 
erheblich ausgeweitet – aus unserer Sicht ein Schritt in die 
richtige Richtung. Trotzdem gibt es weiterhin Hürden für 
ausländische Fachkräfte: Um in Deutschland arbeiten zu 
können, müssen sie nämlich gleichwertige Qualifkationen 
nachweisen. Das ist, wenn wir uns die Strukturen der beruf-
lichen Bildung in Deutschland anschauen, oftmals kompli-
ziert. Entscheidend ist deshalb die mit dem FEG eröfnete 
Möglichkeit, auch zur Nachqualifkation einzuwandern. 
Das bedeutet: Ausländische Fachkräfte, die gute Chancen 
auf eine Anerkennung ihrer Qualifkationen haben, denen 
aber an der einen oder anderen Stelle noch ein gleichwerti-
ger Nachweis fehlt, können nach Deutschland kommen, um 
sich den jeweiligen Vorgaben entsprechend weiterbilden zu 
können. 

BWP Der SVR fordert bei der Anerkennung von Abschlüs-
sen Vereinfachungen im Verfahren. Wo genau sollten diese 
ansetzen und was könnten sie bewirken? 
Bendel Vereinfachungen müssten an vielen Stellen anset-
zen: Erstens gibt es in Deutschland reglementierte und nicht 
reglementierte Berufe. Zweitens haben wir es mit komple-

xen Bund- und Länderzuständigkeiten zu tun. Mit dem Ruf 
nach einer Vereinfachung von Anerkennungsverfahren ist 
es daher wie mit der Steuererklärung auf dem Bierdeckel: 
Er hört sich gut an, ist aber schwierig umzusetzen. Dennoch 
könnten zum Beispiel Behörden innerhalb eines Bundeslan-
des versuchen, ihre Verfahren und Anforderungen abzuglei-
chen und zu vereinfachen – bei Verwaltungsvorschiften, 
Gebührenordnungen oder Art und Umfang der vorzule-
genden Qualifkationsnachweise. Zudem würde es enorm 
helfen, wenn die Verwaltung weiter digitalisiert würde. 
Damit könnte viel Zeit und Geld gespart werden – sowohl 
für die Antragstellenden als auch die Antragsbearbeitenden. 
Auch ganz wichtig: Die an den Anerkennungsverfahren be-
teiligten Behörden müssten personell aufgestockt werden. 
Gesetzliche Neuregelungen können nur Wirkung entfalten, 
wenn sie auch von der Verwaltung umgesetzt werden kön-
nen. Dafür braucht man Personal. 

BWP Die Westbalkanregelung, die Ende 2020 für weitere 
drei Jahre verlängert wurde, ermöglicht die Einwanderung 
aus bestimmten Staaten vollkommen unabhängig von vor-
handenen Qualifkationen. Widerspricht diese Regelung 
nicht dem FEG? 
Bendel Diese Regelung entspricht in der Tat nicht dem 
Ansatz des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes, das im 
Grundsatz bestimmte Qualifkationserfordernisse voraus-
setzt. Sie ist zudem eine regionenspezifsche Regelung, die 
Staatsangehörige ausgesuchter Herkunftsländer sozusa-
gen positiv diskriminiert, d. h. Menschen aus bestimmten 
Ländern werden bei der Erwerbsmigration Menschen aus 
anderen Ländern ohne Berücksichtigung ihrer jeweiligen 
persönlichen Qualifkationen vorgezogen. Diese Sonderre-
gelung hatte aber einen Hintergrund: Die Asylantragszah-
len aus Albanien, Bosnien und Herzegowina, dem Kosovo, 
Nordmazedonien, Montenegro und Serbien waren vor der 
Westbalkanregelung sehr hoch, hatten aber mehrheitlich 
keine Aussicht auf Erfolg. Die Idee war es daher, den we-
nig Erfolg versprechenden Weg über die Asylsysteme durch 
ein System der Migration in den Arbeitsmarkt zu ersetzen. 
Der Beschluss der Westbalkanregelung wurde deshalb mit 
der Aufnahme weiterer Staaten aus der Region auf die Lis-
te sicherer Herkunftsländer verknüpft. Außerdem sind alle 
Länder EU-Beitrittskandidaten. Die Westbalkanregelung ist 
also auch als europapolitisches Signal zu verstehen. 

»Mit dem Ruf nach einer Vereinfachung von 
Anerkennungsverfahren ist es wie mit der 
Steuererklärung auf dem Bierdeckel: Er hört sich 
gut an, ist aber schwierig umzusetzen.« 
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BWP Das Bemühen um qualifzierte Fachkräfte ist aus Sicht 
des Ziellandes nachvollziehbar. Doch wie kann Fachkräf-
tezuwanderung zielgerichtet und zugleich global verant-
wortlich erfolgen, um einem Braindrain in den Herkunfts-
ländern vorzubeugen? Diese Frage stellt sich besonders im 
Bereich der Gesundheits- und Pfegeberufe. 

»Grundsätzlich sind viele Vorhaben der neuen 
Bundesregierung in Bezug auf die Integrations- 
und Migrationspolitik zu begrüßen.« 

Bendel Eine dauerhafte Anwerbung möglichst gut aus-
gebildeter Fachkräfte aus dem Gesundheitssektor geht in 
der Tat oft auf Kosten der Herkunftsländer. Dies wird auch 
ein zentrales Thema des im Frühjahr erscheinenden Jah-
resgutachtens des SVR sein. Gerade in diesem Bereich ist 
ein Braingain-Szenario nur schwer vorstellbar. Andererseits 
proftieren Länder auch von den Rücküberweisungen aus-
gewanderter Staatsangehöriger. Es geht also darum, die 
Anwerbung so zu gestalten, dass Vor- und Nachteile mög-
lichst ausgeglichen sind. Dafür hat die Weltgesundheits-
organisation (WHO) vor gut zehn Jahren den »Globalen 
Verhaltenskodex für die internationale Anwerbung von 
Gesundheitskräften« entwickelt. Darin wird das Recht auf 
internationale Mobilität und Migration sowie die Gleichbe-
handlung von zugewanderten und einheimischen Arbeits-
kräften unterstrichen. Gleichzeitig sollen die Push- und 
Pull-Faktoren verringert werden. So sollen Herkunftsländer 
durch eine bessere Bezahlung Anreize zum Verbleib fördern, 
Zielländer ihre eigenen Ausbildungskapazitäten erhöhen. 

BWP Sind in dem Zusammenhang bilaterale Vereinbarun-
gen zur zirkulären Migration oder die auf EU-Ebene disku-
tierten Fachkräftepartnerschaften ein Modell der Wahl? 
Bendel Mit den geplanten EU-Fachkräftepartnerschaften 
sollen Fachkräfte gewonnen und zugleich die ausgewählten 
Partnerländer unterstützt werden. Das geschieht zum Bei-
spiel durch Maßnahmen zur Verbesserung der berufichen 
Aus- und Weiterbildung im Partnerland. Es gibt hierzulande 
schon bilaterale Vereinbarungen wie das Triple Win Pro-
gramm zur Gewinnung von Pfegekräften aus dem Aus-
land, das von der Zentralen Auslands- und Fachvermittlung 
(ZAV) der Bundesagentur für Arbeit in Kooperation mit der 
Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit 
(GIZ) umgesetzt wird. Mit dem Programm wird ein sicherer, 
transparenter und nachhaltiger Rahmen für die Migration 
von Fachkräften geschafen. Bislang konnte damit der in 
vielen Branchen immer größer werdende Fachkräfteman-
gel aber nicht substanziell verringert werden. Auch der Ge-
winn für die Herkunftsländer durch eine Rückwanderung 
oder zirkuläre Migration der Fachkräfte fndet nicht im ge-
wünschten Umfang statt. Hier besteht auch ein Zielkonfikt: 

Der inländische Markt ist an einer Bleibeorientierung der 
Fachkräfte interessiert, entwicklungspolitisch betrachtet 
gibt es ein Interesse an einer Rückkehr oder zumindest ei-
ner Zirkulation. 

BWP Die neue Bundesregierung kündigt im Koalitionsver-
trag an, das Einwanderungsrecht zu modernisieren. Wenn 
wir uns noch mal Ihr eingangs genanntes Wunschszenario 
in Erinnerung rufen: Wie lautet dann Ihr Fazit? Welche 
Wünsche bleiben ofen, die der Sachverständigenrat auch 
künftig im Sinne einer nachhaltigen Integrations- und 
Migrationspolitik einfordern wird? 
Bendel Grundsätzlich sind viele Vorhaben der neuen Bun-
desregierung in Bezug auf die Integrations- und Migrations-
politik zu begrüßen. Wir fnden darin viele Positionen, 
die der SVR vertritt – zum Beispiel das Bekenntnis, dass 
Deutschland ein Einwanderungsland ist. Das war lange 
überfällig. Zudem sollen benachteiligte Schulkinder, zum 
Beispiel an segregierten Bildungseinrichtungen, stärker 
unterstützt werden. Das Staatsangehörigkeitsrecht soll 
modernisiert werden, zum Beispiel durch die Einführung 
einer Turboeinbürgerung und die grundsätzliche Hinnah-
me von Mehrstaatigkeit bei gleichzeitiger Prüfung, wie 
eine unendliche Vererbung der Staatsangehörigkeit des 
Herkunftslandes in der Generationenfolge unterbunden 
werden kann. Auch befürworten wir, dass mehr reguläre 
Einwanderungswege geschafen werden sollen – zum Bei-
spiel über Resettlement, humanitäre Visa oder Familienzu-
sammenführung. Gleichzeitig gibt es aber noch viel Inter-
pretationsspielraum. Bei der Umsetzung vieler Vorschläge 
– etwa bei den AnkER-Zentren, aber auch bei der Einbür-
gerung – braucht die neue Bundesregierung die Unterstüt-
zung von Kommunen und Ländern. Diese müssen stärker 
eingebunden werden, Behörden müssen personell besser 
ausgestattet werden. Gleiches gilt für die Migrationspolitik: 
Um Pushbacks zu verhindern und Verantwortung bei der 
Aufnahme von Flüchtlingen europaweit zu teilen, braucht 
Deutschland in der EU Gleichgesinnte. Die fnden sich im 
Moment aber nur sehr schwer. Kurz: Nach dem Koalitions-
vertrag folgt die Umsetzungsarbeit und damit das langsame 
Bohren dicker Bretter. 

BWP Frau Professor Bendel, dafür wünschen wir Ihnen und 
dem SVR die nötige Beharrlichkeit. Vielen Dank für dieses 
Interview! 

(Interview: Christiane Jäger) 

Hören Sie das Interview 
als Podcast unter 
www.bwp-zeitschrift.de/ 
p152000 

www.bwp-zeitschrift.de
https://www.bwp-zeitschrift.de/p152000
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Arbeitsmigration in die Bundesrepublik Deutschland – 
von den Anfängen bis heute 
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VERA HANEWINKEL 
Wiss. Mitarbeiterin am Institut 
für Migrationsforschung und  
Interkulturelle Studien (IMIS) 
der Universität Osnabrück 
vera.hanewinkel@uni- 
osnabrueck.de 

Ohne die aus dem Ausland angeworbenen »Gastarbeiter/-innen« wäre das 

Wirtschaftswachstum in den 1950er- und 1960er-Jahren in der noch jun-

gen Bundesrepublik Deutschland nicht tragfähig gewesen. Sechs Jahrzehnte 

später gibt es erneut eine Diskussion zu wachsenden Arbeits- und Fachkräfte-

engpässen. Ohne Zuwanderung scheint der Wirtschaftsstandort Deutschland 

gefährdet. Die Rahmenbedingungen für die Arbeitsmigration sind heute al-

lerdings andere als in den ersten Nachkriegsjahrzehnten. Der Beitrag gibt 

einen kurzen Überblick über die Entwicklung der Arbeitsmigration in die BRD – 

von ihren Anfängen bis heute.1 

Die Anfänge: Anwerbung ausländischer 
Arbeitskräfte 

Infolge des Wirtschaftswachstums nach dem zweiten Welt-
krieg entschloss sich die Bundesregierung, Arbeitskräfte 
aus dem Ausland anzuwerben, denn insbesondere in der 
Industrie konnte die Nachfrage nach Arbeitskräften nicht 
mehr über das einheimische Angebot gedeckt werden. Sie 
schloss dazu bilaterale Wanderungsverträge mit acht Staa-
ten aus dem Mittelmeerraum: Italien (1955), Spanien und 
Griechenland (1960), Türkei (1961), Marokko (1963), Por-
tugal (1964), Tunesien (1965) und Jugoslawien (1968). 
Oft waren es die Herkunftsländer, die den Wunsch an die 
Bundesrepublik herantrugen, ein Anwerbeabkommen zu 
schließen. Durch den Abfuss von Arbeitskräften wollten 
sie hoher Arbeitslosigkeit und damit verbundenen sozialen 
Spannungen entgegenwirken. Außerdem hoften sie auf 
ausländische Devisen. 
Die angeworbenen ausländischen Arbeitskräfte übernah-
men in der Bundesrepublik weitgehend an- und ungelernte 
Tätigkeiten in der industriellen Produktion und der Land-
wirtschaft. Diese waren mit hohen körperlichen Belastun-
gen verbunden und niedrig entlohnt – Bedingungen, die 
viele Einheimische nicht (mehr) akzeptieren wollten (vgl. 
Oltmer 2012). Ohne den Einsatz der ausländischen Ar-

beitskräfte wäre das Wirtschaftswachstum in Deutschland 
nicht denkbar gewesen. 
Die Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte endete 1973 
mit dem sogenannten Anwerbestopp. Dieser wurde mit der 
Ölpreiskrise und der befürchteten zunehmenden Arbeits-
losigkeit begründet, war aber auch Ausdruck des sich ab-
zeichnenden Strukturwandels am Arbeitsmarkt (vgl. ebd.). 
Mit dem Ende der Rekrutierung von ausländischen Arbeits-
kräften reagierte die Bundesregierung zudem auf Nieder-
lassungsprozesse der ausländischen Arbeitnehmer/-innen 
und nicht intendierte Folgen wie die Beschulung nachgezo-
gener Kinder. Es bildete sich eine Einwanderungssituation 
heraus, auch wenn öfentlich die »Gastarbeitermigration« 
(weiterhin) als zeitlich begrenzte Zuwanderung diskutiert 
wurde (vgl. Berlinghoff 2012). 
Zum Zeitpunkt des Anwerbestopps waren insgesamt 2,6 Mil-
lionen ausländische Arbeitskräfte in der BRD registriert 
(vgl. Butterwegge 2005). Viele von ihnen, insbesondere 
diejenigen aus der Türkei, blieben – auch, weil legale Rück-
kehrmöglichkeiten nach Deutschland fehlten. Sie holten 
ihre Familienangehörigen nach. So kam es, dass zwar die 
Zahl der ausländischen Erwerbstätigen nach dem Ende der 
Arbeitskräfteanwerbung sank, die ausländische Wohnbe-
völkerung aber wuchs. Heute haben 31,5 Prozent der ins-
gesamt 21,9 Millionen in Deutschland lebenden Menschen, 
denen das Statistische Bundesamt einen Migrationshinter-
grund zuweist, einen Bezug zu einem der acht Staaten, aus 
denen von Mitte der 1950er- bis Anfang der 1970er-Jah-
re Arbeitskräfte angeworben wurden (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2021). 

1 Der Beitrag beruht in Teilen auf Ausführungen der Autorin zur Arbeits-
migrationspolitik in Deutschland, die auf der Website der Bundeszentrale 
für politische Bildung im Länderprofil Deutschland erschienen sind: 
www.bpb.de/gesellschaft/migration/laenderprofile/deutschland/ 

urn:nbn:de:0035-bwp-22111-2 

www.bpb.de/gesellschaft/migration/laenderprofile/deutschland
https://osnabrueck.de
mailto:vera.hanewinkel@uni
mailto:vera.hanewinkel@uni-osnabrueck.de
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Nach dem Anwerbestopp: Ausnahmeregelungen 
und europäische Integration 

Der Anwerbestopp schränkte die legalen Möglichkeiten 
der Arbeitsmigration aus Ländern, die nicht in den Prozess 
der europäischen (Wirtschafts-)Integration eingebunden 
waren, erheblich ein. Andere Migrationsformen wie der 
Familiennachzug und die Asylmigration lösten die »Gastar-
beiter/-innen«-Migration ab. Gänzlich zum Erliegen kam 
die Arbeitsmigration in die Bundesrepublik jedoch nicht. 
So gab es Ausnahmen vom Anwerbestopp, zum Beispiel 
in den Bereichen Wissenschaft, Spezialitätengastronomie 
oder Krankenpfege. Geregelt wurden sie zum Beispiel im 
1991 in Kraft getretenen Ausländergesetz oder in der An-
werbestoppausnahmeverordnung von 1998. Zudem ver-
einbarte die Bundesrepublik mit Staaten in Ostmittel- und 
Südosteuropa Abkommen zur saisonalen Wanderung von 
Arbeitskräften, z. B. Erntehelfer/-innen. 
Darüber hinaus wurde Deutschland mit der fortschreiten-
den europäischen Integration zunehmend in ein europä-
isches Binnenwanderungsgeschehen eingebunden. 1968 
wurde die Arbeitnehmerfreizügigkeit innerhalb der Eu-
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) eingeführt. 
Staatsangehörige der EWG-Mitgliedstaaten waren fortan 
auf dem Arbeitsmarkt deutschen Staatsangehörigen weit-
gehend gleichgestellt. Mit dem Vertrag von Maastricht 1992 
wurde die Personenfreizügigkeit durch die Einführung der 
Unionsbürgerschaft weiter gestärkt. Wanderungs- und Mo-
bilitätserleichterungen schafte auch die Aufhebung der 
Personenkontrollen an den Grenzen der Staaten, die dem 
Schengener Abkommen von 1985 beitraten. 
Trotz der faktischen Einwanderungssituation hielten alle 
Bundesregierungen der 1970er- und 1980er-Jahre die Ma-
xime aufrecht, Deutschland sei kein Einwanderungsland, 
und setzten auf eine »Konsolidierungspolitik«, die auf die 
Rückkehr der ausländischen Arbeitskräfte und ihrer Fami-
lien in die Herkunftsländer ausgerichtet war. Ein Umdenken 
setzte zögerlich nach der Wiedervereinigung des geteilten 
Deutschlands 1990 ein. Ein echter migrationspolitischer 
Paradigmenwechsel vollzog sich aber erst nach der Jahr-
tausendwende. Bis dahin blockierte die Vorstellung, ein 
Nicht-Einwanderungsland zu sein, eine strategische Aus-
richtung der Zuwanderungs- und Integrationspolitik. 

Der Wandel der Arbeitsmigrationspolitik seit 2000 

Erste Signale eines migrationspolitischen Umdenkens setz-
te die sogenannte Green Card-Initiative der 1998 gewählten 
Regierungskoalition aus SPD und Bündnis 90/Die Grünen. 
Zwischen 2000 und 2004 ermöglichte sie es damals drin-
gend gesuchten IT-Fachkräften, eine befristete Aufent-
haltserlaubnis zu erhalten. 2001 folgte die Einberufung 
der Unabhängigen Kommission Zuwanderung, die Emp-

fehlungen zur zukünftigen Gestaltung der Zuwanderungs-
und Integrationspolitik erarbeiten sollte. Erstmals seit dem 
Anwerbestopp gab es also Bemühungen, eine strategische 
Zuwanderungspolitik zu entwerfen. Einige Empfehlungen 
der Kommission fossen in den Entwurf des sogenannten 
Zuwanderungsgesetzes ein, das am 1. Januar 2005 in Kraft 
trat. Das Gesetz bedeutete eine grundlegende Neuregelung 
des gesamten Ausländer- und Asylrechts. Den Kern des Ge-
setzes bildet das Aufenthaltsgesetz (AufenthG). Es soll die 
(Erwerbs-)Migration nach Deutschland unter Berücksich-
tigung wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischer Interessen 
steuern. Auch wenn das Aufenthaltsgesetz in der Folge 
mehrfach reformiert wurde, hält es bis heute an der Leitidee 
fest, dass die Zuwanderung (hoch) qualifzierter Fachkräfte 
gefördert werden soll, während Einwanderungsmöglichkei-
ten für gering qualifzierte Personen begrenzt bleiben. Hoch 
Qualifzierte können seither eine befristete Aufenthaltser-
laubnis erhalten, um in Deutschland zu arbeiten. Personen, 
die über besonders herausragende Qualifkationen verfü-
gen, können auch sofort ein unbefristetes Aufenthaltsrecht 
(Niederlassungserlaubnis) erhalten. 
Die Hürden für die Zuwanderung hoch qualifzierter Ar-
beitskräfte sind seit dem Inkrafttreten des Zuwanderungs-
gesetzes weiter verringert worden, etwa durch die Absen-
kung des Mindesteinkommens, das Arbeitsmigrantinnen 
und -migranten in Deutschland erwirtschaften müssen, um 
ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht zu erhalten. Impulsgebe-
rin für eine Liberalisierung war dabei auch die EU. Hervor-
zuheben ist hier vor allem die im Mai 2009 verabschiedete 
Richtlinie über die Bedingungen für die Einreise und den 
Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur Ausübung einer 
hoch qualifzierten Beschäftigung, die von Deutschland 
2012 in nationales Recht umgesetzt wurde. Damit wurde ein 
neuer Aufenthaltstitel eingeführt: die Blaue Karte EU. Sie 
erleichtert seither die Zuwanderung von Drittstaatsangehö-
rigen, die einen deutschen oder einen mit dem deutschen 
Hochschulabschluss vergleichbaren bzw. anerkannten aus-
ländischen Hochschulabschluss sowie ein Jobangebot mit 
einem bestimmten Bruttojahresgehalt vorweisen können.2 

Galt mit Blick auf die migrationspolitische Öfnung seit der 
Jahrtausendwende zunächst der Grundsatz »Academics 
only» (Kolb 2017, S. 95), so sind seit 2013 auch Zuwan-
derungsmöglichkeiten für ausländische Arbeitskräfte ohne 
Hochschulabschluss geschafen worden. Voraussetzung für 
die Zuwanderung ist hier in der Regel eine in Deutschland 
anerkannte qualifzierte Berufsausbildung. Hintergrund 
sind Fachkräfteengpässe in bestimmten Branchen und Be-
rufen, z. B. im Pfegesektor und im gewerblich-technischen 

2 2021: 56.800 Euro bzw. 44.304 Euro in den Berufsfeldern Mathematik, 
Informatik, Naturwissenschaften, Ingenieurwesen und Humanmedizin 
(außer Zahnmedizin), vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

2021. 
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Bereich. Am 1. Juli 2013 trat daher eine Änderung der Be-
schäftigungsverordnung in Kraft, die die Zuwanderung von 
Fachkräften aus Drittstaaten in Berufe erleichterte, für die 
die Bundesagentur für Arbeit (BA) einen Mangel an Arbeits-
kräften feststellte. 
Die Beschränkung qualifzierter Zuwanderung auf solche 
Mangel- bzw. Engpassberufe wurde mit dem Fachkräfte-
einwanderungsgesetz (FEG) aufgehoben. Es trat im März 
2020 als Teil des sogenannten Migrationspakets der Bun-
desregierung in Kraft und stellte berufich ausgebildete mit 
akademisch qualifzierten Fachkräften gleich (vgl. Becker/ 
Graf in diesem Heft). Es schaft zudem einen erweiterten, 
einheitlichen Fachkräftebegrif. Als Fachkräfte gelten dem-
nach neben Personen mit Hochschulabschluss nun auch 
Personen, die über eine qualifzierte Berufsausbildung ver-
fügen. Voraussetzung für die Zuwanderung ist in der Regel, 
dass ein konkretes Arbeitsplatzangebot aus Deutschland 
vorliegen muss. Außerdem gilt sowohl für akademisch aus-
gebildete als auch berufich qualifzierte Fachkräfte, dass 
der Bildungs- bzw. Berufsabschluss als gleichwertig mit 
einem in Deutschland erworbenen Abschluss anerkannt 
sein muss (für eine Übersicht der aktuellen Regelungen im 
Bereich der Arbeitsmigration vgl. Sachverständigenrat 
für Integration und Migration 2021). 
Die Möglichkeiten und Verfahren zur Anerkennung von im 
Ausland erworbenen Bildungs- und Berufsqualifkationen 
waren bereits durch das im April 2012 in Kraft getretene 
Anerkennungsgesetz des Bundes (für bundesrechtlich gere-
gelte Berufe) sowie nachfolgend erlassene Anerkennungs-
gesetze der Länder (für landesrechtlich geregelte Berufe) 
verbessert worden (vgl. Elsässer/Wiemers in diesem 
Heft). Das Anerkennungsgesetz des Bundes etablierte u. a. 
den Rechtsanspruch auf ein Verfahren zur Anerkennung 
des ausländischen Berufsabschlusses. Die Notwendigkeit 
zur Anerkennung der Gleichwertigkeit erweist sich häufg 
für Menschen in Ausbildungsberufen als besonders heraus-
fordernd, da das deutsche System der dualen Ausbildung 
im Ausland kaum verbreitet ist. Darauf reagierte das Fach-
kräfteeinwanderungsgesetz, indem es die Möglichkeiten 
ausweitet, für eine Nachqualifkation in Form von Aus- und 
Weiterbildungen nach Deutschland zu kommen und im An-
schluss zum Arbeiten im Land zu verbleiben. Zudem ermög-
licht das Gesetz Ausbildungsinteressierten, unter bestimm-
ten Voraussetzungen für sechs Monate nach Deutschland 
zu kommen, um hier nach einem Ausbildungsplatz zu su-
chen (zur Einwanderung zur Ausbildung vgl. Studthoff 
in diesem Heft). Zuvor bestand diese Möglichkeit nur für 
Studieninteressierte. 

Migration und Arbeitskräftepotenzial 

Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz bildet den vorläuf-
gen Höhepunkt der migrationspolitischen Öfnung seit der 
Jahrtausendwende. Ob die darin getrofenen Regelungen 
allerdings ausreichen, um den Bedarf an Fachkräften zu 
decken, ist fraglich. Kurz vor dem 60-jährigen Jubiläum 
des Anwerbeabkommens mit der Türkei im Oktober 2021 
meldete die Bundesagentur für Arbeit, dass derzeit 1,2 Mil-
lionen Arbeitskräfte gesucht würden, davon zwei Drittel 
Fachkräfte.3 Und der Bedarf dürfte weiter steigen, führt 
doch die demografsche Entwicklung mittelfristig zu einem 
Rückgang der Erwerbsbevölkerung. Wirtschaftswissen-
schaftler/-innen rechnen damit, dass Deutschland jährlich 
eine Nettozuwanderung von 400.000 Personen benötigt, 
um das Erwerbspersonenpotenzial stabil zu halten (vgl. 
Fuchs/Söhnlein/Weber 2017) – ein Wert, der in den 
meisten Jahren seit 2000 nicht erreicht worden ist.4 

2019 – vor einem Rückgang der Zuwanderung aufgrund der 
weltweiten Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pan-
demie – wanderten insgesamt 1,6 Millionen Menschen nach 
Deutschland zu. Etwas mehr als die Hälfte der 2019 Zuge-
wanderten waren Bürger/-innen aus EU-Staaten (51,1 %), 
die von ihrem Recht auf Freizügigkeit Gebrauch machten. 
Unter Drittstaatsangehörigen dominierte die Zuwanderung 
aus humanitären Gründen – trotz stark rückläufger Zahlen 
seit der umfangreichen Fluchtmigration in den Jahren 2015 
und 2016. Auf den Plätzen zwei und drei der wichtigsten 
Gruppen zuwandernder Drittstaatsangehöriger rangierten 
Personen, die zum Zweck des Studiums nach Deutschland 
einreisten bzw. im Rahmen des Familiennachzugs nach 
Deutschland kamen. Die (qualifzierte) Erwerbsmigration 
folgte auf Platz vier. Damit scheint sie für das Wanderungs-
geschehen eher eine untergeordnete Rolle zu spielen, auch 
wenn sie in den vergangenen Jahren stetig gestiegen ist 
(+ 65,4 % im Vergleich zu 2015; vgl. Abb. 1 , S. 14). 
Doch der Blick auf die Statistik und die Labels, die Zuwan-
dernden darin in Anlehnung an das Aufenthaltsrecht zu-
gewiesen werden, trügt. Er verdeckt, dass ein großer Teil 
derjenigen, die über andere Zuwanderungskanäle nach 
Deutschland kommen, dem Arbeitsmarkt entweder sofort 
oder mittelfristig als Arbeitskräfte zur Verfügung stehen. So 
sind beispielsweise 2,3 Millionen der insgesamt rund fünf 
Millionen in Deutschland lebenden EU-Bürger/-innen sozial-
versicherungspfichtig beschäftigt. Hinzu treten geringfügig 
Beschäftigte (vgl. Graf 2021). Die Beschäftigungsquote 

3 Fachkräftemangel in Deutschland: 1,2 Millionen Arbeitskräfte gesucht. 
Tagesschau vom 23. Oktober 2021 – www.tagesschau.de/wirtschaft/ 
konjunktur/arbeitskraeftemittelstand-einwanderer-mangel-101.html 

4 STATISTISCHES BUNDESAMT: Wanderungen über die Grenzen Deutschlands, 
nach Jahren. www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoel 
kerung/_Grafik/_Interaktiv/wanderungen-deutschland-ausland.html 

www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoel
www.tagesschau.de/wirtschaft
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/konjunktur/arbeitskraeftemittelstand-einwanderer-mangel-101.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/_Grafik/_Interaktiv/wanderungen-deutschland-ausland.html
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Abbildung 

Zuwanderung nach den wichtigsten Migrationsgruppen 

■ 2015 

■ ■ 2017 

■ ■ 2019 

EU-Binnenmigration 

846.039 

60.882 

38.836 

Drittstaatenangehörige 

114.861 
96.633 

82.440 ~ 

Erwerbsmigration** ~ 
Familiennachzug 

104.940 llo. 947 

99.087 

Bi ldu ngsa uslä nder/-i n nen * 

Asyle rsta nträ ge 

441.899 

198.317 

142.509 
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* Studienanfänger/-innen  ** nach §§ 18–21 AufenthG 

Quelle: Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 2020, S. 59 

Eine Addition der  Zuwanderungsgruppen zu einer Gesamtsumme ist aufgrund unterschiedlicher Erhebungskriterien (z.B. Fall- vs. Personenstatistik) und 
Doppelzählungen (z.B. EU-Binnenmigration und saisonale Arbeitskräfte aus EU-Staaten) nicht möglich. 

von zugewanderten EU-Bürgerinnen und -Bürgern lag 
im Oktober 2021 bei rund 58,3 Prozent (im Vergleich zu 
67,7 Prozent in der Gesamtbevölkerung und 53,5 Prozent in 
der ausländischen Bevölkerung; vgl. Brücker u. a. 2021). 
Auch Ausländer/-innen, die im Rahmen des partnerschaft-
lichen Familiennachzugs nach Deutschland kommen, stel-
len – weil überwiegend sehr gut ausgebildet – ein »erheb-
liches Potenzial für den Arbeitsmarkt dar«, wie eine Studie 
des Deutschen Zentrums für Integrations- und Migrations-
forschung herausstellt (Borowsky u. a. 2020; vgl. auch 
Fendel/Trübswetter in diesem Heft). Gleichzeitig be-
tonen die Autorinnen und Autoren, dass dieses Potenzial 
bislang nicht ausreichend genutzt wird. So stehen nur etwa 
die Hälfte der im Rahmen des partnerschaftlichen Familien-
nachzugs nach Deutschland gekommenen Personen in 
einem Beschäftigungsverhältnis – obwohl sich mehr von 
ihnen, insbesondere Frauen, eine Arbeitsstelle wünschen. 
Hier gilt es, integrationspolitisch tätig zu werden und vor-

handene Unterstützungsstrukturen so auszubauen, dass 
eine rasche Teilhabe am Arbeitsmarkt ermöglicht wird. 
Die Logik der Integrationspolitik steht dem grundsätzlich 
nicht im Weg. So wird neben dem Spracherwerb die Inte-
gration in den Arbeitsmarkt von fast allen Zugewanderten 
gefordert. Das im Rahmen einer »aktivierenden Arbeits-
marktpolitik« – insbesondere mit der Anfang 2005 in Kraft 
getretenen vierten Hartz-Reform – etablierte sozialstaatli-
che Grundprinzip des Förderns und Forderns hat mit dem 
Zuwanderungsgesetz Einzug in die Integrationspolitik ge-
halten. In den letzten Jahren werden von Zugewanderten 
verstärkt Integrationsleistungen gefordert – nun auch von 
Migrationsgruppen, die erst in jüngerer Zeit als (poten-
zielle) Arbeitskräfte »entdeckt« und zunehmend als solche 
angesprochen werden, etwa Asylsuchende und Geduldete, 
bei denen davon auszugehen ist, dass sie sich langfristig 
in Deutschland aufhalten werden. Beispielhaft dafür steht 
auch die seit einigen Jahren diskutierte Möglichkeit eines 
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»Spurwechsels«, also des Übergangs aus dem Asylsystem 
in ein Aufenthaltsrecht zum Zwecke der Erwerbstätigkeit. 

Fachkräftemigration bleibt ein wichtiges Thema 

Die neue Bundesregierung aus SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und FDP beabsichtigt, die Möglichkeiten für die Zu-
wanderung von Fachkräften weiter auszubauen. So soll 
die Arbeitsmigration künftig zusätzlich mittels Punktesys-

tem gesteuert werden, das die Zuwanderung an Kriterien 
wie Bildungsgrad, Arbeitserfahrung und Deutschkennt-
nisse bindet.5 Die bislang auf ausländische Fachkräfte mit 
Hochschulabschluss beschränkte Blaue Karte EU soll auf 
nicht-akademische Berufe ausgeweitet werden. Die kon-
krete Ausgestaltung der zukünftigen Regelungen zur Fach-
kräftemigration bleibt abzuwarten. Klar ist aber schon jetzt: 
Die Einwanderung von Fachkräften wird auch in Zukunft 
ein wichtiges Thema bleiben. s

 

5 Mehr Fortschritt wagen. Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und Nach-
haltigkeit. Koalitionsvertrag zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP: https://cms.gruene.de/uploads/documents/Koalitionsvertrag-SPD-
GRUENE-FDP-2021-2025.pdf 

Infografi k von S.14 zum Download: 
www.bwp-zeitschrift .de/g557 
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Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz – 
Rechtliche Änderungen und erste Erkenntnisse zur 
quantitativen Entwicklung 
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Flüchtlinge, Nürnberg 
Johannes.Graf@bamf.bund.de 

Seit März  2020 eröffnet das Fachkräfteeinwanderungsgesetz  Fachkräften  

aus Drittstaaten neue Migrationsperspektiven nach Deutschland. Der Beitrag 

nimmt dies zum Anlass, die rechtlichen Änderungen insbesondere für nicht 

akademische Fachkräfte darzustellen und einen ersten quantitativen Über-

blick über die Entwicklung der Erwerbsmigration anhand von Daten aus dem 

Ausländerzentralregister zu geben. 

Rechtliche Rahmenbedingungen 

Mit dem Fachkräfteeinwanderungs-
gesetz (FEG) soll der Problematik des 
Fachkräftemangels in Deutschland ins-
besondere im Hinblick auf nicht aka-
demische Fachkräfte begegnet werden 
(vgl. Graf/Heß 2020). Dazu wurde im 
Aufenthaltsgesetz u. a. erstmals ein ein-
heitlicher Fachkräftebegrif defniert, 
welcher neben Personen mit Hochschul-
abschluss (§ 18 b AufenthG) nun auch 
solche mit einer nicht akademischen 
Qualifkation, die einer inländischen 
Ausbildung gleichwertig ist, einbezieht 
(§ 18 a AufenthG). 
Die gesetzlichen Änderungen und Re-
gelungen verfolgen das Ziel, den Zu-
zug von (angehenden) Fachkräften 
aus Drittstaaten nach Deutschland zu 
erleichtern.1 Umfassende Änderungen 
durch das FEG gelten vor allem für nicht 
akademische Fachkräfte, die nun leich-
ter zu Arbeitszwecken nach Deutsch-
land einreisen können. Hierzu wurde 
die Einschränkung auf von der Bun-
desagentur für Arbeit (BA) festgelegte 

Engpassberufe abgeschaft, wodurch 
alle der Qualifkation entsprechenden 
Berufe ausgeübt werden dürfen. Dar-
über hinaus ermöglicht das FEG eine 
qualifzierte Beschäftigung in verwand-
ten Ausbildungsberufen, z.B. kann eine 
Bäckerin nun auch als Konditorin arbei-
ten.2 Eine weitere zentrale Änderung ist 
der Wegfall der Vorrangprüfung durch 
die BA für alle Fachkräfte. Geprüft 
wurde hierbei, ob für den konkreten 
Arbeitsplatz ein Bewerber oder eine 
Bewerberin aus Deutschland oder der 
EU zur Verfügung steht. Weiterhin er-
halten bleibt jedoch die Prüfung der 
Arbeitsbedingungen durch die BA. 
In der Regel müssen ausländische Fach-
kräfte weiterhin einen Arbeitsvertrag 
bzw. ein konkretes Arbeitsplatzangebot 
und eine in Deutschland anerkannte 
Qualifkation vorweisen, um ein Visum 
für die Einreise zu erhalten. Zusätzlich 
wurde die bereits zuvor für akademi-
sche Fachkräfte bestehende Möglich-
keit, zur Arbeitsplatzsuche einzureisen, 
mit dem FEG auch für nicht akademi-
sche Fachkräfte eingeführt (§ 20 Abs. 1 

AufenthG). Personen, deren ausländi-
sche Berufsausbildung nur teilweise 
gleichwertig mit einer inländischen Be-
rufsausbildung ist, können bestimmte 
berufiche Erfahrungen oder Kompe-
tenzen durch Qualifzierungsmaßnah-
men in Deutschland nachholen (§ 16 d 
AufenthG). Ebenso wurde die Möglich-
keit ausgebaut, für die Aufnahme einer 
qualifzierten betrieblichen oder schu-
lischen Berufsausbildung einzureisen 
(§ 16 a AufenthG Abs. 1 bzw. 2) und die 
Option eingeführt, sich einen solchen 
Ausbildungsplatz erst nach der Einreise 
zu suchen (§ 17 Abs. 1 AufenthG) (vgl. 
auch Studthoff in diesem Heft). 
Eine gezielte Unterstützung für Un-
ternehmen, die eine konkrete, noch 
im Ausland lebende, Fachkraft in 
Deutschland beschäftigen wollen, 
bietet das beschleunigte Fachkräfte-
verfahren (§ 81 a AufenthG). Hierfür 
leitet der Arbeitgeber das Verfahren in 
Vollmacht der Fachkraft bei einer zu-
ständigen Ausländerbehörde ein. Durch 
eine Verkürzung der Bearbeitungsfris-
ten im Verwaltungsverfahren soll die 
Dauer bis zur Erteilung des Visums zur 
Einreise deutlich reduziert werden. Das 
Verfahren kann auch für Auszubildende 
und Personen, die eine Qualifzierungs-
maßnahme absolvieren wollen, genutzt 
werden. 

1 Das FEG beinhaltet neben den Neuerungen 
der Einwanderungsregelungen weitere Ände-
rungen für die Bildungs- und Erwerbsmigra-
tion, die nicht im Fokus dieses Beitrags stehen 
(vgl. dazu Graf/Heß 2020). 

2 Vgl. ausführlich die FEG-Anwendungshinwei-
se des Bundesinnenministeriums 
(www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/ 
veroeffentlichungen/themen/migration/anwen 

dungshinweise-fachkraefteeinwanderungs 

gesetz.html). 

urn:nbn:de:0035-bwp-22116-4 

www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE
mailto:Johannes.Graf@bamf.bund.de
mailto:Eugenie.Becker@bamf.bund.de
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/migration/anwendungshinweise-fachkraefteeinwanderungsgesetz.html
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Abbildung 

Drittstaatsangehörige mit Ersterteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach§§ 16-21 AufenthG zwischen März und 

Dezember 2020 ohne vorherigen Aufenthaltstitel 

Sonstige Erwerbsmigration 

Sonstige Beschäftigungszwecke 
(§ 19 c AufenthG) ~ 

Blaue l<arte EU 
(§ 18 b Abs. 2 AufenthG) 

~ 

Fachl<raft mit akademischer 
Ausbildung 
(§ 18 b Abs. 1 AufenthG) 

------

13% 

9% 

Gesamt: 
52.827 

Studium 
/ (§16b AufenthG) 

Berufsausbildung 
(§ 16 a AufenthG) 

......._ ------ Sonstige 

Fachkraft mit Berufsausbildung 
(§ 18 a AufenthG) 

Bildungsmigration 
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Quelle: AZR (Stichtag: 31.3.2021) 

Quantitative Entwicklung der Bil-
dungs- und Erwerbsmigration 

Um einen ersten Einblick zu erhalten, 
wie sich die Bildungs- und Erwerbs-
migration nach Deutschland seit In-
krafttreten des FEG entwickelt hat, 
werden im Folgenden ausgewählte 
Daten aus dem Ausländerzentralregister 
(AZR) vorgestellt (vgl. die ausführliche 
Darstellung der Ergebnisse und Metho-
dik in Graf 2021 und 2022). Dabei ist 
zu bedenken, dass praktisch gleichzeitig 
mit dem FEG auch die COVID-19-Pan-
demie ihre Wirkung entfaltete und zu 
zahlreichen Einschränkungen der in-
ternationalen Mobilität führte. 
Das AZR bildet eine der wichtigsten 
Datengrundlagen zur Darstellung der 
Migration nach Deutschland. Für alle 
Drittstaatsangehörigen ist darin u.a. 
ihr Aufenthaltszweck vermerkt, sobald 
die zuständige Ausländerbehörde den 
jeweiligen Aufenthaltstitel an die Per-
son ausgehändigt hat. Daneben können 
auch Erteilungen von Aufenthaltstiteln 

an Personen abgebildet werden, die sich 
bereits zuvor mit einem anderen Titel 
in Deutschland aufgehalten haben (sog. 
Statuswechsel). Mit dem hier verwen-
deten Konzept der Ersterteilung werden 
nur jene Personen erfasst, die im Be-
trachtungszeitraum ihren Aufenthaltsti-
tel erstmalig erhalten haben (d.h. ohne 
Verlängerungen). 

Ersterteilung von Aufenthaltstiteln 
von März bis Dezember 2020 

Von März bis Dezember 2020 wurde 
an ca. 36.000 Personen eine Aufent-
haltserlaubnis im Rahmen der Bil-
dungsmigration (§§ 16–17 AufenthG) 
erstmalig erteilt. Weitere rund 59.000 
Personen erhielten einen befristeten Ti-
tel im Rahmen der Erwerbsmigration 
(§§ 18–21 AufenthG).3 Während unter 
Ersteren bei mindestens zwei Dritteln 
(24.493) von einer Neuzuwanderung 
ausgegangen werden kann,4 beträgt die-
ser Wert für die Erwerbsmigrantinnen 
und -migranten nur knapp die Hälfte 

und liegt bei 28.334 Personen ohne 
vorherigen Titel. Dies bedeutet, dass 
Statuswechsel für die Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis zur Erwerbstä-
tigkeit (bspw. bei einem Wechsel aus 
einem Studium in die Erwerbstätigkeit) 
aktuell eine deutlich höhere Bedeutung 
haben (vgl. ausführlich Tab. 1 im elec-
tronic supplement). 
Im Folgenden wird näher auf die Perso-
nen eingegangen, die im betrachteten 
Zeitraum ihre erste Aufenthaltserlaub-
nis in Deutschland erteilt bekamen. Die 
Abbildung zeigt diese knapp 53.000 Per-
sonen ohne vorherigen Aufenthalts-
titel aufgeteilt nach den wichtigsten 
Rechtsgrundlagen der Bildungs- und 
Erwerbsmigration. 
Dabei zeigt sich, dass Studierende mit 
etwa einem Drittel (18.159) die größte 

3 Inkl. Titeln zur Arbeitsplatzsuche; ohne 
Niederlassungserlaubnisse. 

4 Der Einreisezeitpunkt kann dabei auch vor 
dem Berichtszeitraum der Erteilungsstatistik 

liegen. 
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Einzelgruppe bilden. Andere Bildungs-
migrantinnen und -migranten, die bspw. 
für eine inländische Berufsausbildung 
(3.493), die Anerkennung eines aus-
ländischen Abschlusses (1.486) oder 
für einen Sprachkurs nach Deutsch-
land gekommen sind, stellen deutlich 
kleinere Gruppen dar. Die zentralen 
Staatsangehörigkeiten der nicht aka-
demischen Bildungsmigrantinnen und 
-migranten weichen dabei deutlich von 
denen der akademischen ab. Während 
Studierende zu etwa einem Drittel aus 
Indien oder China stammen, liegt bei 
den übrigen Bildungsmigrantinnen und 
-migranten Vietnam mit einem Anteil 
von über einem Fünftel an erster Stelle 
(vgl. Tab. 2 im electronic supplement). 
Im Vergleich zu Studierenden sind diese 
Personen außerdem im Schnitt etwas 
älter und unter ihnen besteht ein deut-
lich höherer Frauenanteil (vgl. Tab. 3 
im electronic supplement). 
Für die Erwerbsmigration zeigt sich 
eine hohe quantitative Bedeutung 
(12.760 Personen) der nach der Be-
schäftigungsverordnung geregelten 
sonstigen Beschäftigungszwecke (§19c 
AufenthG), die zum Großteil bereits vor 
Inkrafttreten des FEG bestanden. Allein 
die sogenannte Westbalkanregelung 
(§ 26 Abs. 2 BeschV), nach der bis Ende 
2023 jährlich bis zu 25.000 Personen 
für eine Erwerbstätigkeit unabhängig 
von einer anerkannten Qualifkation 
einreisen können, macht zwischen 
März und Dezember 2020 mit 6.938 
Personen über die Hälfte dieser Gruppe 
aus. Die mit einem Mindestgehalt ver-
bundene Blaue Karte EU für Personen 
mit Hochschulabschluss umfasst einen 
ähnlich großen Personenkreis (6.751), 
während die durch das FEG neu ein-
geführten Fachkräftetitel (§§ 18 a und 
18 b Abs. 1 AufenthG) zumindest unter 
neu zugewanderten Personen bislang 
einen geringeren Anteil aufweisen (zu-
sammen 4.258). 

Einen zentralen Anteil der nicht aka-
demischen Fachkräfte nach § 18 a 
AufenthG bilden Staatsangehörige der 
Westbalkanstaaten mit über 50 Prozent 
(vgl. Tab. 5 im electronic supplement), 
obwohl diese hier im Gegensatz zur 
Westbalkanregelung eine anerkannte 
Berufsausbildung benötigen. Den Ein-
zelstaat mit den zweithäufgsten Ertei-
lungen stellen die Philippinen dar. In 
Verbindung mit einem vergleichsweise 
hohen Frauenanteil von fast 50 Prozent 
(im Vergleich zu 30 % in der gesamten 
Erwerbsmigration) lässt sich vermuten, 
dass es sich vielfach um Pfegekräfte 
handelt, was aus dem AZR allerdings 
nicht direkt ablesbar ist. 
Für den neuen Titel für akademische 
Fachkräfte nach § 18 b Abs. 1 AufenthG 
lassen sich Unterschiede zur Blauen 
Karte EU erkennen. Während die Blaue 
Karte zu knapp einem Viertel an indi-
sche Staatsangehörige erteilt wurde, ist 
deren Anteil für § 18 b Abs. 1 AufenthG 
nur halb so hoch. Dieser Titel verteilt 
sich damit deutlich breiter auf verschie-
dene Staatsangehörigkeiten, mit etwas 
höheren Werten für bspw. den Iran oder 
China (vgl. Tab. 6 im electronic supple-
ment). Ebenso liegt der Frauenanteil 
mit 42 Prozent deutlich über dem der 
Blauen Karte EU (27 Prozent). 

Entwicklungen im ersten Halbjahr 
2021 

Von Januar bis Juni 2021 erhielten über 
29.000 Personen eine Aufenthaltser-
laubnis für eine Bildungsmaßnahme 
sowie weitere ca. 40.000 Personen im 
Rahmen der Erwerbsmigration. Per-
sonen ohne vorherigen Titel stellen 
wie zuvor die deutliche Mehrheit der 
Drittstaatsangehörigen in der Bildungs-
migration und lediglich etwas weniger 
als die Hälfte der Erwerbsmigrantinnen 
und -migranten. Für die neu zugewan-
derten Personen weicht die Verteilung 

auf die einzelnen Kategorien innerhalb  
der Bildungsmigration nicht wesentlich  
von den Zahlen für 2020 ab. Bezüglich  
der Erwerbsmigration zeichnet sich  
jedoch eine sinkende Bedeutung der  
Westbalkanregelung ab. 

Ausblick 

In einer ersten Analyse der erteilten  
Aufenthaltstitel aus dem Zeitraum von  
März 2020 bis Juni 2021 wird deutlich,  
dass es trotz der COVID-19-Pandemie 
nicht zu einem Erliegen der Erwerbs-
migration gekommen ist. Die Auswer-
tung zeigt, dass bislang aus den meisten  
Drittstaaten weiterhin vor allem (ange-
hende) akademische Fachkräfte einrei-
sen. Das BAMF-Forschungszentrum be-
hält die Auswirkungen des FEG sowohl  
im Rahmen der laufenden statistischen  
Berichterstattung als auch in einem  
eigenen Begleitforschungsprojekt5 im 
Blick. Letzteres beinhaltet zusätzlich  
qualitative Interviews mit den an der  
Umsetzung des FEG beteiligten Stellen  
wie ausgewählten Ausländerbehörden  
und Auslandsvertretungen. Eine Veröf-
fentlichung des Forschungsberichts ist  
für März 2023 geplant. 

 
s

5 Vgl. www.bamf.de/SharedDocs/Projekte  
Reportagen/DE/Forschung/Migration/fachkraefte  
einwanderungsgesetz.html. 

Die im Text erwähnten Tabellen finden Sie als electronic supplement zu 
diesem Beitrag unter www.bwp-zeitschrift.de/e560 
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Bildungsinvestitionen von Zugezogenen in Deutschland – 
Implikationen für das Fachkräfteeinwanderungsgesetz* 

ERIC SCHUß 
Dr., wiss. Mitarbeiter im BIBB 
Eric.Schuss@bibb.de 

Selbst für  Zugezogene, die im Ausland eine Berufsausbildung oder ein Hoch-

schulstudium absolviert haben, ist die Integration in den deutschen Arbeits-

markt oftmals ein mehrjähriger  Prozess. Anhand der  IAB-SOEP-Migrations-

stichprobe für  die Befragungsjahre 2013 bis 2019 wird aufgezeigt, dass selbst  

diese gut qualifizierten Personengruppen nach Zuzug zunächst Sprachkurse 

belegen und weitere Bildungsabschlüsse erwerben. Zudem wird herausge-

stellt, dass ihre Bildungspartizipation nicht nur  vom Niveau der  vor  Zuzug  

erworbenen Qualifikation abhängt, sondern auch vom rechtlichen Zuzugs-

weg und der Berufswahl. 

Hintergrund 

Zugezogene weisen eine geringere Arbeitsmarktpartizipa-
tion und ein geringeres Arbeitseinkommen auf als einhei-
mische Personen – auch bei vergleichbarem Bildungs- und 
Qualifkationsniveau  (vgl.  Algan  u. a.  2010).  Ein  Haupt-
grund hierfür ist, dass sie ihre im Ausland erworbenen  
Qualifkationen in Deutschland nur eingeschränkt verwer-
ten können. Dies betrift insbesondere Zugezogene aus  
Drittstaaten (vgl. Liebau/Romiti 2014). Selbst wenn sie  
bereits Arbeitsmarkterfahrung und Qualifkationen gesam-
melt haben, müssen sie sich zunächst um die Anerkennung 
ihrer Berufsabschlüsse bemühen oder Bildungsabschlüsse  
in Deutschland erwerben. Dadurch erstreckt sich der Weg  
in eine erste qualifkationsadäquate Beschäftigung oftmals 
über mehrere Jahre. 
2019 kamen lediglich zwölf Prozent der Zugezogenen aus  
Drittstaaten zum Zweck der Erwerbstätigkeit und nur elf  
Prozent zu Bildungszwecken nach Deutschland (vgl. bamf  
2020, S. 87).1 Die bislang geltenden Restriktionen, zu Er-
werbszwecken aus einem Drittstaat einzureisen, haben  

bislang dazu geführt, dass Migrantinnen und Migranten  
andere rechtliche Einreisewege gewählt haben. 
Das 2020 in Kraft getretene Fachkräfteeinwanderungsge-
setz weitet die Möglichkeiten, zum Zweck der Erwerbs-
tätigkeit bzw. der Arbeitsplatzsuche aus einem Drittstaat  
einzureisen, auf Personen mit beruficher Bildung aus (vgl. 
Infokasten). Bei Vorliegen eines Arbeitsplatzangebots ist  

Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz 

Das 2020 in Kraft getretene Fachkräfteeinwanderungsgesetz  
zielt insbesondere darauf ab, den Zuzug von Fachkräften mit  
beruflicher Bildung aus Drittstaaten zu fördern. Dabei sollen 
Zuzüge zu Erwerbszwecken von Personen aus Drittstaaten 
erleichtert  werden, denen ein Arbeitsplatzangebot  vorliegt und 
die eine in Deutschland als gleichwertig anerkannte Berufsqua-
lifikation nachweisen können. 

Der  Zuzug ist seitdem nicht mehr auf die Engpassberufe 
beschränkt. Zusätzlich entfällt die Vorrangprüfung. Vor Einstel-
lung der Fachkraft muss somit keine Überprüfung stattfinden, ob 
stattdessen eine deutsche oder europäische Fachkraft eingestellt  
werden kann. Eine erneute Einführung der  Vorrangprüfung ist  
unter bestimmen Bedingungen jedoch möglich. 

Das Gesetz weitet  zudem die Möglichkeiten der Einreise zur  
Arbeitsplatzsuche auf Personen mit beruflicher Bildung aus. 
Auch dieser erwerbsbezogene Einreisezweck ist an den Nachweis 
einer in Deutschland als gleichwertig anerkannten Berufsquali-
fikation geknüpft. Zudem ist der Nachweis über die für die 
angestrebte Tätigkeit erforderlichen Deutschkenntnisse zu 
erbringen. 

Auch für den Zuzug zur beruflichen Ausbildung, zum Studium 
sowie zur  Ausbildungs- oder  Studienplatzsuche ist der Nachweis 
von Deutschkenntnissen auf dem Niveau B1 bzw. B2 notwendig. 
Für den Zuzug zur  Anerkennung beruflicher  Abschlüsse werden 
Deutschkenntnisse auf dem Niveau A2 gefordert (für eine 
ausführliche Beschreibung vgl. Brücker u.a. 2019). 

* Ich danke Alexander Christ für konstruktive Rückmeldungen zu einer 
früheren Version des Beitrags. 

1 Der Zuzug aufgrund eines Bildungszwecks umfasst in diesem Fall Zuge-
zogene, die in Deutschland ein Studium oder einen Sprachkurs beginnen, 
sowie Personen, die in Deutschland die Schule besuchen oder eine 
sonstige Ausbildung machen. Des Weiteren sind 18 Prozent aus familiä-
ren Gründen zugezogen, 18 Prozent sind aus humanitären Gründen 
zugezogen oder weisen eine Aufenthaltsgestattung oder eine Duldung 
auf, ein Prozent hat zudem eine Niederlassungserlaubnis und drei Pro-
zent ein EU-Aufenthaltsrecht. Die restlichen 37 Prozent weisen sonstige 
Gründe auf, hierunter fallen bspw. Personen, die vom Erfordernis eines 
Aufenthaltstitels befreit sind oder die einen Antrag auf einen Aufent-
haltstitel gestellt haben (vgl. bamf 2020, S. 86–87). 

urn:nbn:de:0035-bwp-22119-7 
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Abbildung 

Bildungspartizipation und Sprachkursteilnahme seit Zuzug nach rechtlichem Zuzugsweg und Aufenthaltswecl< 
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hierfür der Nachweis einer in Deutschland als gleichwertig 
anerkannten Berufsqualifkation erforderlich. Zieht man  
zum Zweck der Arbeitsplatzsuche zu, müssen deutsche  
Sprachkenntnisse, die für die Ausübung der angestrebten  
Tätigkeit erforderlich sind, nachgewiesen werden. 
Der Beitrag verdeutlicht im Folgenden, dass sowohl Zuge-
zogene aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union (Unionsbürger/-innen) als auch Drittstaatsangehö-
rige nach Zuzug zunächst in den Erwerb (weiterer) Bil-
dungsabschlüsse  und  in  den  Erwerb  der  deutschen  Spra-
che investieren. Das bedeutet, dass die Zuzugsbedingungen  
(anerkannte Berufsausbildung und Deutschkenntnisse)  
oftmals erst nach Zuzug sukzessive erworben und erfüllt  
werden. Dies gilt auch für Personen, die vor Zuzug bereits  
eine Ausbildung abgeschlossen haben. Inwiefern die Bil-
dungspartizipation und die Sprachkursteilnahme vom  
Zuzugsweg  und dem Niveau der  vor Zuzug erworbenen  
berufichen Bildung abhängen und wie dies im Kontext des 
Fachkräfteeinwanderungsgesetzes zu interpretieren ist, ist 
Thema der folgenden Analysen. 

Datengrundlage 

Um zu untersuchen, in welchem Maße Zugezogene in den 
Erwerb von Bildungsabschlüssen und Deutschkenntnissen 
investiert haben, werden ihre Bildungspartizipation und  
die Sprachkursteilnahme anhand der IAB-SOEP-Migra- 

tionsstichprobe für die Jahre 2013 bis 2019 analysiert. Die 
Stichprobe enthält u. a. Angaben zur Bildungs- und Er-
werbsbiografe von Personen, die aus der EU und aus Dritt-
staaten nach Deutschland zugezogen sind und zwar sowohl 
vor Zuzug als auch nach Zuzug in den Befragungsjahren von 
2013 bis 2019 (vgl. Infokasten). Um die jüngste Zuwande-
rung adäquat abzubilden, konzentrieren sich die folgen-
den Ergebnisse auf Personen, die ab dem Jahr 2005 nach 
Deutschland zugezogen sind. Asylbewerber/-innen und Ge-
füchtete wurden dabei ausgeschlossen. Zudem werden nur 
im Ausland geborene Zugezogene ohne Fluchthintergrund 
betrachtet, die zwischen 18 und 64 Jahre alt sind. Dies er-
gibt eine Stichprobe von 2.494 Personen. 

Die IAB-SOEP-Migrationsstichprobe 

Die IAB-SOEP-Migrationsstichprobe ist eine seit 2013 jährlich 
wiederholte Befragung von Haushalten, in denen der Haus-
haltsvorstand einen Migrationshintergrund aufweist. Das 
gemeinsame Projekt des Instituts für  Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forschung (IAB) und des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) am 
Deutschen Institut für  Wirtschaftsforschung (DIW) Berlin erfragt  
eine Vielzahl migrationsspezifischer Faktoren. Durch eine 
disproportionale Stichprobenziehung erlaubt der Datensatz auch 
Aussagen über  Zugezogene aus bestimmten Herkunftsstaaten 
wie Bulgarien, Rumänien oder der  Türkei sowie über (Spät-) 
Aussiedler (für eine detaillierte Beschreibung des Datensatzes 
vgl. Brücker u.a. 2014). 

Anmerkung: Bildungspartizipation und Zuzugsweg ist für insgesamt 1.792 Personen gegeben. Die entsprechende Auswertung für die Sprachkursteil-
nahme basiert auf 2.255 Personen. Um Personen, die wiederholt an den Befragungen teilgenommen haben, im Vergleich zu Personen, die nur einmal 
an der Befragung teilgenommen haben, nicht zu stark zu gewichten, wird jeweils nur der Wert der letzten Beobachtung verwendet. 

Quelle: IAB-SOEP-Migrationsstichprobe 2013–2019; gewichtet; eigene Berechnung und eigene Darstellung. 
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Tabelle 

Bildungspartizipation und Sprachl<ursteilnahme seit Zuzug nach erworbenem Bildungsabschluss vor Zuzug 

Bildungspartizipation Sprachl<u rsteilnah me 

Insgesamt 
Unions-

bürger/-innen 
Drittstaats­
angehörige 

Insgesamt 
Unions­

bürger/-innen 
Drittstaats­
angehörige 

Insgesamt 29,0% 23,5% 36,2% 45,0% 34,3% 59,5% 

nach Bildungsabschluss 
vor Zuzug 

keine Berufsbildung 23,9% 19,0% 38,5% 29,6% 

sch u I isch e/betri ebli ehe 
Ausbildung oder 
angelernt 

13,1 % 12,9% 13,7% 45,0% 35,5% 72,8% 

Hochsch u lstu d iu m, 
einschl. Promotion 

37,7 % 32,7 % 45,0% 53,2% 38,8% 73,9% 

Personen 1.778 1.082 696 2.237 1.367 870 
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Anmerkungen: Um Personen, die wiederholt an den Befragungen teilgenommen haben, im Vergleich zu Personen, die nur einmal an der Befragung 
teilgenommen haben, nicht zu stark zu gewichten, wird jeweils nur der Wert der letzten Beobachtung verwendet. 

Quelle: IAB-SOEP-Migrationsstichprobe 2013–2019; gewichtet; eigene Berechnung und eigene Darstellung. 

Bildungsinvestitionen unterscheiden sich nach 
rechtlichem Zuzugsweg und Aufenthaltszweck 

Insgesamt haben 29 Prozent der Zugezogenen seit ihrem 
Zuzug eine Berufsausbildung, eine Weiterbildung oder Um-
schulung oder ein Studium in Deutschland begonnen (vgl. 
Abb.).2 Davon haben bereits 36 Prozent eine betriebliche, 
schulische oder sonstige Ausbildung oder eine Umschulung 
und 26 Prozent ein Studium abgeschlossen. Zudem haben 
insgesamt 45 Prozent an einem Sprachkurs in Deutschland 
teilgenommen.3 

Die Abbildung zeigt zudem auf, dass für Zugezogene aus 
Drittstaaten die Bildungspartizipation (36 %) und die 
Sprachkursteilnahme (60 %) jeweils deutlich höher aus-
fällt als für Unionsbürger/-innen (24 % bzw. 34 %). Dies 
gilt auch, wenn man den in der Befragung angegebenen 
Aufenthaltszweck bei Zuzug berücksichtigt. Dabei werden 
zwei Gruppen näher betrachtet: 
Familiennachzug: Personen, die als Ehepartner/-innen, 
Kinder oder andere Familienangehörige bereits in Deutsch-
land lebenden Personen nachgefolgt sind. 
Bildungs- oder erwerbsbezogener Aufenthaltszweck: 
Personen, die mit einer Jobzusage aus Deutschland, als Ar-
beitsuchende, Studierende, Schüler/-innen oder Auszubil-
dende zugezogen sind. 

2 Der Besuch einer allgemeinbildenden Schule wurde aufgrund des Fokus 
auf die Berufsbildung von der Definition der Bildungspartizipation aus-
geschlossen. 

3 Die Art des Sprachkurses, bspw. eine Unterscheidung zwischen 
BAMF-Integrationskurs und berufsbezogenem Sprachkurs, ist anhand der 
Datengrundlage nicht möglich. 

Personen, die im Rahmen des Familiennachzugs zugezo-
gen sind, nehmen häufger an Sprachkursen und seltener 
an Bildungsangeboten teil als Personen, die aus bildungs-
oder erwerbsbezogenen Zwecken zugezogen sind. Dies gilt 
sowohl für Unionsbürger/-innen als auch für Drittstaats-
angehörige. Insgesamt variiert für Drittstaatsangehörige 
die Bildungspartizipation stark nach dem Aufenthaltszweck 
bei Zuzug. Der Anteil derer, die an einem Sprachkurs teilge-
nommen haben, liegt in dieser Gruppe hingegen auf relativ 
ähnlichem Niveau. 

Akademisch Qualifizierte investieren nach Zuzug 
am häufigsten in Bildung 

Nicht nur Personen, die bei Zuzug keinen Berufsabschluss 
aufweisen, investieren in Deutschland in Bildung (vgl. 
Tab.). Insbesondere Personen, die bereits mit einem Hoch-
schulabschluss zugezogen sind, erwerben weitere Bildungs-
abschlüsse (38 %). Am geringsten ist die Bildungspartizi-
pation bei jenen, die im Heimatland eine schulische oder 
betriebliche Ausbildung gemacht haben oder im Betrieb 
angelernt wurden (13 %). 
Die Tabelle verdeutlicht zudem, dass Drittstaatsangehöri-
ge auch bei Berücksichtigung des vor Zuzug erworbenen 
Bildungsabschlusses zu höheren Anteilen in Bildung inves-
tieren. 33 Prozent der Personen mit einem abgeschlossenen 
Hochschulstudium, die aus einem EU-Staat zugezogen sind, 
beginnen in Deutschland eine Ausbildung, Umschulung 
oder ein Studium. Bei den Drittstaatsangehörigen mit aka-
demischer Bildung sind es hingegen 45 Prozent. Ein ähn-
liches Bild ergibt sich für die Teilnahme an Sprachkursen. 
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Lediglich für Personen, die eine betriebliche Ausbildung ab-
geschlossen haben oder die im Betrieb angelernt wurden, ist 
das Niveau der Bildungspartizipation in Deutschland zwi-
schen zugezogenen Unionsbürgerinnen und -bürgern und 
Drittstaatsangehörigen auf einem ähnlichen Niveau. Jedoch 
nehmen Drittstaatsangehörige mit betrieblicher Ausbil-
dung oder Anlernerfahrung im Betrieb sehr viel häufger an 
Sprachkursen teil (73 %) als die entsprechende Gruppe der 
Unionsbürger/-innen (36 %). 

Berufswahl und -reglementierung beeinflussen 
Investitionen in Bildung und Sprache 

Die Notwendigkeit, nach Zuzug in den Erwerb weiterer Bil-
dungsabschlüsse und in den Erwerb der deutschen Spra-
che zu investieren, hängt maßgeblich von der Berufswahl 
ab. Diese unterscheidet sich deutlich zwischen Männern 
und Frauen. Die empirischen Analysen zeigen auf, dass 
Migrantinnen zum Befragungszeitpunkt am häufgsten im 
Berufsbereich »Gesundheit, Soziales, Lehre und Erziehung« 
(27 %) und im Bereich »Kaufmännische Dienstleistungen, 
Warenhandel, Vertrieb, Hotel und Tourismus« (23 %) tätig 
sind.4 Von Männern werden hingegen am häufgsten die 
Bereiche »Rohstofgewinnung, Produktion und Fertigung« 
(39 %) und »Verkehr, Logistik, Schutz und Sicherheit« 
(22 %) gewählt. 
Weitere empirische Analysen zeigen auf, dass Frauen vor 
Zuzug häufger als Männer in reglementierten Berufen tä-
tig waren; dies sind Berufe, bei denen »der Berufszugang, 
die Berufsausübung und das Führen des Berufstitels durch 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften an den Nachweis ei-
ner zertifzierten Berufsqualifkation gebunden« sind (Vi-
cari 2014, S. 6). Zur Unterscheidung von Berufsgruppen 
mit mehrheitlich reglementierten und nicht reglementier-
ten Berufen wird der Reglementierungsindex nach Vicari 
(2014) genutzt. Er misst den Anteil an Einzelberufen inner-
halb der Berufsgruppen (Dreisteller der KldB 2010), die 
reglementiert sind. Darunter fallen größtenteils Berufe, die 
akademische Abschlüsse erfordern (bspw. die Berufe Leh-
rer/-in, Arzt/Ärztin und Ingenieur/-in), aber auch einige 
Berufe, für die eine Ausbildung erforderlich ist wie viele Ge-
sundheitsfachberufe (bspw. Pfegefachmann/-frau). Wäh-
rend der Reglementierungsindex der vor Zuzug ausgeübten 
Tätigkeit für Frauen einen Wert von 16,4 aufweist, liegt er 
für Männer bei lediglich 10,6.5 Zudem weisen die Tätigkei-
ten von Personen, die nach Zuzug weitere Bildungsinvesti-
tionen vornehmen, einen höheren Reglementierungsindex 
(20,1) auf als die Tätigkeiten von Personen, die nach Zuzug 
keine Ausbildung, Umschulung oder kein Studium begin-

4 Jeweils Einsteller der KldB (2010). 

5 Auch für die derzeit ausgeübte Tätigkeit liegt der Reglementierungs-
index für Frauen (15,9) höher als für Männer (10,2). 

nen (Reglementierungsindex von 9,7). Die vor Zuzug ge-
trofene Wahl eines reglementierten Berufs geht somit mit 
einer höheren Notwendigkeit einher, nach Zuzug in Bildung  
zu investieren. 

Implikationen für das Fachkräfteeinwanderungs-
gesetz 

Die Analysen anhand der IAB-SOEP-Migrationsstichprobe  
zeigen, dass auch Personen, die vor Zuzug bereits Berufs-
qualifkationen erworben haben, in Deutschland oftmals  
zunächst weitere Bildungsabschlüsse erwerben und an  
Sprachkursen teilnehmen müssen, um ihre zuvor erworbe-
nen Qualifkationen auf dem deutschen Arbeitsmarkt ver-
werten zu können. Dies gilt sowohl für Personen, die aus  
einem Mitgliedstaat der EU zugezogen sind, als auch für  
Personen aus Drittstaaten. 
Zudem wählen Frauen häufger als Männer Berufe, die in  
Deutschland reglementiert sind und in  denen die Beherr-
schung der deutschen Sprache vorausgesetzt wird. Die vor-
liegenden Ergebnisse basieren jedoch auf einer einfachen  
deskriptiven Analyse, in welcher nicht sämtliche relevanten  
Faktoren der Bildungspartizipation berücksichtigt wurden. 
Der Zusammenhang zwischen der genauen Berufswahl und  
der Notwendigkeit, nach Zuzug in Bildung zu investieren,  
kann daher nur angedeutet werden. 
Was bedeuten die dargestellten Ergebnisse mit Blick auf das 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz? Der darin festgeschrie-
bene Nachweis einer anerkannten Berufsqualifkation und 
von Deutschkenntnissen je nach bestimmtem Einreisezweck  
sind vor dem Hintergrund der hohen Zahl an Personen, die 
nach Zuzug in Bildung und Sprachkenntnisse investieren,  
als restriktive Bedingungen für den Zuzug zu bewerten. Die 
Analysen deuten an, dass die Zuzugsbedingungen (aner-
kannte Berufsausbildung und Deutschkenntnisse) oftmals 
erst nach Zuzug sukzessive erworben und erfüllt werden.  
Ein Grund hierfür ist, dass Berufsabschlüsse in Drittstaaten 
oftmals ohne Zertifzierung durch das direkte Anlernen im 
Betrieb erworben werden (vgl. Bürmann 2020). 
Die strengen Voraussetzungen für einen Zuzug aus Er-
werbsgründen verkürzen in Zukunft möglicherweise die  
Zeit zwischen Zuzug und erster Beschäftigung  in  Deutsch-
land für Personen, die über einen Berufsabschluss und das 
geforderte Sprachkompetenzniveau verfügen, da der Aner-
kennungsprozess der Berufsabschlüsse (teilweise) vor den 
Zeitpunkt des Zuzugs verschoben werden soll. Dies wäre  
ein wünschenswerter Efekt. Zudem ist eine Verbesserung  
der Passgenauigkeit zwischen Qualifkation der Zugezoge-
nen und dem formulierten Anforderungsprofl seitens der  
Betriebe möglich. 
Ob sich durch diese restriktiven Voraussetzungen aber tat-
sächlich die Zahl der Zugezogenen steigern lässt, bleibt  
abzuwarten. Die beschriebenen restriktiven Voraussetzun-



 

 
 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

_!>i!>_!> _______________________ ~-

Junge Geflüchtete erfolgreich ausbilden 

Monika Beths<:helder I Anne Knappe I Karin Wulle~~• 

Junge Geflüchtete 
erfolgreich ausbilden 
EinQuali/izierungskonzeptzurVorbereitungund 
UnterstOtzungdes~trieblichenAusbildungsP"rsonals 

Dieser Praxisband stellt ein berufsübergreifend angelegtes 

Fortbildungskonzept vor, mit dem das ausbildende Personal 
systematisch auf mögliche schwierige Alltagssituationen bei der 

Ausbildung von Geflüchteten vorbereitet werden soll. In vier 

Modulen werden mögliche Ursachen von Konflikten differenziert 

untersucht und (durch Wissenserwerb und die Reflexion persönlicher 

Erfahrungen) gemeinsam neue Handlungsoptionen erarbeitet. Das 

Konzept kann als Grundlage für die Entwicklung eigener 

Fortbildungsangebote herangezogen werden. 

BETHSCHEIDER, MONIKA; KNAPPE, ANNE; WULLENWEBER, KARIN: 

Junge Geflüchtete erfolgreich ausbilden. Ein Qualifizierungskonzept zur 

Vorbereitung und Unterstützung des betrieblichen Ausbildungspersonals 

Berufsbildung in der Praxis. Bonn 2021. 54 S., 19,90 EUR 

ISBN 978-3-84 74-2930-2 

Kostenfreier Download: 

www.bibb.de/dienst/veroeffentlichungen/de/publication/show/17278 
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gen für einen Zuzug zum Zweck der Erwerbstätigkeit und 
Arbeitsplatzsuche könnten hierbei eine Hürde darstellen, 
auch wenn der Zuzug zu Erwerbszwecken nun nicht mehr 
auf die Engpassberufe beschränkt ist und die Vorrangprü-
fung entfällt. Im Rahmen dieses Zielkonfikts zwischen 
Quantität und Qualität der Zuwanderung hat sich die Poli-
tik mit dem Gesetz eher für eine kontrollierte und vorsichti-
ge Steuerung entschieden. Ob sich dadurch der langfristige 

Bedarf an Fachkräften decken lässt, muss weiterführende 
Forschung beantworten. Ebenso bleibt abzuwarten, ob und 
inwiefern sich Zusammensetzung und Bildungspartizipa-
tion der Personen, die zu Erwerbszwecken, zur Arbeitssu-
che, zur Anerkennung beruficher Abschlüsse und zur be-
rufichen Ausbildung aus Drittstaaten zuziehen, im Zuge 
der Reform verändern. s
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Einwanderung zur Ausbildung – Wie gestaltet sich der 
Weg in die deutsche Berufsausbildung aus Drittstaaten? 

studthoff@bibb.de 
Wiss. Mitarbeiter im BIBB 
ALEXANDER STUDTHOFF 

welche Möglichkeiten der Optimierung gibt es? 

Welchen Herausforderungen begegnen Auszubildende und Ausbildende und 

men. Die rechtlichen Regelungen sind nun in ihrer Umsetzung zu betrachten: 

den auch die Möglichkeiten, zu  r Berufsausbildung nach Deutschland zu kom-

lichkeiten zur Einwanderung für internationale Fachkräfte. Ausgebaut wur-

Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz  (FEG) erweitert seit März  2020 die Mög-

Berufsausbildung im FEG 

Das FEG öfnet die Zugangswege für Personen aus Drittstaa-
ten, die eine Ausbildung in Deutschland absolvieren möch-
ten. Bei akademischen Abschlüssen verfolgt man diesen 
Ansatz schon länger. Im Jahr 2016 war Deutschland das welt-
weit viertbeliebteste Land für ausländische Studierende.1 

Ein Bildungsabschluss in Deutschland erleichtert den Zu-
gang zum Arbeitsmarkt. Die Anerkennung der Abschlüsse 
ist nicht nötig, darüber hinaus sind die Zugewanderten be-
reits mit der deutschen Sprache und Alltagskultur vertraut, 
wenn sie in Deutschland arbeiten möchten. Diese Option 
für berufich qualifzierte Fachkräfte zu öfnen, war schon 
Teil der Fachkräfte-Strategie der letzten Bundesregierung 
(vgl. BMWi 2019, S. 6). Auch die aktuelle Bundesregierung 
möchte, »dass Menschen aus anderen Ländern in unserem 
Land leichter […] eine Ausbildung machen können.«2 Hier 
besteht jedoch Handlungsbedarf: Von 2016 bis 2019 wur-
den ca. zehnmal mehr Aufenthaltstitel zum Zweck des Stu-
diums und der Studienvorbereitung erteilt als zum Zweck 
der Berufsausbildung (vgl. BAMF 2016, 2017, 2018, 2019). 

Rechtlicher Rahmen der Einwanderung 

Das FEG regelt die Einwanderung von Menschen nach 
Deutschland, die für Arbeit und Ausbildung einen Auf-
enthaltstitel benötigen. Dies gilt für die meisten Staats-
angehörigen außerhalb der Europäischen Union oder des 
Europäischen Wirtschaftsraums, die sogenannten Dritt-
staatsangehörigen. Mit dem FEG wurden zahlreiche Geset-
ze und Verordnungen angepasst, insbesondere das Aufent-
haltsgesetz und seine verschiedenen Aufenthaltstitel. Zuvor 

1 Vgl. https://de.statista.com/infografi k/19029/die-grafi k-zeigt-die-an 

zahl-internationaler-studierender-nach-gastlaendern-weltweit-2016/ 

2 Mehr Fortschritt wagen – Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und Nach-
haltigkeit. Koalitionsvertrag 2021–2025 zwischen SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP, S. 118 (www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Koalitions 

vertrag/Koalitionsvertrag_2021-2025.pdf) 

verstreute Regelungen zur Berufsausbildung wurden mit 
dem FEG gebündelt. Ergänzend zum FEG eröfnen Ände-
rungen im Ausländerbeschäftigungsförderungsgesetz die 
Förderung bei einer Berufsausbildung sowie berufsbezo-
gene Sprachförderung. 

Aufenthalt zur Berufsausbildung: § 16 a Aufenthaltsgesetz 
ermöglicht den Aufenthalt in Deutschland für die Gesamt-
dauer der Berufsausbildung. Voraussetzung für den Auf-
enthaltstitel ist ein Ausbildungsvertrag. Die Bundesagentur 
für Arbeit muss diesem zustimmen und dabei die Vorrang-
prüfung durchführen. In der Regel ist der Nachweis von 
Deutschkenntnissen auf B1-Niveau erforderlich, falls nicht 
der Ausbildungsbetrieb die Deutschkenntnisse als ausrei-
chend bestätigt oder ein der Ausbildung vorgeschalteter 
Sprachkurs in Deutschland besucht werden soll. Während 
der Berufsausbildung sind entgeltliche Beschäftigungen 
von zehn Stunden je Woche und der Bezug von Berufsausbil-
dungsbeihilfe erlaubt. Ein Nachweis des Lebensunterhalts 
in Höhe des geltenden BAföG-Regelsatzes für die Dauer des 
Aufenthalts ist zwingend notwendig. Liegen Ausbildungs-
vertrag und Zulassung zu einem Sprachkurs in Deutschland 
vor, kann der Aufenthalt auch die Dauer des Sprachkurses 
mit umfassen. 

Aufenthalt zur Ausbildungsplatzsuche: § 17 Abs. 1 Auf-
enthaltsgesetz ermöglicht einen maximal sechsmonatigen 
Aufenthalt für die Suche nach einem Ausbildungsplatz. Dies 
erleichtert den Kontakt mit KMU, die oft keine Möglichkeit 
haben, Auszubildende im Ausland anzusprechen. Die Vor-
aussetzungen für den Aufenthaltstitel sind aber umfassend: 
Antragsberechtigt sind Personen im Alter von maximal 
25 Jahren mit spezifschem Schulabschluss.3 Zudem sind 

3 Abschluss einer deutschen Auslandsschule oder Schulabschluss mit 
Hochschulzugangsberechtigung in Deutschland oder im Herkunftsland 
(§ 17 Abs. 1 Nr. 3 AufenthG) 

urn:nbn:de:0035-bwp-22124-0 

https://de.statista.com/infografik/19029/die-grafik-zeigt-die-anzahl-internationaler-studierender-nach-gastlaendern-weltweit-2016/
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Abbildung 

Einwanderung zur Ausbildung: Prozess in sieben Schritten 

1. Berufsorientierung 

2. Deutschsprach­
förderung 

Im Ausland 

5. Visumsantrag 

4. Ausbildungsplatzsuche 

3. Anerkennung 
schulischer 
Abschlüsse 

In Deutschland 

~ 
H 

6. Ausbildungsaufnahme 

7. Ausbildungsbegleitung 

B W P  1 / 2 0 2 2  T H E M A  2 5  

Deutschkenntnisse auf B2-Niveau ebenso notwendig wie 
ein gesicherter Lebensunterhalt in Höhe des BAföG-Regel-
satzes für die gesamte Aufenthaltsdauer. Das Interesse am 
angestrebten Ausbildungsberuf muss glaubhaft gemacht 
werden. Somit besteht kein großer Unterschied zu den Vo-
raussetzungen für den Aufenthalt zur Studienplatzsuche 
(vgl. Marx 2019, S. 30). 

Einwanderung zur Ausbildung: Prozess in 
sieben Schritten 

Der Prozess der Einwanderung  zur Ausbildung kann in 
sieben wichtige Schritte gegliedert werden (vgl. Abb.) und 
bindet verschiedene Akteure ein: Neben Auszubildenden 
und Betrieben zählen hierzu v. a. die Auslandsvertretungen 
mit ihren Visastellen, Bildungseinrichtungen im Ausland 
(z. B. Goethe-Institute) und Vermittlungsangebote wie die 
Zentrale Auslands- und Fachvermittlung (ZAV) der Bundes-
agentur für Arbeit. Hinzu kommen Akteure in Deutschland, 
die Auszubildende und Betriebe beraten und betreuen. 

1. Berufsorientierung: Eine erfolgreiche Berufsausbildung 
in Deutschland erfordert eine intensive Berufsorientierung 
schon im Ausland. In der Fläche gibt es nur wenige Informa-
tionsangebote im Ausland, um ein adäquates Bild von der 

dualen Ausbildung zu vermitteln. Hier bedarf es aber ge-
nauer Aufklärung über die Erfolgsaussichten und Perspek-
tiven bei der Berufswahl. Eine persönliche Berufsberatung 
bietet aktuell die ZAV – zumindest in begrenztem Umfang –  
auch für Interessierte im Ausland an. 

2. Deutschsprachförderung:  Anders als zahlreiche englisch-
sprachige Studiengänge erfolgt die duale Berufsausbildung  
ausschließlich auf Deutsch. Substanzielle Deutschkenntnisse  
sind unabdingbar. Gerade in der Berufsschule können man-
gelnde Deutschkenntnisse die Ausbildung gefährden. Des-
halb ist berufsbezogene Sprachförderung im Ausland sinnvoll,  
um bestmöglich auf die Ausbildung vorzubereiten. Entspre-
chende Angebote existieren im Ausland bisher nur punktuell. 

3. Anerkennung schulischer  Abschlüsse: In der Regel for-
dern Ausbildungsbetriebe bestimmte schulische Niveaus für  
den Ausbildungsvertrag. Dies kann eine Anerkennung schu-
lischer Abschlüsse durch die Zeugnisanerkennungsstellen  
in Deutschland erfordern. In einigen Bundesländern wer-
den entsprechende Anträge nur bei Wohnsitz in Deutsch-
land akzeptiert, wodurch eine Anerkennung für Personen  
im Ausland schwer möglich ist. Auch die Identifzierung der 
zuständigen Zeugnisanerkennungsstelle ist schwierig. 
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4. Ausbildungsplatzsuche: Es muss ein Ausbildungsbetrieb  
gefunden werden, mit dem der Ausbildungsvertrag ge-
schlossen wird. Die Suche nach Ausbildungsplätzen ist aus 
dem Ausland eine große Herausforderung, v.  a. hinsichtlich  
des direkten Kontakts zwischen Betrieben und potenziellen 
Auszubildenden. Praktika sind abseits des Aufenthalts zur  
Ausbildungsplatzsuche (s.  o.) jedoch kaum möglich. Haben 
Betrieb und künftige Auszubildende zueinandergefunden,  
muss die Bundesagentur für Arbeit dem Ausbildungsvertrag  
zustimmen. 

5. Visumsantrag: Liegt ein Ausbildungsvertrag vor, kann  
das Visum bei der deutschen Auslandsvertretung beantragt 
werden. Hierfür ist neben dem Nachweis von Deutschkennt-
nissen und des gesicherten Lebensunterhalts oft die Moti-
vation für die angestrebte Ausbildung darzulegen. Fehlen-
de Dokumente können zu Verzögerungen und verspäteter  
Einreise führen, was den pünktlichen Ausbildungsbeginn  
gefährdet. 

6. Ausbildungsaufnahme: Bei Einreise nach Deutschland  
beginnt für die Auszubildenden im Regelfall ein neuer Le-
bensabschnitt. Die Betreuung der Auszubildenden, gerade 
bei Betrieben im ländlichen Raum, ist essenziell. Neben  
den Anforderungen der Ausbildung bedarf es der Orientie-
rung im Alltäglichen: Dies betrift nicht nur den Kontakt  
zur Verwaltung (Ausländerbehörde, Einwohnermeldeamt),  
sondern auch soziale Kontakte. 

7. Ausbildungsbegleitung: Erfahrungsgemäß ergeben sich 
während der Ausbildung Herausforderungen bei der Bewäl-
tigung des Pensums in Ausbildungsbetrieb und Berufsschu-
le. Oft ist eine engmaschige Betreuung der Auszubildenden 
nötig. Insbesondere kleinere und mittlere Betriebe sollten  
über bestehende Unterstützungsangebote (z.  B. assistierte  
Ausbildung, ausbildungsbegleitende Hilfen oder ehrenamt-
liche Ausbildungsbegleitungen) informiert sein und auf  
diese zurückgreifen können, um den Anliegen der Auszu-
bildenden gerecht zu werden. 

Vorschläge zur  Optimierung 

Damit der skizzierte Prozess gelingen kann, braucht es eine 
zielführende Kooperation aller beteiligten Akteure. Die Zu-
sammenarbeit kann anhand der nachfolgenden Vorschläge 
gestaltet werden. 

Erfahrungswerte austauschen: Mit MobiPro-EU liegt ein  
abgeschlossenes Projekt zur Gewinnung ausländischer Aus-
zubildender aus EU-Staaten vor. Die Ergebnisse der Evalua-
tion4  sollten künftig berücksichtigt  werden.  Dazu  zählen  
u.  a. die Notwendigkeit einer persönlichen Betreuung der  
Auszubildenden schon im Herkunftsland, eine adäqua-

te sprachliche Vorbereitung sowie die soziale Integration 
der Auszubildenden in Deutschland. Aktuelle Projekte zur 
Gewinnung von Auszubildenden aus Drittstaaten5 sollten 
ihre Erfahrungswerte mit Interessierten teilen. Hierzu sind 
Austauschformate nötig, die – z. B. durch die jeweilige Aus-
landsvertretung oder eine Auslandshandelskammer orga-
nisiert – in bestimmten Ländern die relevanten Akteure 
miteinander vernetzen. 

Auf strategisch relevante Länder fokussieren: Bei neuen 
Projekten ist zu empfehlen, sich auf diejenigen Länder zu 
konzentrieren, die bereits im Fokus der Fachkräftegewin-
nung stehen (laut BMWi 2019, S. 10 u. a. Mexiko, Brasilien, 
Indien und Vietnam). Zusätzlich kommen Kooperations-
länder der deutschen Entwicklungszusammenarbeit mit 
hohem Migrationsdruck in Frage, u. a. in Subsahara-Afrika 
(vgl. SVR 2020, S. 114 f.). 

Informations- und Beratungsangebote im Ausland aus-
bauen: Das Informationsangebot im Ausland zur Berufs-
ausbildung in Deutschland ist weiterzuentwickeln. Abseits 
konkreter Informationen könnte die deutsche Berufsausbil-
dung stärker als Marke beworben und bestehende Angebote 
z. B. der Zentralstelle der Bundesregierung für internatio-
nale Berufsbildungszusammenarbeit (GOVET) ausgebaut 
werden. Daneben dient eine »Betreuungsarchitektur durch 
zentrale Vermittlungsinstanzen und Ansprechpartner« 
(SVR-Forschungsbereich 2019, S. 42) als wichtiger Hebel 
bei der Einwanderung. Beratungsinstanzen bei der Be-
rufsanerkennung wurden im Rahmen des FEG ausgebaut, 
während eine solche Infrastruktur im universitären Bereich 
seit Längerem u. a. durch den Deutschen Akademischen 
Austauschdienst (DAAD) oder die Akademischen Aus-
landsämter existiert. Entsprechende Angebote für die Be-
ratung, Betreuung und Vermittlung von Auszubildenden – 
unter Einbeziehung deutscher Akteure im Ausland (z. B. 
Goethe-Institute, Auslandshandelskammern, Migrations-
beratungszentren der GIZ) und Deutschland (Kammern, 
Bildungsträger) sowie der ZAV – gilt es aufzubauen. Vor-
bilder für spezifsche Informationsangebote bestehen v. a. 
bei der Berufsanerkennung durch das Anerkennungsportal 
(www.anerkennung-in-deutschland.de) und weitere Infor-
mationsangebote (z. B. landesspezifsche Schulungen). Zu-
sätzlich empfehlt sich die Ansprache bestimmter Zielgrup-
pen wie z. B. Absolventinnen und Absolventen von Schulen, 
an denen Deutsch einen besonders hohen Stellenwert hat 
(vgl. BA 2019, S. 16). 

4 Vgl. www.iaw.edu/files/dokumente/180917_Abschlussbericht_MobiPro 

EU_final.pdf sowie die Rezension von Benneker in diesem Heft 

5 Z.B. das THAMM-Projekt der Bundesagentur für Arbeit und der Gesell-
schaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) in Ägypten, Marokko und 
Tunesien: www.arbeitsagentur.de/vor-ort/zav/thamm/ueber-uns 

www.arbeitsagentur.de/vor-ort/zav/thamm/ueber-uns
www.iaw.edu/files/dokumente/180917_Abschlussbericht_MobiPro
www.anerkennung-in-deutschland.de
https://www.iaw.edu/files/dokumente/180917_Abschlussbericht_MobiProEU_final.pdf
https://www.anerkennung-in-deutschland.de
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Beratung und Betreuung in Deutschland ausbauen: In 
den letzten Jahren wurden Unterstützungsangebote für 
Auszubildende mit Migrationshintergrund entwickelt, die 
auch bei der Einwanderung  zur Ausbildung genutzt werden 
könnten. Hierzu zählen u. a. die »Koordinierungsstelle Aus-
bildung und Migration (KAUSA)« und das Programm »Be-
rufsorientierung für Zugewanderte (BOF)«. BOF bietet eine 
Berufsorientierung, die in maximal 26 Wochen u. a. durch 
Praktika und Sprachmaßnahmen an Ausbildungsberufe he-
ranführt. Dieses Format hat Potenzial, um den Aufenthalt 
zur Ausbildungsplatzsuche efzienter zu nutzen. Im Pro-
jekt »ZuSA« der KAUSA-Servicestelle Sachsen-Anhalt Nord 
werden seit 2021 Betriebe in Deutschland und (potenziel-
le) Auszubildende aus dem Ausland erstmals zu den spe-
zifschen Herausforderungen der Einwanderung beraten. 
Anpassungsmöglichkeiten und Transfer dieser Angebote 
sollten sondiert werden. 

Finanzierungsmöglichkeiten ausbauen: Die Finanzierung 
ist eine Hürde im Prozess. Nicht nur der Lebensunterhalt 
in Deutschland, sondern auch Kosten für die Vorbereitung 
im Ausland müssen fnanziert werden. Auch Betriebe müs-
sen Ressourcen aufbringen, was besonders für kleine und 
mittlere Unternehmen schwierig sein kann. Insbesondere 
für diese könnte über Förder- und Finanzierungsinstrumen-
te nachgedacht werden, z. B. durch Kredite in Anlehnung 
an andere Mittelstandsförderprogramme (vgl. SVR-For-
schungsbereich 2019, S. 42). 

Investitionen in neue Projekte sind nötig 

Die Einwanderung zur Ausbildung birgt viele Herausforde-
rungen. Interessierte Auszubildende aus Drittstaaten und 
Betriebe in Deutschland verfügen hierbei bisher über we-
nig Unterstützung. Entsprechend fällt auch das Fazit von 
Wido Geis-Thöne (Institut der deutschen Wirtschaft) aus: 
»Deutschland steht bei der Zuwanderung zur berufichen 
Ausbildung derzeit noch fast am Nullpunkt«6. Damit die 
Einwanderung nachhaltig gelingen kann, ist ein Unterstüt-

zungssystem in der Fläche erforderlich. Dieses erfordert ne-
ben der Kooperation aller Beteiligten auch den politischen 
Willen, die rechtlichen Regelungen anzupassen.7 Ein Un-
terstützungssystem ist möglich, wenn die Potenziale beste-
hender Strukturen im In- und Ausland erkannt und weiter-
entwickelt werden. Mit der nötigen fnanziellen Förderung 
sollten Projekte angestoßen werden, die als Roadmap die-
nen können, damit dieser Weg in die deutsche Ausbildung 
zukünftig einfacher zu gehen ist. 

 
s

6 MDR: Mehr Zuwanderung als Chance für die mitteldeutsche Wirtschaft? – 

URL: www.mdr.de/nachrichten/deutschland/wirtschaft/arbeitsmarkt-
ausbildung-fachkraefte-zuwanderung-100.html 

7 Letzteres betrifft v. a. den Aufenthaltstitel zur Ausbildungsplatzsuche, 
der mit seinen aktuell hohen Voraussetzungen kaum die nötige Wirkung 
entfalten wird. Zwischen März und Dezember 2020 wurden insgesamt 
50 Aufenthaltstitel zur Ausbildungsplatzsuche und Studienplatzbewer-
bung (ohne vorherigen Titel) erteilt (vgl. Graf 2021, S. 14). Die rechtli-
chen Regelungen können laut Gesetzesentwurf zum FEG schon ab März 
2022 evaluiert werden. 

Infografik von S.25 zum Download: 
www.bwp-zeitschrift.de/g563 
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Gut  vorbereitet, um langfristig zu bleiben 

Bildungswirtschaft unterstützt bei der Rekrutierung von Ausbildungsinteressierten 
im Ausland 

SILVIA NIEDIEK 
Wiss. Mitarbeiterin im BIBB 
niediek@bibb.de 

Mit Brückenkursen bereitet das Bildungswerk der Bayerischen Wirtschaft 

(bbw) junge Menschen aus Indien auf eine Ausbildung in Deutschland vor. 

Die Kombination aus sprachlicher, fachlicher und interkultureller Orientie-

rung sowie Organisationsunterstützung soll dazu beitragen, den Migrations-

prozess vorzubereiten und zu begleiten und somit die Integration in Deutsch-

land zu erleichtern. 

Bildungsangebot und -nachfrage 
weltweit zusammenbringen 

Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz, 
das am 1. März 2020 in Kraft getre-
ten ist, erleichtert nicht nur die Ein-
wanderung von bereits ausgebildeten 
Fachkräften aus Drittstaaten, sondern 
auch die von jungen Menschen, die in 
Deutschland eine Ausbildung absol-
vieren möchten. Die Aussicht auf eine 
international anerkannte, hochwerti-
ge Qualifizierung und eine Karriere 
in Deutschland ist für viele von ihnen 
hochattraktiv. Umgekehrt sind viele 
Betriebe auf der Suche nach Auszubil-
denden und können ihren Bedarf an 
Nachwuchskräften mangels deutscher 
Bewerber/-innen nicht decken. 
Neben den rechtlichen Voraussetzun-
gen bedarf es allerdings einer guten 
Vorbereitung, die die Bleibewahr-
scheinlichkeit der jungen Menschen 
erhöht. Falsche Vorstellungen von den 
jeweiligen Wunschberufen, den Aus-
bildungsprozessen und dem sozialen 
Miteinander in Deutschland unter den 
Jugendlichen, aber auch falsche Erwar-
tungen der deutschen Betriebe können 
Schwierigkeiten aufwerfen. 

Durch eine frühzeitige Vermittlung 
wichtiger Kenntnisse und Kompetenzen 
lassen sich viele potenzielle Probleme 
bereits vor der Einreise minimieren. 
Deutsche Bildungsunternehmen haben 
dazu Maßnahmenpakete entwickelt, 
die Interessentinnen und Interessen-
ten bereits im Vorfeld einer Ausbildung 
Begleitung und Unterstützung bieten – 
und zwar sowohl aufseiten der ange-
henden Fachkräfte als auch aufseiten 
ihrer Ausbildungsbetriebe. So können 
alle Beteiligten vor Abschluss eines Aus-
bildungsvertrags realistische Erwartun-
gen entwickeln. 

Kurskonzept des bbw 

Diese Zielsetzung verfolgt auch das 
Bildungswerk der Bayerischen Wirt-
schaft (bbw) und hat ein Kurskonzept 
entwickelt, das verschiedene Vorberei-
tungs- und Orientierungsmaßnahmen 
bündelt. bbw ist seit vielen Jahren in 
verschiedenen Projekten der berufli-
chen Bildung international aktiv, da-
runter auch in Indien. 
Über iMOVE, die Exportinitiative Aus- 
und Weiterbildung des BMBF im BIBB, 
und ihre Kontaktstelle in Indien konnte 
mit dem Bildungsanbieter Magic Billion 
ein Partner vor Ort gefunden werden, 
der über langjährige Erfahrung mit 
der internationalen Vermittlung von 
Arbeitskräften verfügt und einen Teil 
der Maßnahmen in Indien umsetzt. 
Die Teilnehmenden fnanzieren ihre 

Brückenkurse, die sie als wichtigen  
Schritt auf dem Weg zu einer interna-
tionalen berufichen Karriere und damit  
als gute Investition betrachten, selbst. 
Wie in vielen Ländern weltweit ist die 
Bevölkerung nicht nur gewohnt, für Bil-
dungsleistungen zu bezahlen, sondern  
die Kosten motivieren die Jugendlichen  
auch zusätzlich, einen Ausbildungsbe-
trieb von ihrer Leistungsfähigkeit zu  
überzeugen. 

Gezielte Vorbereitung in Brücken-
kursen 

Die Brückenkurse sind − je nach bereits  
vorhandener deutscher Sprachkompe-
tenz der Teilnehmenden − auf die Dau-
er von rund einem Jahr angelegt und  
fnden in Indien statt. Im ersten Schritt  
akquiriert und berät bbw zunächst deut-
sche Ausbildungsbetriebe, die auf der 
Suche nach Nachwuchskräften – auch  
aus dem Ausland – sind. Im Rahmen  
eines Profilings erarbeiten bbw und  
Magic Billion dann Kriterien für die  
Auswahl der Teilnehmenden an den  
Brückenkursen (vgl. Abb.). Im nächs-
ten Schritt entwickeln bbw und Magic 
Billion gemeinsam branchenspezifsche  
Curricula für das Brückenjahr. In die  
Lehrpläne fießen so gleichermaßen  
das Wissen über die deutschen Ausbil-
dungsgänge als auch das Wissen über 
die Voraussetzungen, die die indischen  
Jugendlichen mitbringen, ein. Die Leis-
tungen umfassen 
• einen sechsmonatigen Sprachkurs  

bis zum Niveau B1 oder B2 (je nach  
Vorkenntnissen) mit Prüfung durch  
das Goethe-Institut, 

• fachliche Informationen zum ge-
wünschten Beruf auf der Basis deut- 
scher Berufsbildung, nach Möglich-
keit erste Berufspraktika in Indien  
sowie 

urn:nbn:de:0035-bwp-22128-8 

mailto:niediek@bibb.de
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Abbildung 

Brücl<enl<urse - Übersicht über die Leistungen der beiden Bildungspartner 

Unternehmens­
akquise 

Al<quise und 
Beratung 
deutscher 
Ausbildungs-
betriebe 

Erarbeitung Entwicl<lung 
von l<rite ri e n branchen-
für die Teil- spezifischer 
nehmerauswahl Curricula 

1 a : 1 . . 
Al<quise und 6-monatiger 

Beratung von Sprachkurs 

Teilnehmenden Fachinfor-

an Brücl<en- mationen, ggfs. 

l<u rsen erste Berufs-
praktika 

Informationen 
über Deutschland 

1 a i 1 

1 a i 1 1 

Informationen zu 
Bewerbung und 
Ausbildungs-
verträgen 

Beratung bei der 
Kontaktaufnahme 

Beantragung von 
Visa 

Post­
Placement­
Support 

Bereitstellung 
von Ansprech­
partnern 

Besuch im 
Ausbildungs­
betrieb 
vertiefender 
Sprachkurs 

Umsetzung durch bbw Umsetzung durch Magie Billion Umsetzung durch beide Bildungspartner 
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• Informationen über Land, Kultur und 
Alltagsleben in Deutschland. 

Magic Billion übernimmt die Akquise 
der Teilnehmenden vor Ort und führt 
auch den Großteil der Maßnahmen 
durch. Der indische Anbieter verfügt 
auch über eigene Werkstätten, wo erste 
handwerkliche Fähigkeiten entwickelt 
und getestet werden können. Bei den 
berufsbezogenen Unterrichtsmodulen, 
die sowohl fachlich-inhaltlich vorberei-
ten als auch grundlegende berufsbezo-
gene Sprachkompetenzen vermitteln 
sollen, arbeitet Magic Billion mit kom-
petenten indischen Sprachlehrerinnen 
und -lehrern zusammen. bbw begleitet 
die Brückenkurse regelmäßig und über-
nimmt einzelne Teilbereiche auch mit 
eigenem Personal vor Ort. 

Betreuter Einstieg in die 
Ausbildung vor Ort 

Brückenkurse sollen nicht nur dazu 
dienen, die Bewerber/-innen vorzube-
reiten, sondern auch dazu, sie kennen-
zulernen und ihre Leistung über einen 
längeren Zeitraum einzuschätzen, bevor 
sie nach Deutschland kommen. Die rela-
tiv lange Kursphase in Indien erleichtert 
es, geeignete Bewerber/-innen bereits 
in ihrem Heimatland zu identifzieren. 
Wenn sich im Verlauf des Brückenkurses 
abzeichnet, dass Bewerber/-innen und 
das Angebot an Ausbildungsplätzen zu-
sammenpassen, koordiniert bbw die un-

mittelbare Kontaktaufnahme zwischen  
den Ausbildungsinteressierten und den  
deutschen Betrieben im Rahmen von  
Online-Bewerbungsgesprächen und be-
rät beide Seiten in diesem Prozess, so 
u.  a. zu aufenthaltsrechtlichen Fragen 
oder beim Abschluss des Ausbildungs-
vertrags. Zudem unterstützt bbw bei der  
Beantragung der Visa bei der Deutschen  
Botschaft in Delhi. 
In den ersten Wochen nach Ausbil-
dungsbeginn bietet bbw den jun-
gen Inderinnen und Indern, aber  
auch den Unternehmen, außerdem  
noch »Post-Placement Support« und  
»Handholding« an, um das Einleben in  
Deutschland zu erleichtern. bbw steht 
für sämtliche Fragen zu Unterkunft,  
Versicherungsschutz, Arbeits- bzw.  
Ausbildungsbeginn, persönlichen Pro-
blemen, Alltagsbewältigung usw. zur  
Verfügung, auch über eine Telefonnum-
mer für Notfälle. Fester Programmpunkt  
ist ein persönlicher Besuch von bbw bei  
den Arbeitgebern und den Auszubil-
denden vor Ort. Auszubildende erhal-
ten außerdem das Angebot, in einem  
Sprachkurs ihre Deutschkenntnisse  
weiter zu vertiefen. 

Die ersten Kurse sind gestartet 

Letztlich kann kein Konzept den Er-
folg einer Ausbildung mit Sicherheit  
garantieren. Aber alle Beteiligten sind 
überzeugt, dass die frühzeitige Berück-
sichtigung möglichst vieler Einfussfak-

toren die Erfolgswahrscheinlichkeit 
deutlich erhöhen kann. Mit bbw haben 
sowohl die Jugendlichen als auch die 
Ausbildungsbetriebe einen Ansprech-
partner, der das Ausbildungsvorhaben 
über einen langen Zeitraum begleitet 
und betreut und bei aufkommenden 
Problemen schnell intervenieren kann. 
Für eine erste Gruppe aus Indien 
wurden im Jahr 2021 je zehn Ausbil-
dungsplätze im Gastgewerbe (in Koope-
ration mit dem Deutschen Hotel- und 
Gaststättenverband DEHOGA) und im 
Handwerk (über die bbw-Abteilung 
»Fachkräftesicherung«) gefunden. Ne-
ben Hotel- bzw. Restaurantfachleuten 
waren Interessentinnen und Interes-
senten für metallverarbeitende Beru-
fe wie Industriemechaniker/-in und 
Konstruktionsmechaniker/-in gesucht. 
Einige Bewerber/-innen verfügen be-
reits über eine Ausbildung oder einen 
College-Abschluss, die meisten haben 
jedoch gerade die Schule abgeschlos-
sen und suchen einen Einstieg in den 
Arbeitsmarkt, bevorzugt im Ausland. 
Die Absolventinnen und Absolventen 
des ersten Brückenkurses beginnen 
die Ausbildung in Deutschland im 
Frühjahr 2022. In Berufsschule und 
Betrieb wird sich letztlich zeigen, wie 
erfolgreich das Rundum-vorberei-
tet-Konzept von bbw für Auszubil-
dende aus Drittstaaten in der Praxis 
ist und ob es auch als Modell für Ko-
operationen mit weiteren Drittstaaten 
dienen kann. s
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Zehn Jahre Anerkennungsgesetz 

Transparente und niedrigschwellige Angebotsstruktur als zentraler Erfolgsfaktor 

JOHANNA ELSÄSSER 
Wiss. Mitarbeiterin im BIBB 
elsaesser@bibb.de 

DANIELA WIEMERS 
Wiss. Mitarbeiterin im BIBB 
wiemers@bibb.de 

Als »Meilenstein der Integrationspolitik« wurde das Anerkennungsgesetz 

anlässlich seines Inkrafttretens im Frühjahr 2012 bezeichnet. Die neuen 

gesetzlichen Regelungen sollten die qualifikationsadäquate Beschäftigung 

von Menschen mit ausländischen Berufsqualifikationen voranbringen und 

gleichzeitig einen Beitrag zur Fachkräftesicherung leisten. Inwiefern ist dies 

gelungen? Der Beitrag richtet den Blick vor allem auf die geschaffenen Be-

gleitstrukturen zur Umsetzung des Gesetzes. Wie diese sich perspektivisch 

weiterentwickeln können, wird abschließend skizziert. 

Recht auf Anerkennung: Wesent-
liche Änderungen seit 2012 

Seit dem 1. April 2012 hat jede Person 
mit einer im Ausland absolvierten Be-
rufsqualifkation das Recht, diese auf 
Gleichwertigkeit zu einem deutschen 
Referenzberuf überprüfen zu lassen. 
Einen solchen allgemeinen Anspruch 
auf ein Anerkennungsverfahren hatte 
es zuvor nur für Spätaussiedler/-innen 
nach dem Bundesvertriebenengesetz 
gegeben. Zudem hatte die EU-Berufsan-
erkennungsrichtlinie für EU-Bürger/-in-
nen die Anerkennung für einige regle-
mentierte Berufe ermöglicht. Mit dem 
Anerkennungsgesetz hat sich der Kreis 
der Personen, die eine berufiche An-
erkennung beantragen können, stark 
erweitert. In den nicht reglementierten 
Berufen schuf das Gesetz erstmalig ei-
nen allgemeinen Rechtsanspruch auf 
ein Anerkennungsverfahren. Es spielt 
nun grundsätzlich keine Rolle mehr, 
welche Staatsangehörigkeit jemand 
hat, wo die Ausbildung absolviert wur-

de und ob man schon in Deutschland 
wohnt oder noch im Ausland. Zudem 
wurden mit den neuen gesetzlichen 
Regelungen Verfahren weitgehend 
vereinheitlicht. 
In Fachkreisen hatte man bereits lange 
auf das Anerkennungsgesetz gewartet. 
Die im Kontext des Förderprogramms 
»Integration durch Qualifzierung (IQ)« 
veröfentlichte Studie »Brain Waste« 
(Müller/Englmann 2007) zeigte 
ein »bürokratisches Labyrinth« (S. 33) 
bei den Zuständigkeiten und Verfah-
ren zur Anerkennung. Eine zentrale 
Handlungsempfehlung der Studie war, 
eine gesetzliche Grundlage für Aner-
kennungsverfahren in allen berufichen 
Bereichen und für Drittstaatsangehöri-
ge zu schafen (vgl. ebd., S. 201f.). Dies 
sollte mit den Anerkennungsgesetzen 
des Bundes und der Länder (vgl. Info-
kasten) erreicht werden. 
Mit dem 2020 in Kraft getretenen Fach-
kräfteeinwanderungsgesetz wurde die 
Bedeutung der Anerkennung im Kon-
text der qualifzierten Zuwanderung er-

heblich gestärkt. Einreise und Beschäf-
tigung für Drittstaatsangehörige ist in 
fast allen Fällen an die Anerkennung der 
ausländischen Qualifkation gekoppelt, 
unabhängig von der Branche. Zuvor war 
die Fachkräfteeinwanderung aus Dritt-
staaten auf festgelegte Mangelberufe 
beschränkt. 

Begleitmaßnahmen sollen 
Umsetzung erleichtern 

Schon vor Inkrafttreten des Anerken-
nungsgesetzes war man sich einig, 
dass dieses mit entsprechenden Be-
gleitstrukturen fankiert werden müs-
se, damit möglichst viele Menschen 
von den gesetzlichen Möglichkeiten 
erfahren und proftieren können. Das 
Anerkennungsverfahren ist komplex. 
Zuständigkeiten und Verfahrensabläufe 
sind zwar klar defniert, jedoch für An-
tragstellende in den Zusammenhängen 
nicht selbsterklärend. Entsprechend 
wurden öfentlich fnanzierte Projekte 
zur Beratung und Begleitung der Rat-
suchenden, Unterstützungsstrukturen 
für zuständige Anerkennungsstellen 
sowie Informationskampagnen für 
Arbeitgeber aufgesetzt, insbesondere 
durch die federführenden Ministerien 
auf Bundes- und Länderebene. In den 
ersten Jahren wurden vorwiegend 
Strukturen zur Unterstützung von Aner-

urn:nbn:de:0035-bwp-22130-6 
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kennungsinteressierten geschafen, die 
sich schon in Deutschland aufhielten. 
2015 wurden erste Vor-Ort-Beratungs-
angebote im Ausland eingeführt. Mit 
dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
kamen weitere Unterstützungsangebote 
für Fachkräfte hinzu. 

Aufbau von Unterstützungs-
strukturen für Fachkräfte in 
Deutschland 

Mit Inkrafttreten des Anerkennungsge-
setzes im Jahr 2012 startete das BIBB 
im Auftrag des Bundesministeriums 
für Bildung und Forschung (BMBF) 
das Portal »Anerkennung in Deutsch-
land«. Das mittlerweile elfsprachige In-
formationsportal liefert alle wichtigen 
Informationen zum Anerkennungsver-
fahren und fungiert mit dem »Anerken-
nungs-Finder« als Wegweiser durch die 
teils komplexen Strukturen und leitet 

zu passenden Beratungsstellen sowie zu 
der Stelle, die für den jeweiligen Antrag 
zuständig ist. 
Begleitend zum Online-Angebot infor-
miert und berät die Telefon-Hotline 
»Arbeiten und Leben in Deutschland« 
des Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) sowie der Bundes-
agentur für Arbeit (BA). Sie bearbeitet 
telefonisch, per Mail und per Chat auf 
Deutsch und Englisch unter anderem 
Anfragen zum Thema Berufsanerken-
nung. 
Bereits seit 2005 unterstützt das Bun-
desministerium für Arbeit und Sozia-
les (BMAS) über das Förderprogramm 
»Integration durch Qualifzierung (IQ)« 
mit Beratungsangeboten die qualifi-
kationsadäquate Beschäftigung von 
Migrantinnen und Migranten. Nieder-
schwellige Zugänge, eine gute Vernet-
zung z. B. mit Jobcentern und Arbeits-
agenturen und deren Sensibilisierung 
für die spezifschen Bedarfe der Migran-
tinnen und Migranten kennzeichnen 
die Arbeit des Förderprogramms IQ. 
Gleichzeitig bieten IQ-Projekte auch 
Qualifzierungsmaßnahmen an, durch 
die die Antragstellenden wesentliche 
Unterschiede zum deutschen Referenz-
beruf ausgleichen können. Dieses An-
gebot ist von hoher Bedeutung für die 
Fachkräfte – vor allem für die Fälle, in 
denen eine volle Anerkennung zur Ar-
beitsaufnahme zwingend notwendig ist, 
wie etwa in den Gesundheitsberufen. 
Ergänzend zur Information und Bera-
tung wurden auch fnanzielle Unterstüt-
zungsmöglichkeiten für Antragstellen-
de geschafen. Neben den fnanziellen 
Möglichkeiten über Arbeitsagentur 
oder Jobcenter gibt es für in Deutsch-
land lebende Antragstellende einzelne 
Förderinstrumente auf Landesebene 
sowie seit 2016 den bundesweiten »An-
erkennungszuschuss«, durch den bis zu 
600 Euro der Verfahrenskosten über-
nommen werden können. Mit diesem 
können seit Anfang 2020 auch Qualif-
zierungsmaßnahmen fnanziert werden. 
Für die Teilnahme an Qualifkationsana-
lysen gibt es durch den »Sonderfonds 
Qualifikationsanalysen« finanzielle 

Unterstützung. Die Qualifkationsana-
lyse bietet Chancengleichheit im Fall 
fehlender Dokumente und gilt für bun-
desrechtlich geregelte Berufe (v.a. IHK-
und HWK-Berufe). Mit ihr kann über 
den praktischen Nachweis der berufs-
relevanten Fähigkeiten und Kenntnisse 
die Gleichwertigkeit zum deutschen Re-
ferenzberuf bescheinigt werden. Auch 
hier haben Projekte dazu beigetragen, 
dass dieses Verfahren entwickelt und 
in der Beratung und Durchführung eta-
bliert wurde. Im aktuellen Projekt Net-
QA (2019–2022) liegt der Fokus auf der 
Unterstützung der zuständigen Stellen – 
denn die Qualifkationsanalyse ist ein 
beratungsintensives Verfahren. Hier fn-
den sich u.a. auch Anknüpfungspunkte 
an die Anerkennung non-formaler und 
informeller Kompetenzen, die mit der 
EU-Ratsempfehlung vom 20. Dezember 
2012 gestärkt wurde. 

Beratung und Unterstützung für 
Fachkräfte im Ausland 

Seit 2015 beraten zehn Auslandshan-
delskammern Fachkräfte zur Berufsan-
erkennung im Ausland. Im Rahmen des 
Projekts »ProRecognition« werden die 
Ratsuchenden während des gesamten 
Prozesses begleitet; das umfasst neben 
dem Anerkennungsverfahren auch den 
Kontakt zu Visastellen und Ausländer-
behörden. 
Mit Inkrafttreten des Fachkräfteein-
wanderungsgesetzes 2020 wurde ein 
steigender Unterstützungsbedarf für 
Antragstellende aus dem Ausland pro-
gnostiziert. Zur Entlastung der Struk-
turen wurde mit Mitteln des BMBF die 
Zentrale Servicestelle Berufsanerken-
nung (ZSBA) als Modellprojekt bei der 
Zentralen Auslands- und Fachvermitt-
lung (ZAV) der BA eingerichtet. Ein 
Team von 30 Mitarbeitenden berät zu 
den Voraussetzungen eines Anerken-
nungsverfahrens, zum Arbeitsort, zu 
aufenthaltsrechtlichen Fragen und be-
gleitet Fachkräfte im Ausland durch das 
gesamte Anerkennungsverfahren bis 
zur Einreise nach Deutschland. 

Anerkennungsgesetze des Bundes  
und der Länder 

Auf Bundesebene ist das »Gesetz zur  
Verbesserung der Feststellung und 
Anerkennung im Ausland erworbener  
Berufsqualifikationen« seit dem 1. April 
2012 in Kraft. Das sogenannte »Arti- 
kelgesetz« besteht aus dem Berufsqua-
lifikationsfeststellungsgesetz (BQFG) 
sowie Änderungen in den berufsrechtli-
chen Fachgesetzen. Das  Anerkennungs-
gesetz bezieht sich nur auf Berufe, die 
in der  Zuständigkeit des Bundes liegen, 
z.B. die dualen Ausbildungsberufe und 
reglementierte Berufe wie Arzt/Ärztin, 
Apotheker/-in oder Pflegefachmann/  
-fachfrau. Reglementierte Berufe 
betreffen berufliche Tätigkeiten, die an 
bestimmte gesetzliche Vorschriften 
gebunden sind. Die Berufe, die nicht  
durch Bundesgesetze geregelt sind,  
werden durch Ländergesetze (Länder- 
BQFG und Fachgesetze) geregelt. Zu den 
Länder-Berufen gehören viele wichtige 
reglementierte Berufe wie beispielswei-
se Lehrer/-in, Erzieher/-in, Sozialpäda-
goge und -pädagogin, Ingenieur/-in, 
Architekt/-in sowie /Facharzt/Fachärztin. 
Bei den nicht reglementierten Berufen 
gibt es auf Landesebene zum Beispiel 
den technischen Assistenten/die tech- 
nische Assistentin (Berufsfachschulaus-
bildung). 
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Strukturen für die berufliche 
Anerkennung in stetiger 
Weiterentwicklung 

Das Feld der berufichen Anerkennung 
befndet sich auch nach zehn Jahren 
noch in der Phase der Weiterentwick-
lung und Festigung seiner Strukturen. 
Dabei kommt den Begleitstrukturen 
eine zentrale Rolle zu. 
Die Anträge zur Berufsanerkennung 
nach Bundesrecht sind – mit Ausnah-
me coronabedingter Rückgänge im 
Jahr 2020 – kontinuierlich gestiegen 
(2012: 10.821, 2020: 31.536; vgl. BIBB 
2021). Der im Sommer 2017 veröfent-
lichte unabhängige Evaluationsbericht 
zum Anerkennungsgesetz des Bundes 
bescheinigt die positive Wirkung der 
Berufsanerkennung aus Sicht der An-
tragstellenden: Mit einer offiziellen 
Anerkennung gelingt der berufliche 
Ein- und Aufstieg besser und auch fnan-
ziell lohnt sich das erfolgreich durch-
laufene Anerkennungsverfahren (vgl. 
Ekert u. a. 2017, S. 85 f.; Brücker 
u. a. 2021). 
Dennoch ist der Weg dorthin zuwei-
len steinig. Beratungsstellen berichten 
immer wieder von Fällen, in denen 
Ratsuchende einen regelrechten »Be-
hördenmarathon« durchlaufen, den 
einige nicht durchhalten. In den Ge-
samtprozess sind häufg viele Institu-
tionen mit den ihnen eigenen Logiken 
eingebunden (z. B. Arbeitsverwaltung, 
Beratungsstellen, Weiterbildungsan-
bieter oder Visastellen). In den letzten 
Jahren hat die bessere Vernetzung der 

Institutionen untereinander an Bedeu-
tung gewonnen, zum Beispiel mit der 
Errichtung der ZSBA. Eine gute Ver-
netzung der Akteure untereinander 
ist essenziell, damit Anerkennungs-
interessierte ganzheitlich begleitet 
und unterstützt werden und sie in der 
Beratungs- und Antragsphase die Ori-
entierung behalten. Die über die oben 
genannten Projekte erprobten und be-
währten Ansätze in der Beratung und 
Vernetzung sollten weiterentwickelt 
oder bestenfalls in schon bestehenden 
Regelstrukturen verstetigt werden. 
Zum Teil erreichen die Informationen 
und Beratungsangebote gewisse Ziel-
gruppen allerdings noch nicht. Hier 
gilt es weitere Kontaktpunkte (»Touch-
points«) mit der Zielgruppe zu identi-
fzieren. Hierbei kann auch der 2021 
von BMBF und BIBB gestartete »Runde 
Tisch Berufsanerkennung« mit Migran-
tenorganisationen und anderen Multi-
plikatoren im Bereich Anerkennung 
neue Impulse geben. Zu viele Hürden 
oder Hemmnisse liegen jedoch noch 
in den Verfahren selbst. Hier ist in den 
vergangenen zehn Jahren viel passiert 
– und auch die neue Bundesregierung 
hat sich die Vereinfachung und Be-
schleunigung der Verfahren zum Ziel 
gesetzt. Die Verfahren können zum Teil 
sehr aufwendig und teuer sein. Bei-
spielsweise können die direkten und 
indirekten Kosten für ein Verfahren 
in Einzelfällen mehrere tausend Euro 
betragen – vor allem, wenn man ne-
ben Übersetzungskosten, Fahrtkosten, 
Qualifzierungsmaßnahmen auch die 

Lebenshaltungskosten berücksichtigt 
(vgl. Best 2018, S. 12 f.). Die Kosten 
und möglicherweise auch die Bean-
tragung einer Förderung stellen für 
manche Antragstellende eine Hürde dar 
(vgl. Brücker u. a. 2021, S. 10). Aus 
diesem Grund wären eine Fortführung 
der fnanziellen Förderprogramme in-
klusive einem zielgruppenspezifschen 
Marketing sowie der Begleitung und 
Unterstützung bei der Fördermittel-An-
tragstellung sinnvolle Maßnahmen für 
die Zukunft. s
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Betriebliche Strategien und Instrumente für die 
Beschäftigung von Fachkräften mit Migrationshintergrund 

Ergebnisse aus dem BIBB-Qualifizierungspanel 2020 
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rellen Merkmalen auf. 

nach und zeigt deren Relevanz in Verbindung mit weiteren betriebsstruktu-

Qualifizierung und Kompetenzentwicklung 2020 (BIBB-Qualifizierungspanel) 

winnen? Dieser Frage geht der Beitrag mit Daten des BIBB-Betriebspanels zu 

Adressatengruppe gezielt anzusprechen und für das Unternehmen  zu ge-

welche betrieblichen Strategien und Instrumente sind förderlich, um dies  e 

tralen Gründe, Personen mit Migrationshintergrund zu beschäftigen. Doc  h 

Aus betriebliche  r Sicht ist die Deckung des Fachkräftebedarfs eine  r de  r zen-

Deutschland geborene direkte Nachkommen dieser Gruppen.« 
te Eingebürgerte, (Spät-)Aussiedler, Geflüchtete sowie in 
zugewanderte Ausländer, zugewanderte und nicht  zugewander-
Einzelnen umfasst diese Defi nition zugewanderte und nicht  
denen mindestens ein Elternteil im Ausland geboren wurde. Im 
»Beschäft igte, die selber im Ausland geboren wurden oder  von 

rung lautet: 
det die Defi nition des Statistischen Bundesamts. Die Formulie-
Migrationshintergrund. Das BIBB-Qualifizierungspanel verwen-
Es gibt keine allgemeingültige Defi nition von Personen mit  

Personen mi t Migrat ionshinte rg ru  nd 

Migrationshintergrund – Nachteil oder Potenzial? 

In der Forschung ist gut belegt, dass Personen mit Migra-
tionshintergrund (vgl. Infokasten) gegenüber Personen 
ohne Migrationshintergrund geringere Chancen haben, 
eine qualifzierte Beschäftigung zu fnden. Das liegt zum 
einen daran, dass sie seltener einen formalen, in Deutsch-
land anerkannten berufichen Bildungsabschluss haben. 
Zum anderen sind weitere Mechanismen wirksam, die zu 
einer Benachteiligung dieser Personengruppe führen, z. B. 
bei der Bewerberauswahl (vgl. u. a. Kaas/Manger 2012; 
Thijssen u. a. 2021). Dies trägt dazu bei, dass Personen mit 
Migrationshintergrund deutlich häufger erwerbslos sind 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2020). 
In Zeiten eines zunehmenden Fachkräftemangels auf mitt-
lerer Qualifkationsebene rücken Personen mit Migrations-
hintergrund bei der Besetzung of ener Stellen jedoch zu-
nehmend ins Blickfeld der Betriebe. Zudem sehen Betriebe 
die Vorteile einer heterogen zusammengesetzten Beleg-

schaft und bringen dies u. a. in Unternehmensleitbildern 
zum Ausdruck. Hinzu kommen neben den fachlichen Qua-
lifkationen auch interkulturelle Kompetenzen, die in der 
globalen Wirtschaft gefragt sind und die Fachkräfte mit 
Migrationshintergrund mitbringen. 

Strategien und Instrumente bei der Rekrutierung 
und Integration 

Gründe, warum Personen mit Migrationshintergrund 
schlechter in den Arbeitsmarkt integriert sind, sind in der 
Forschung umfangreich dokumentiert (vgl. u. a. Kaas/ 
Manger 2012; Thijssen u. a. 2021; Mergener/Weiland 
2016). Diese Gründe und Mechanismen bieten gleichzeitig 
Ansatzpunkte für Strategien und Instrumente, ihnen ent-
gegenzuwirken. Im Folgenden gehen wir auf drei Aspekte 
näher ein. 
Anonyme Bewerbungsverfahren: Eine Reihe (quasi-)ex-
perimenteller Studien belegen eine Benachteiligung von 
Bewerberinnen und Bewerbern mit Migrationshintergrund 
in Einstellungsverfahren (vgl. u. a. Kaas/Manger 2012; 
Thijssen u. a. 2021). Sie zeigen, dass Diskriminierung ver-
mindert werden kann, wenn Informationen weggelassen 
(Stichwort: anonyme Bewerbungsverfahren) oder hinzu-
gefügt werden (z. B. Empfehlungsschreiben als Hinweis auf 
individuelle Leistungsfähigkeit). 
Diversity als Unternehmensleitbild: Interkulturelle Kom-
petenzen können für Betriebe – gerade in Zeiten der Globa-
lisierung – ein Gewinn sein. Die Verankerung von »Diver-
sity« (kultureller Vielfalt) im Unternehmensleitbild kann 
dazu beitragen, den Anteil von Personen mit Migrationshin-

urn:nbn:de:0035-bwp-22133-0 
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tergrund im Betrieb zu erhöhen (vgl. Knuth  2020). In ähn-
licher Weise positiv wirkt es sich aus, wenn Führungskräf-
te im Unternehmen einen Migrationshintergrund haben.  
Nach dem sogenannten »Similarity-attraction-paradigm«  
(vgl. Byrne 1961) tendieren Führungskräfte unbewusst  
dazu, ihnen selbst ähnelnde Personen bevorzugt zu rekru-
tieren. Darüber hinaus ist es denkbar, dass sich Führungs-
kräfte mit Migrationshintergrund – z.  B. aufgrund eigener  
Erfahrung – bestehender Benachteiligungsmechanismen  
im Bewerbungsprozess besonders bewusst sind und diesen 
aktiv gegensteuern (vgl. Kretschmer 2018). 
Fördermaßnahmen zur  Integration, Sprachförderung: Be-
triebe können durch Weiterbildungsmaßnahmen die Inte- 
gration von Fachkräften mit Migrationshintergrund fördern.  
Eine besondere Rolle spielen in dem Zusammenhang auch 
Sprachkurse. Denn ausreichend deutsche Sprachkenntnis-
se sind für Betriebe nach wie vor häufg eine zentrale Vo- 
raussetzung für die Neueinstellung von Bewerberinnen und  
Bewerbern (vgl. u.  a.  Mergener/Weiland 2016 bzgl. der  
Arbeitsmarktintegration von Gefüchteten oder Bildungs-
ausländern). 

Fragestellung und Datengrundlage  

Der skizzierte Forschungsstand bestärkt die Erwartung,  
dass Betriebe mit geeigneten Strategien und Instrumenten 
gezielt Fachkräfte mit Migrationshintergrund rekrutieren  
und beschäftigen. Doch welche Strategien und Instrumente  
nutzen sie? Und welche davon sind tatsächlich förderlich?  
Bisher liegen zu diesen Fragen keine belastbaren empiri-
schen Ergebnisse vor. Ausgehend von den skizzierten For-
schungsergebnissen und theoretischen Vorüberlegungen  
werden folgende Zusammenhänge erwartet: 
• Gezielte Ansprache von Personen mit Migrationshinter-

grund: Sind Betriebe ofen für die Beschäftigung von  
Personen mit Migrationshintergrund, werden sie diese  
auch gezielt ansprechen und beschäftigen. 

• Anonymisierte Bewerbungsverfahren: In Betrieben, die  
anonyme Bewerbungsverfahren einsetzen, haben Fach-
kräfte mit Migrationshintergrund bessere Chancen, be-
schäftigt zu werden. Außerdem werden Betriebe, die of-
fen gegenüber Personen mit Migrationshintergrund sind,  
häufger anonymisierte Bewerbungsverfahren einsetzen. 

• Vereinbarungen zu kultureller Vielfalt: Haben Betriebe  
entsprechende Leitlinien, wird erwartet, dass dies zu  
einem ofeneren Umgang und einer häufgeren Beschäf-
tigung von Fachkräften mit Migrationshintergrund führt. 

• Förderangebote für Personen mit Migrationshintergrund:  
Anzunehmen ist, dass Betriebe mit entsprechenden För-
derangeboten eher geneigt sind, Personen mit Migra-
tionshintergrund bei der Deckung ihres Fachkräftebe-
darfs zu berücksichtigen. Plausibel ist aber auch, dass  
Förderangebote vor allem in jenen Betrieben vorhanden 

sind, die bereits einen hohen Anteil an Fachkräften mit 
Migrationshintergrund beschäftigen und damit einem 
entsprechenden Qualifzierungsbedarf nachkommen. 

Nachfolgend werden diese Vermutungen untersucht. Hier-
zu greifen wir auf Daten der Erhebungswelle 2020 des 
BIBB-Qualifzierungspanels zurück (vgl. Infokasten). 

Welche betrieblichen Strategien und Instrumente 
sind verbreitet? 

Abbildung 1 zeigt deutliche Unterschiede in der Nutzung 
der Strategien und Instrumente zur Rekrutierung und Inte-
gration von Personen mit Migrationshintergrund. Größere 
Betriebe und Betriebe des öfentlichen Diensts nutzen deut-
lich mehr Strategien und Instrumente. Für den öfentlichen 
Dienst sind dies vor allem Vereinbarungen zur kulturellen 
Vielfalt und die gezielte Ansprache von Personen mit Migra-
tionshintergrund. Dagegen nutzen z. B. Betriebe aus dem 
verarbeitenden Gewerbe zu einem höheren Anteil Förder-
maßnahmen. 

Variiert der Anteil an Fachkräften mit Migrations-
hintergrund mit den eingesetzten Instrumenten? 

Im Durchschnitt beträgt der Anteil der Fachkräfte mit 
Migrationshintergrund an allen Fachkräften rund 13 Pro-
zent. Dieser Anteil variiert nach Merkmalen wie Betriebs-
größe und Branche (vgl. dazu die Abbildung im electro-
nic supplement). Wie sehr variiert nun – unabhängig von 
Kontrollmerkmalen wie Größe und Branche – dieser Anteil, 
wenn man Betriebe mit unterschiedlichen Strategien und 
Instrumenten vergleicht? Dazu wird eine Regressionsana-
lyse durchgeführt. 
Neben den hier im Fokus stehenden Instrumenten und 
Strategien werden insbesondere Indikatoren zur betriebli-
chen Situation kontrolliert. So wird berücksichtigt, ob es 

BIBB-Qualifizierungspanel  

Das BIBB-Qualifizierungspanel 2020 ist eine repräsentative 
Befragung von rund 4.000 Betrieben in Deutschland. Einen der  
Themenschwerpunkte 2020 bilden betriebliche Strategien und 
Instrumente zur Integration von Fachkräften mit Migrationshin-
tergrund. Mit diesen Daten werden im Folgenden Analysen zum 
Anteil der Fachkräfte mit Migrationshintergrund an allen Fach- 
kräften durchgeführt. Mit Fachkräften bzw. Fachkräften mit  
Migrationshintergrund meinen wir Beschäftigte »mit qualifizier-
ten Tätigkeiten, die üblicherweise eine abgeschlossene Berufs- 
ausbildung oder entsprechende Berufserfahrung erfordern« 
(zum genauen Wortlaut der Frage vergleiche die Infokästen im 
electronic supplement). 

Weitere Informationen zum BIBB-Qualifizierungspanel unter  
www.bibb.de/qp 

www.bibb.de/qp
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Abbildung 1 

Anteil der Betriebe mit Strategien und Instrumenten zur Integration von Fachkräften mit Migrationshintergrund nach 

Strukturmerkmalen (Mehrfachnennung möglich, Angaben in Prozent) 

Betriebsgröße 

1.lbis19 

2.20bis99 

3. 100 bis 199 

4. 200 und mehr 

Branche 

1. Landwirtschaft/Bergbau/Energie 

2. Verarbeitendes Gewerbe 

3. Bauwirtschaft 

4. Handel & Reparatur 

5. Unternehmensnahe Dienstleistungen (DL) 

6. Sonstige, überwiegend persönliche DL 

7. Medizinische Dienstleistunge 

8. Öffentlicher Dienst und Erziehung 

Gesamt 

2 4 

8 

2 5 

38 22 

■ Gezieltes Ansprechen von Personen 
mit Migrationshintergrund 

anonyme Bewerbungsverfahren 

■ Vereinbarungen zu kultureller 
Vielfalt 

■ Weiterbildungsmaßnahmen für 
Personen mit Migrationshintergrund 
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Quelle: BIBB-Qualifizierungspanel 2020, n = 4.097, gewichtete Daten. 

im Betrieb bereits Personen mit Migrationshintergrund in 
Leitungspositionen gibt (z. B. als Geschäftsführer/-in oder 
als Abteilungsleiter/-in). Denn bei der Förderung von Diver-
sity spielt die Unterstützung durch die Führungskraft eine 
wichtige Rolle (vgl. Lang 2020). Ebenso kann eine interna-
tionale Geschäftstätigkeit von Bedeutung sein. Daher wird 
über einen Indikator berücksichtigt, ob der Betrieb seinen 
Umsatz mindestens zum Teil im Ausland realisiert (ja/nein). 
Zur Kontrolle von prekärer Beschäftigung wird als Indika-
tor berücksichtigt, ob der Betrieb befristet Beschäftigte hat 
(ja/nein). Betriebliche Stellenbesetzungsprobleme werden 
über den Anteil unbesetzter Stellen für Fachkräfte kontrol-
liert. Außerdem wird der Anteil der Fachkräfte insgesamt 
miteinbezogen. 
Abbildung 2 (S. 36) zeigt die Zusammenhänge zwischen 
dem Anteil der Fachkräfte mit Migrationshintergrund 
im Betrieb und den Strategien und Instrumenten, die der 
Betrieb für die Rekrutierung und Integration dieser Per-
sonengruppe nutzt. Die Ergebnisse zeigen insbesondere, 
dass Betriebe, die anonyme Bewerbungsverfahren nutzen, 
sowie Betriebe, die Fachkräfte mit Migrationshintergrund 
gezielt ansprechen, jeweils einen signifkant höheren Anteil 
an Fachkräften mit Migrationshintergrund beschäftigen als 
Betriebe, die diese Instrumente nicht nutzen. Demgegen-
über scheinen Vereinbarungen zu kultureller Vielfalt eher 
wirkungslos oder gar kontraproduktiv zu sein. 
Darüber hinaus zeigt sich, dass die betriebliche Beschäfti-
gungs- und Personalsituation Auswirkungen auf den Anteil 

der Fachkräfte mit Migrationshintergrund hat. Vor allem 
Betriebe, in denen Führungskräfte mit Migrationshinter-
grund tätig sind, verzeichnen auch einen höheren Anteil 
an Fachkräften mit Migrationshintergrund. Zudem ist ihr 
Anteil in Betrieben mit Stellenbesetzungsproblemen sowie 
in Betrieben mit befristeten Stellen höher. Anders verhält 
es sich hingegen bei Betrieben mit einem generell höheren 
Anteil von Fachkräften; hier ist der Anteil an Fachkräften 
mit Migrationshintergrund geringer. Dies gilt auch für Be-
triebe, die zumindest einen Teil ihres Umsatzes im Ausland 
erzielen. 

Weiterer Forschungsbedarf zur Wirkung 
der Instrumente 

Der Beitrag zeigt, dass die Nutzung bestimmter Strategien 
und Instrumente mit einem höheren Anteil an Fachkräften 
mit Migrationshintergrund in Betrieben einhergehen kann. 
Dies betrift insbesondere die eingesetzten Rekrutierungs-
instrumente »anonyme Bewerbungsverfahren« und »geziel-
te Ansprache«. Allerdings sind dies gleichzeitig die zwei Ins-
trumente, die am seltensten genutzt werden. Überraschend 
ist, dass Vereinbarungen zur Förderung der kulturellen 
Vielfalt nicht mit einem erhöhten Anteil an Fachkräften 
mit Migrationshintergrund einhergehen; im Gegenteil: der 
Anteil ist sogar geringer als in Betrieben ohne eine solche 
Vereinbarung. Wie ist das zu erklären? Möglicherweise sind 
diese Vereinbarungen eher als Absichtserklärung von Be-
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Abbildung 2 

Multivariate zusammenhänge zum Anteil der Fachkräfte mit Migrationshintergrund 

an allen Fachkräften 

Strategien und Instrumente 

gezielte Ansprache 

anonyme Bewerbungsverfahren 

Vereinbarung kulturelle Vielfalt 

Fördermaßnahmen, z.B. Sprache 

Betriebliche Situation 

Führungskraft mit Migrationshintergrund 

Betrieb hat Auslandsumsatz 

Betrieb mit befristeten Stellen 

Anteil Beschäftigter mit qualifizierten Tätigkeiten 

Anteil unbesetzter qualifizierter Stellen 

-.1 

-0--

0 

~ 

--0--

.1 .2 

3 6  T H E M A  B W P  1 / 2 0 2 2  

Quelle: BIBB-Qualifizierungspanel 2020, n  = 4.097, gewichtete Daten, Average Marginal Effects (AMEs). 

Anmerkungen: Konfidenzintervall p < .05. Die  in  der  Abbildung dargestellten Wahrscheinlichkeitswerte 
wurden auf Basis eines generalisierten linearen Modells für  Anteilswerte (GLM mit logit-Linkfunktion) 
berechnet, das als elctronic supplement  zu diesem Beitrag veröffentlicht ist. Kontrolliert  wurden darin 
außerdem Betriebsgrößenklasse, Branche und Standort (West/Ost).  

Lesebeispiel: Die gezielte Ansprache 
von Fachkräften mit Migrationshinter-
grund geht einher mit einem erhöhten 
Anteil von Fachkräften mit Migrations-
hintergrund an allen Fachkräften 
(Erklärung: Das als waagerechte Linie 
markierte Konfidenzintervall liegt 
rechts der senkrechten Null-Referenz-
linie, geschätzter Wert mit Punkt 
markiert). 

trieben mit einem (noch) geringen Anteil an Fachkräften 
mit Migrationshintergrund und weniger als gelebte Praxis 
zu verstehen. 
Darüber hinaus zeigen die Analysen, dass der Anteil an 
Fachkräften mit Migrationshintergrund auch mit der be-
trieblichen Situation variiert und zwar ganz besonders mit 
dem Anteil an Führungskräften mit Migrationshintergrund 
im Betrieb. Auch der Zusammenhang zwischen Stellenbe-
setzungsproblemen und dem Anteil von Fachkräften mit 
Migrationshintergrund ist positiv und deutet darauf hin, 
dass Betriebe mit Fachkräfteengpässen verstärkt Fachkräf-
te mit Migrationshintergrund beschäftigen. Kontraintuitiv 
scheint auf den ersten Blick, dass in Betrieben mit Auslands-
umsatz weniger Fachkräfte mit Migrationshintergrund be-
schäftigt sind als in Betrieben ohne Auslandsumsatz. Dies 
könnte allerdings auch auf den eher schwachen Indikator 
zur Messung internationaler Geschäftstätigkeit und der 
damit verbundenen Relevanz von interkulturellen Kompe-
tenzen oder Sprachkenntnissen von Fachkräften mit Migra-
tionshintergrund zurückzuführen sein. 
Verwiesen sei noch auf hier nicht dargestellte Ergebnisse 
eines negativen Zusammenhangs zur Betriebsgröße sowie 
des Standorts in Ostdeutschland (vgl. dazu die ausführliche 
Regressionstabelle im electronic supplement). 
Letzten Endes handelt es sich bei den vorgestellten Analysen 
nicht um eine Evaluation der betrieblichen Instrumente und 
Strategien, sondern um die Darstellung von Zusammen-

hängen. Ein Ansatz für eine tiefergehende Analyse wäre  
die Untersuchung der Wirkung der einzelnen Instrumente 
über einen längeren Zeitraum (i.  S. eines langfristig steigen-
den Anteils an Fachkräften mit Migrationshintergrund) auf 
der Ebene der einzelnen Betriebe. Dafür wäre eine Längs-
schnittbetrachtung notwendig, die mit den vorliegenden  
Daten nicht möglich ist. Genauer untersucht werden könn-
te,  ob Fördermaßnamen sich allein positiv auf bereits im  
Betrieb Beschäftigte auswirken können oder auch bereits  
bei der Rekrutierung eine Rolle spielen. 
Weiterer Forschungsbedarf besteht etwa zur Heterogenität 
der Personen mit Migrationshintergrund. So wäre zu ana-
lysieren, welche Unterschiede Betriebe bei der Fachkräfte-
rekrutierung zwischen Bewerbern aus der ersten und der  
zweiten Migrationsgeneration machen, z.  B. aufgrund un-
terschiedlich vorhandener Sprachkenntnisse. Unterschei-
den Betriebe danach, ob Bildungsabschlüsse im Ausland  
oder in Deutschland erworben wurden? Nutzen Betriebe  
bei Bewerbern von außerhalb der EU andere Rekrutierungs-
wege, z.  B. verstärkt Online-Portale? 

 
s

Die ausführliche Regressionstabelle und der genaue 
Wortlaut der im BIBB-Qualifizierungspanel abge-
fragten Strategien und Instrumente finden sich als 
electronic supplement unter www.bwp-zeitschrift. 
de/e566 

www.bwp-zeitschrift
https://www.bwp-zeitschrift.de/e566
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Vielfalt ist normal – Wege zur betrieblichen 
Integrationskompetenz in Krankenhäusern und 
Pflegeeinrichtungen 

Mit dem ESF-Projekt WELCOME wird seit 2019 ein systematisches Vorgehen 

zur betrieblichen Integrationskompetenz entwickelt und erprobt. Dabei zeigt 

sich, dass eine vielfaltsbewusste Personalentwicklung eine entscheidende 

Rolle spielt. Der Beitrag stellt das Projekt sowie erste Erfahrungen und Er-

kenntnisse vor. 

UTE GALONSKI 
Projektleitung WELCOME am 
BiG Bildungsinstitut im 
Gesundheitswesen Essen 
ute.galonski@big-essen.de 

WOLFRAM GIEßLER 
ehemals BiG Essen 
Pädagogische Hochschule 
Freiburg 
wolfram.giessler@ph- 
freiburg.de 

SYLVIA WEMHÖNER 
Stationsleitung Gemein-
schaftskrankenhaus Herdecke 
sylviawemhoener@email.de 

Fachkräftemangel und Arbeits-
migration in den Pflegeberufen 

Der Fachkräftemangel im Pfegesektor 
stellt eine der zentralen Herausforde-
rungen in der Gesundheitsversorgung 
in Deutschland dar. Demografischer 
Wandel, Stellenabbau, schlechte Ar-
beitsbedingungen und insgesamt man-
gelnde Attraktivität der Pfegeberufe 
haben den Fachkräftemangel in den 
letzten Jahren deutlich verschärft. Bis 
zum Jahr 2035 werden 500.000 feh-
lende Vollzeitkräfte prognostiziert (vgl. 
Institut der deutschen Wirtschaft 
2018). Um dem Mangel zu begegnen, 
wurden in den letzten Jahren verstärkt 
weltweit Pfegefachkräfte angeworben. 
Ebenso gibt es Angebote für Gefüchtete, 
eine Pfegeausbildung zu absolvieren 
bzw. eine Berufsanerkennung anzustre-
ben. Bereits heute haben elf Prozent 
aller Pfegekräfte einen ausländischen 
Pass und 67 Prozent der beantragten 
Berufsanerkennungen entfelen 2020 
auf die Gesundheitsberufe (vgl. Bun-
desagentur für Arbeit 2021; Sta-
tistisches Bundesamt 2021). Für die 
Integration migrierter Pfegefachkräfte 

in Teams und für die Abläufe von Kran-
kenhäusern und Pfegeeinrichtungen 
ergeben sich daraus vielfältige Anforde-
rungen, die Konfiktpotenzial aufweisen 
können. 

Migrierte Pflegekräfte: zwischen 
Anpassung und Resignation 

Von migrierten Pfegenden wird erwar-
tet, dass sie sich im neuen Arbeitsfeld 
anpassen. Dieses unterscheidet sich 
jedoch oft von dem des Herkunftslan-
des. Neben sprachlich-kommunikativen 
Hürden sowie kulturellen Unterschie-
den besteht häufg eine Diskrepanz zwi-
schen dem eigenen Berufsverständnis 
und den tatsächlichen Aufgaben und 
Erwartungen im Arbeitsalltag. So wird 
z.B. die Durchführung der Körperpfege, 
die in den Herkunftsländern von Ange-
hörigen oder Hilfskräften übernommen 
wird, oftmals als Degradierung oder 
Statusverlust empfunden. Dadurch 
entstehen Konfikte, die jedoch häufg 
nicht als fachliche oder arbeitsorgani-
satorische Diferenzen wahrgenommen 
und thematisiert werden. Stattdessen 
wird der Konfikt kulturalisiert, d.h. der 

Ursprung der Unstimmigkeiten wird 
dem kulturellen Hintergrund und der 
Mentalität einzelner Mitarbeiter/-in-
nen zugeschrieben. Ausgrenzung und 
Machtkämpfe sowie letztendlich auch 
Resignation und Arbeitsplatzwechsel 
können die Folgen sein (vgl. Pütz u. a. 
2019). Die Chance, die Kompetenzen 
und Ressourcen der migrierten Pfle-
genden als Potenzial und Bereicherung 
für die jeweilige Einrichtung zu nutzen, 
wird vertan. Die Schafung einer viel-
faltsbewussten Arbeitsumgebung hat 
hingegen einen positiven Einfuss auf 
den Integrationsprozess. Deshalb ist 
ein vielfaltsbewusstes, zielgerichtetes 
Handeln auf allen Ebenen der Unter-
nehmensorganisation erforderlich. Der 
Personalentwicklung kommt hierbei 
eine Schlüsselrolle zu. 

Das Projekt WELCOME 

Hier setzt das Projekt »WELCOME – In-
tegrationskompetenz für die Fachkräfte-
sicherung« an, das vom Bildungsinstitut 
im Gesundheitswesen (BiG) durchge-
führt wird. Seit 2019 werden Kranken-
häuser und Pfegeeinrichtungen bei der 
betrieblichen Integration von Gefüch-
teten und angeworbenen Fachkräften 
aus dem Ausland unterstützt. Das Pro-
jekt wird vom Europäischen Sozialfonds 
und dem Bundesarbeitsministerium im 
Rahmen des sozialpartnerschaftlichen 
Förderprogramms »Fachkräfte sichern« 
bis 2022 gefördert. Leitgedanke ist, dass 
Integration die gesamte Belegschaft ei-

urn:nbn:de:0035-bwp-22139-6 

https://freiburg.de
mailto:wolfram.giessler@ph
mailto:ute.galonski@big-essen.de
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nes Unternehmens betrift und hierfür  
eine Personalentwicklung notwendig  
ist, die die Förderung von Vielfaltsbe-
wusstsein in den Mittelpunkt stellt. In 
zwei Krankenhäusern und einer statio-
nären Langzeitpfegeeinrichtung wurde  
ein Vorgehen in vier Phasen erprobt: 
1. Bestandsaufnahme zur betrieblichen  

Integration 
2. Betriebliche Konzeptentwicklung 
3. Qualifzierungen 
4. Vernetzung 

In der Bestandsaufnahme führten Sta-
tions- und Abteilungsleitungen eine  
Ist-Analyse zum Umgang mit Unter-
schieden und Vielfalt im Team mit ihren  
Mitarbeitenden durch. Das Verfahren 
orientiert sich am INQA-Check »Viel-
faltsbewusster Betrieb«1 und enthält  
positiv formulierte Aussagen u.  a. zur  
Zusammenarbeit und Berücksichtigung  
von alltagskulturellen Unterschieden,  
zu Kommunikation, Lern- und Arbeits-
klima sowie zur Sprachkompetenz. Die  
Leitungen schätzten im Rahmen von  
Teambesprechungen mit ihren Mitar-
beitenden ein, welche Aussagen zutref-
fend sind und welchen Veränderungs-
bedarf es gibt. In einem Team wurde  
z. B. vorgeschlagen, eine Sammlung mit  
den speziellen Fähigkeiten von allen  
Mitarbeitenden zu entwickeln, damit  
diese von allen im Team genutzt werden  
kann. So arbeiteten zwei Mitarbeitende  
aus dem Irak und Syrien im Rahmen  
der Berufsanerkennung in der Pfege  
auf der Station und es gab bisher kei-
nen teaminternen Austausch zu den  
Unterschieden in der Pflege und im  
Arbeitsverständnis. An diesem Beispiel  
zeigt sich, dass betriebliche Integration  
einen Rahmen braucht, vielfaltssensible  
Refexion zu ermöglichen. 
Auf der Grundlage der Bestandsaufnah-
men in den beteiligten Unternehmen  
wurden beispielsweise Konzepte und  
Qualifzierungen zur Entwicklung von  
Kompetenzproflen, zur interkulturellen  
Teamentwicklung, zur arbeitsintegrier-

1 Vgl. www.inqa.de/DE/handeln/inqa-checks/ 
inqa-check-vielfaltsbewusster-betrieb.html 

ten Sprachförderung und zur interkul-
turellen Lerngestaltung in der Ausbil-
dung umgesetzt. Hieran wird deutlich,  
dass die betriebliche Integration ein  
Impulsgeber für eine systematische  
Personalentwicklung sein kann, die den  
Beschäftigten und dem Unternehmen 
gleichermaßen zugutekommt. 

Die Qualifizierung »Betriebliche  
Integrationskompetenz« 

Zur Unterstützung der betrieblichen  
Integrationskonzepte wurde eine über-
betriebliche Qualifizierung zur Inte- 
grationskompetenz durchgeführt. Das  
Qualifzierungskonzept verbindet die  
Handlungsfelder der vielfaltsbewussten  
Unternehmensführung, der Personal-
entwicklung, der Antidiskriminierung,  
der Sprachförderung und der Vernet-
zung und gliedert sich in acht Module 
(vgl. Infokasten). 
Jedes Modul besteht aus 
• einem Einführungstag zum Thema, 
• einem Praxistransferauftrag, der von  

den Teilnehmenden im eigenen Ar-
beitsbereich erprobt wird und 

• einem Vertiefungstag, in dem die  
Ergebnisse des Transfers beraten  
werden. 

Durch die Transferorientierung wird  
auch die betriebliche Vernetzung ge-
fördert. So hat sich durch die Qualif-
zierung bei einem Krankenhausträger 
mit mehreren Standorten ein Netzwerk  
der Integrationsbeauftragten gebildet,  
in dem die Unterstützung der Berufs- 

anerkennung von angeworbenen Pfe-
gekräften organisiert wird. 

Impulse zur Weiterentwicklung 

Die Erfahrungen aus dem Projekt 
WELCOME zeigen, dass die betrieb-
liche Integration von angeworbenen 
Pfegefachkräften eine systematische 
vielfaltsbewusste Personalentwick-
lung benötigt. Die Verknüpfung der 
Integration von Beschäftigten unter-
schiedlicher Herkunft mit der Perso-
nalentwicklung gibt viele Impulse für 
die Weiterentwicklung der Arbeitsor-
ganisation, der Teamentwicklung und 
der Führungskultur. Betriebliche Inte-
gration kann daher auch als Katalysa-
tor für die Personalentwicklung wirken. 
Im Projekt WELCOME sind dazu exem-
plarisch Wege erprobt worden, die 
Mut machen, Integrationskompetenz 
in Krankenhäusern und Pfegeeinrich-
tungen vermehrt zu fördern. s

 

Module zur  Qualifizierung  

1.  Vielfaltsbewusste Unternehmens-
führung 

2. Arbeitsorganisation und Integration 

3. Kompetenzentwicklung 

4. Lösungsorientierte Kommunikation 

5. Antidiskriminierung 

6. Betriebliche Lernprozesse 

7. Sprachförderung 

8. Vernetzung 
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Erwerbspotenzial von Eingewanderten im Rahmen der 
Familienmigration – eine vernachlässigte Größe? 

Die Beschäftigungsquoten von Personen, die aus familiären Gründen einge-

wandert sind, fallen niedriger aus als von Personen, die zu Erwerbszwecken 

eingewandert sind, jedoch höher als die von Geflüchteten. Der Beitrag stellt 

die Unterschiede in der Zusammensetzung der drei Gruppen dar und zeigt 

deren Bedeutung für Unterschiede in der Arbeitsmarktintegration auf. 

TANJA FENDEL 
Dr., Forscherin am Institut 
für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB), 
Nürnberg 
Tanja.Fendel@iab.de 

PARVATI TRÜBSWETTER 
Dr., Forscherin am Institut 
für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB), 
Nürnberg 
Parvati.Truebswetter@iab.de 

Anteil und Merkmale der 
Familienmigration 

Die Erwerbsbeteiligung von Familien-
migrantinnen und -migranten galt lan-
ge Zeit als nachrangig. Vor dem Hin-
tergrund des demografschen Wandels 
und des Fachkräftebedarfs kommt ihrer 
Arbeitsmarktintegration mittlerweile 
eine hohe Bedeutung zu. Viele Stu-
dien zeigen aber, dass sich Familien-
im Vergleich zu Erwerbsmigrantinnen 
und -migranten höheren Barrieren der 
Arbeitsmarktintegration gegenüber-
sehen (vgl. Shauman/Noonan 2007, 
S. 1735). 
Zwischen 2013 und 2017 stieg der 
Familiennachzug stetig an, insge-
samt kamen in diesem Zeitraum über 
400.000 Personen im Rahmen der Fa-
milienmigration nach Deutschland, ihr 
Anteil an der Gesamtzuwanderung vari-
ierte in diesem Zeitraum zwischen fünf 
Prozent im Jahr 2015 und zehn Prozent 
2017 (vgl. Abb. im electronic supple-
ment). Nach dem coronabedingten 
Einbruch und den Änderungen durch 
das Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
zum 1.3.2020 wird längerfristig nicht 
nur ein Anstieg der Einwanderung von 

Fachkräften aus Drittstaaten erwartet, 
sondern auch wieder beim Familien-
nachzug. 
Unsere Analysen basieren auf der 
IAB-SOEP-Migrationsstichprobe für 
die Jahre 2013 bis 2019 (vgl. Brücker 
u. a. 2014). Mit diesen Daten wird die 
Zuwanderung nach Deutschland seit 
1995 abgebildet. Der Datensatz wird 
auf Personen im Alter von 20 bis 64 Jah-
ren beschränkt und umfasst 3.203 Per-
sonen mit bis zu sieben Beobachtungen. 
Es werden nur Eingewanderte berück-
sichtigt, die als Gefüchtete sowie im 
Rahmen der Erwerbs- und Familien-
migration nach Deutschland gekom-
men sind. Die befragten Gefüchteten 
sind fast ausschließlich vor 2013 nach 
Deutschland gekommen und leben so-
mit schon länger in Deutschland. 
Die Zuwanderungsgruppen unterschei-
den sich in wichtigen Merkmalen (vgl. 
Tab.). Unter den Familienmigrantinnen 
und -migranten ist der Frauenanteil mit 
75 Prozent deutlich höher als in den 
zwei anderen Gruppen. Betrachtet man 
die Anteile an Hochgebildeten und Per-
sonen mit guten Deutschkenntnissen, 
liegen jene aus der Familienmigration 
zwischen den Erwerbsmigrantinnen 

und -migranten und den Gefüchteten. 
Schließlich ist der Anteil der Personen 
mit Kindern in der Gruppe der Fami-
lienmigration höher als in den anderen 
beiden Gruppen (Erwerbsmigration 
und Flucht). 

Arbeitsmarktbeteiligung 
und Hürden 

Nach den Änderungen im Rahmen des 
Fachkräfteeinwanderungsgesetzes im 
Jahr 2020 werden von Erwerbsmigran-
tinnen und -migranten weiterhin 
Deutschkenntnisse und Vorbereitungen 
wie die Jobsuche oder die Anerkennung 
von Abschlüssen gefordert, während 
die mitgebrachten Kenntnisse von Fa-
milienmigrantinnen und -migranten 
und auch von Gefüchteten selten so 
passgenau den Anforderungen des Ar-
beitsmarktes entsprechen. 
Die durchschnittliche Erwerbstätig-
keitsquote liegt für Familienmigran-
tinnen und -migranten mit 62 Prozent 
20 Prozentpunkte unter der der Er-
werbsmigrantinnen und -migranten 
und nur knapp über der der Gefüch-
teten (vgl. Tab.). Als beschäftigt gelten 
hierbei Voll- und Teilzeitbeschäftigte 
sowie Personen, die geringfügig, un-
regelmäßig oder in Ausbildung oder 
Lehre beschäftigt sind. 
In einer multivariaten Analyse haben 
wir den Zusammenhang zwischen der 
Erwerbsbeteiligung und ausgewählten 
Faktoren geschätzt. Die Schätzergeb-
nisse (vgl. ausführlich die Regressions-
tabelle im electronic supplement) zei-
gen, dass der Zuzugsweg über die Fa-
milienzuwanderung – bei Kontrolle der 
weiteren Faktoren – zu einer um acht 
Prozentpunkte geringeren Erwerbs-
tätigkeitswahrscheinlichkeit führt als 
bei dem über Erwerbsmigration. Für 
Gefüchtete liegt dieser Wert um 20 Pro-
zentpunkte niedriger. Im Vergleich zu 
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Tabelle 

Soziodemografische Charakteristika nach Zuzugsgrund 

h1hiiij 
62% 

Erwerbstätigkeit vor dem Zuzug 50% 80% 49% 

Gute Deutschkenntnisse beim Zuzug 7% 12% 5% 

Bildungsabschluss im Ausland 

Kein Bildungsabschluss 58% 42% 66% 

Ausbildungsabschluss/Lehre 18% 25% 17% 

Hochschulabschluss 23% 32% 15% 

Jahre seit dem Zuzug 13 10 17 

Frauenanteil 75% 32% 31% 

Alter 41 41 46 

Kinder im Haushalt 

Kinder unter 4 Jahren 20% 17% 16% 
Kinder 4 bis 6 Jahre 11% 8% 10% 

Kinder 7 bis 18 Jahre 25% 18% 22% 

Keine Kinder 44% 58% 52% 

Anzahl Beobachtungen 4.486 4.497 1.626 

Quelle: IAB-SOEP Migrationsstichprobe 2013–2019, gewichtete Anteile/Mittelwerte 

Abbildung 

Vorhergesagte Erwerbsbeteiligung für Frauen und Männer nach Alter der l<inder 

im Haushalt 
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den in der Tabelle berichteten durch-
schnittlichen Prozentanteilen sind die 
Unterschiede zwischen den Gruppen 
geringer geworden, da 13 Prozentpunk-
te durch Unterschiede in den Merkma-
len aus der Regression erklärt werden 
können. 
Demnach hängen sowohl ein Ausbil-
dungs- oder Hochschulabschluss als 

auch gute Deutschkenntnisse beim 
Zuzug und Erwerbserfahrung vor dem 
Zuzug positiv mit der Erwerbswahr-
scheinlichkeit zusammen. Aufgrund der 
unterschiedlichen Zusammensetzung 
der Gruppen für alle Faktoren ergeben 
sich für Zugewanderte im Rahmen des 
Familiennachzugs höhere Barrieren als 
für Erwerbsmigrantinnen und -migran-

ten. Kleine Kinder im Haushalt stellen 
ein entscheidendes Erwerbshindernis 
dar. In der Abbildung werden die Un-
terschiede in der Erwerbsbeteiligung je 
nach Alter der Kinder dargestellt. Der 
geschlechterbezogene Unterschied in 
der Erwerbsbeteiligung nimmt mit stei-
gendem Alter der Kinder stark ab. Da 
sowohl der Anteil der Frauen als auch 
der der jüngeren Kinder beim Familien-
nachzug besonders hoch ist, ist hier ein 
zentrales Hindernis der Integration zu 
fnden. 

Breites Angebot an Kinder-
betreuung gefragt 

Es ist von hoher Bedeutung, Zugewan-
derte im Rahmen des Familiennachzugs 
bei Bildungs- und Deutschspracher-
werb und bei der Arbeitsplatzsuche 
umfassend zu unterstützen. Da gerade 
kleine Kinder im Haushalt ein hohes 
Beschäftigungshemmnis darstellen, 
ist hierfür ein breites Angebot an Kin-
derbetreuung sowie die Beseitigung 
von Zugangsbarrieren von zentraler 
Bedeutung, um auch jungen Müttern 
die Teilhabe an Erwerbsarbeit sowie – 
als Vorbereitung dafür – an Bildung und 
Sprachkursen zu ermöglichen. s

 

Eine Aufschlüsselung (abso-
lute Zahlen und Anteile) der 
verschiedenen Zuzugswege 

an der Gesamtzuwanderung sowie 
die Ergebnisse der Regressionsanalyse 
zu den Determinanten der Erwerbs-
tätigkeit finden sich als electronic 
supplement unter 
www.bwp-zeitschrift.de/e578 
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Migrantinnen als Fachkräfte erkennen 

Qualifikationsadäquate Teilhabe am Arbeitsmarkt fördern 

CANAN ULUĞ  
Vorstandsvorsitzende 
Migration und Arbeitswelt e.V. 
interkulturell innovativ 
inklusiv (MA.i e.V.) 
culug@migration-
arbeitswelt.de 

Der Fachkräftemangel ist in vielen Unternehmen deutlich spürbar. Zugleich 

gibt es zahlreiche Frauen mit Migrations- und Fluchtgeschichte, die – an-

ders als die gängigen Klischees es nahelegen – gut ausgebildet und qualifi-

ziert sind. Im Beitrag wird aufgezeigt, welche Hürden eine Integration dieser 

Zielgruppe in den Arbeitsmarkt erschweren. Vor diesem Hintergrund werden 

Erfahrungen aus dem IQ NRW Teilprojekt »ÖFFNUNGsZEITEN« vorgestellt und 

Erfolgsfaktoren für eine qualifikationsadäquate berufliche Integration von 

Migrantinnen dargestellt. 

Über wen reden wir? 

In Alltagsdiskursen, aber z. T. auch in 
arbeitsmarktrelevanten Fachdiskursen, 
fndet sich nach wie vor ein eher ein-
seitiges, defzitorientiertes Bild über 
Frauen mit Migrations- und Fluchtge-
schichte. Dabei sind Migrantinnen in 
Deutschland eine heterogene Gruppe: 
Ihre Lebenslagen sind sehr unterschied-
lich. Frauen mit Migrations- und Flucht-
geschichte in Deutschland bzw. ihre 
Familien kommen beispielsweise aus 
über 100 Herkunftsländern. Sie sind 
selbst migriert, gefüchtet oder auch in 
Deutschland geboren und leben mittler-
weile in der dritten oder vierten Gene-
ration hier. Sie haben unterschiedliche 
Aufenthaltstitel, einen heterogenen Bil-
dungsstand; die familialen und außer-
familialen Ausgangsbedingungen und 
Unterstützungssysteme sind genauso 
unterschiedlich wie das ökonomische 
und soziale Kapital, das sie mitbringen. 
Darüber hinaus stellt sich für diejenigen, 
die Kinder haben, die Vereinbarkeitsfra-

ge von Beruf und Familie genauso wie 
für Frauen ohne Migrationsgeschichte. 
Diese Heterogenität der Migrantinnen 
erfordert eine diferenzierte und res-
sourcenorientierte Betrachtung, um sie 
bedarfsgerecht in ihren Bildungs- und 
Berufslaufbahnen stärken zu können. 

Zugang zum Arbeitsmarkt – 
Herausforderungen in der Praxis 

Trotz langjähriger und auch erfolg-
reicher Aktivitäten zur Beratung, Ver-
mittlung und Qualifzierung einerseits 
sowie zur interkulturellen Öfnung und 
Antidiskriminierung andererseits sind 
Frauen mit Migrations- und Fluchtge-
schichte auf dem Arbeitsmarkt nach wie 
vor unterrepräsentiert, oftmals unter-
halb ihrer berufichen Qualifkation und 
eher prekär beschäftigt. So wurden im 
Jahr 2020 rund 55,5 Prozent der insge-
samt 31.536 Anträge auf Anerkennung 
einer ausländischen Berufsqualifkation 
aus dem Jahr 2019 von Frauen gestellt 
(vgl. BIBB 2021), aber rund ein Drittel 
der gut qualifzierten Frauen mit Migra-
tionshintergrund arbeitet deutlich 
unterhalb ihres Qualifkationsniveaus 
(vgl. Brücker u. a. 2016). Die Gründe 
hierfür sind vielfältig: 
• Es fehlen zum einen Informationen 

über das Bildungs- und Beschäfti-
gungssystem sowie zum anderen 

über Anerkennungsverfahren und  
damit verbundene Möglichkeiten; 

• Frauen mit Migrationshintergrund 
erfahren Diskriminierung im Bil-
dungs- und Beschäftigungssystem,  
so werden sie z.  B. immer wieder  
mit stereotypen Bildern konfrontiert,  
zum Teil bezogen auf ihre Herkunfts-
länder und/oder Religionszugehö-
rigkeit, oder aber sie werden in Be-
schäftigungsverhältnisse vermittelt,  
die weit unter ihrem Qualifkations-
niveau liegen, obwohl sie selbst qua-
lifkationsadäquate Bildungs- und  
Berufskarrieren verfolgen; 

• die Frauen verfügen nicht über das 
erforderliche ökonomische und so-
ziale Kapital; 

• die Vereinbarkeit von Beruf und  
Familie ist für sie eine große He- 
rausforderung; 

• aufenthalts- und arbeitsrechtliche  
Hürden sowie 

• mangelnde interkulturelle Öfnung  
bei Teilen der arbeitsmarktrelevan-
ten Akteursgruppen erschweren ih-
nen den Zugang zu Maßnahmen und  
zum Arbeitsmarkt. 

Erfolgsfaktoren für die qualifi-
kationsadäquate Teilhabe 

Erkenntnisse aus dem o.  g. IQ-Projekt  
und Erfahrungen aus der Arbeit der  
Migrantenorganisation Migration und  
Arbeitswelt (MA.i) e.V. (vgl. weiter-
führende Links am Ende des Beitrags) 
zeigen, dass im Hinblick auf eine breite  
und vor allem qualifkationsadäquate 
Teilhabe von Migrantinnen auf dem Ar-
beitsmarkt ein Bündel von Maßnahmen  
erforderlich ist. 

Ganzheitliche Ansätze: Maßnahmen  
müssen auf unterschiedlichen Ebenen  
ansetzen und von allen Beteiligten ge-
meinsam gestaltet werden. So wendet 

urn:nbn:de:0035-bwp-22142-9 

https://arbeitswelt.de
mailto:culug@migration-arbeitswelt.de


 

 

 
 

 

 

 
 

 
 
 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 
 

 

 
 
 
 

 

 
 
 

 

  
 

   

 
 

 
 

 

  

  

 

 
 

 

 

 
 

 

 

 
 

 

 
 
 

-B W P  1 / 2 0 2 2  T H E M A  4 3  

sich das IQ-Projekt zum einen an die 
Migrantinnen selbst, die bedarfs- und 
ressourcenorientiert auf ihrem Weg in 
den Arbeitsmarkt beraten und eng be-
gleitet werden. Zum anderen richtet es 
sich an relevante Arbeitsmarktakteure 
wie Arbeitsverwaltungen, KMU und öf-
fentliche Einrichtungen mit Angeboten 
wie etwa interkulturelle Schulungen 
und Beratungen zur Organisations-
und Personalentwicklung (vgl. auch 
Galonski/Gießler/Wemhöner in 
diesem Heft). Hierbei gilt es, auf die Po-
tenziale und Kompetenzen von Frauen 
mit Migrations- und Fluchtgeschichte 
aufmerksam zu machen, diese wertzu-
schätzen, zu fördern und vorteilhaft 
einzusetzen. 

Kommunale Netzwerke: Von zentraler 
Bedeutung ist eine verbindliche Zusam-
menarbeit in einem lokalen Netzwerk 
mit relevanten Arbeitsmarktakteuren. 
In Köln haben sich auf Initiative von 
MA.i e.V. die zentralen Arbeitsmarktak-
teure als »Kölner Expert*innenkreis« 
mit dem Ziel zusammengetan, die 
vielfältigen Potenziale von Frauen 
mit Migrations- und Fluchtgeschichte 
in Köln sichtbar zu machen und ihre 
qualifkationsadäquate berufiche Inte-
gration zu verbessern. Durch die enge 
Vernetzung und Zusammenarbeit der 
Akteure werden Prozesse beschleunigt, 
Synergien geschaffen sowie struktu-
relle Barrieren analysiert und refek-

tiert. Dies erfolgt oft ausgehend von 
konkreten Fällen, bspw. wenn Frauen 
in der Beratung berichten, dass sie im 
Jobcenter nicht weiterkommen. Der 
Austausch fndet sowohl einzelfall- als 
auch prozessbezogen statt. Erarbeitete 
Angebote und Informationen können 
so nachhaltig in Regelstrukturen im-
plementiert werden. Entscheidend 
ist, dass MA.i e.V. als Migrantenorga-
nisation den direkten, persönlichen 
und vertrauensvollen Zugang zu der 
Zielgruppe »Migrantinnen« hat und 
durch ihre Expertise in den Bereichen 
Arbeitsmarkt, Bildung und Sozialpo-
litik als Vermittler und Impulsgeber 
zwischen den Akteuren fungiert. 

Positives Image: Darüber hinaus ist 
es besonders wichtig, eine positive 
Wahrnehmung von qualifizierten 
Migrantinnen in Wirtschaft und Ge-
sellschaft zu schafen und Stereotype 
zu durchbrechen. Sie müssen widerlegt 
und ein positives Bild einer modernen 
Migrantin geschafen werden, die ge-
bildet, unabhängig und selbstbewusst 
ist. Die Kommunikation von positiven 
Beispielen und Erfolgsgeschichten (wie 
z. B. im Kurzflm – »Let’s go! – Migran-
tinnen starten durch«, vgl. Link am 
Ende des Beitrags) ist dabei ein wich-
tiger Erfolgsfaktor. 

Begegnungen auf Augenhöhe: Ein 
weiterer Erfolgsfaktor ist die Entwick-

lung und Durchführung von innova-
tiveren Formaten. So wurde z. B. im 
Rahmen des IQ NRW Projekts »ÖFF-
NUNGsZEITEN« das Veranstaltungs-
format »Let's meet! – Unternehmen 
trefen Fachkräfte« ins Leben gerufen. 
Unternehmen in der Kölner Region und 
qualifizierte Frauen mit Migrations-
und Fluchtgeschichte begegnen sich 
in freundlicher Atmosphäre, um erste 
Kontakte zu knüpfen und sich auszu-
tauschen. Mit diesem Format wurde ein 
Rahmen geschafen, in dem sich Arbeit-
geber und Frauen mit Migrations- und 
Fluchtgeschichte auf Augenhöhe trefen, 
kennenlernen und sogar für ein Arbeits-
verhältnis zusammenfnden können. 

Was bleibt zu tun? 

Deutschland kann es sich vor dem 
Hintergrund des zunehmenden Fach-
kräftemangels nicht leisten, auf die 
Potenziale von Frauen mit Migrations-
hintergrund zu verzichten. Alle Akteure 
der Wirtschaft und Gesellschaft sind 
aufgefordert, zur Anerkennung, Wert-
schätzung und Förderung von Migran-
tinnen beizutragen. Der hier skizzierte 
Weg und die gesammelten Erfahrun-
gen machen Mut, die qualifkationsad-
äquate Teilhabe von Migrantinnen auf 
dem Arbeitsmarkt weiter zu fördern. 
Migrantenorganisationen können dabei 
eine wichtige Rolle als Initiatorin und 
Koordinatorin spielen. s

 

Weitere Informationen:  

•  Migrantenorganisation Migration und Arbeitswelt (MA.i) e.V.  
www.migration-arbeitswelt.de 

•  IQ NRW  Teilprojekt »ÖFFNUNGsZEITEN – Interkulturelle Öffnung von 
 Arbeitsmarktakteuren für Migrantinnen«  

www.migration-arbeitswelt.de/projekte/oeffnungszeiten/ 

•  Kurzfilm »Let´s go! – Migrantinnen starten durch«  
www.youtube.com/watch?v=4wXI1hTbZpA 

•  KMU Toolbox-Migrantinnen im Fokus www.netzwerk-iq.de/  
 fileadmin/Redaktion/Downloads/Fachstelle_IKA/KMU-Toolbox/ 

FS_IKA_Toolbox_B18_Migrantinnen_als_Fachkraefte.pdf 

• IQ Netzwerk NRW www.iq-netzwerk-nrw.de 
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Junge Geflüchtete als Zielgruppe für bayerisch-
schwäbische Ausbildungsbetriebe 

ANNA ROMMEL 
Koordinatorin Fachkräfte-
sicherung bei der IHK 
Schwaben, Augsburg 
anna.rommel@schwaben. 
ihk.de 

Im Jahr 2019 fand das Engagement der IHK Schwaben bei der Unterstützung 

afghanischer Geflüchteter große Resonanz in den öffentlichen Medien. Doch 

bereits fünf Jahre zuvor, im Dezember 2014, hatte die IHK Schwaben begon-

nen, junge Menschen mit Fluchthintergrund in den regionalen Ausbildungs-

markt zu integrieren. Der Beitrag fasst die seither gewonnenen Erfahrungen 

zusammen, benennt Herausforderungen sowie entwickelte Lösungen und 

zeigt abschließend weiteren Handlungsbedarf auf. 

Unterstützung für Geflüchtete 
und Ausbildungsbetriebe 

Als 2015 immer mehr junge Gefüchtete 
nach Deutschland kamen und aus der 
Wirtschaft Forderungen laut wurden, 
die Rahmenbedingungen zu schafen, 
um jungen Gefüchteten eine Ausbil-
dung zu ermöglichen, war die IHK 
Schwaben gut aufgestellt und konnte 
ihr Unterstützungsprogramm rasch 
erweitern. Einerseits unterstützte sie 
junge Menschen bei Fragen rund um 
ihre Ausbildung und bei der Organi-
sation ihres Alltags. Anderseits klärte 
sie Ausbildungsbetriebe über das recht-
liche Umfeld auf und setzte sich dafür 
ein, die Rahmenbedingungen für die 
Ausbildung von Gefüchteten zu verbes-
sern. Fachleute der IHK führten zahl-
reiche Gespräche mit Verantwortlichen 
aus Politik und Verwaltung und initi-
ierten den Austausch zwischen Politik 
und Unternehmen. Diese Maßnahmen 
trugen zu einer positiven Entwicklung 
der Rahmenbedingungen bei. 

Junge Menschen mit Fluchthintergrund 
zählen somit zu einer festen Zielgruppe, 
die die IHK Schwaben für eine duale 
Ausbildung in bayerisch-schwäbischen 
Unternehmen gewinnen will. Rund fünf 
Prozent aller eingetragenen Ausbil-
dungsverträge im Ausbildungsregister 
der IHK Schwaben entfallen heute auf 
junge Menschen mit Fluchthintergrund. 
Dies lässt sich unter anderem auf die 
hohe Zahl von Vermittlungsgesprächen 
zurückführen. Neben den Schulen wer-
den auch von anderen Akteuren wie 
beispielweise Bildungsträgern, Jugend-
hilfeeinrichtungen oder Asylsozialbe-
ratungen junge Menschen mit Flucht-
hintergrund zur Ausbildungsplatzsuche 
an die IHK Schwaben verwiesen. Viele 
der Jugendlichen melden sich zudem 
aus Eigeninitiative und bitten um Bera-
tungsgespräche. Deshalb bietet die IHK 
seit Jahren ein Mal pro Woche Infonach-
mittage für Gefüchtete an. An diesen 
Terminen können sich Ausbildungsin-
teressierte ohne Voranmeldung indivi-
duell zur dualen Ausbildung beraten 
lassen. Dieses persönliche Gespräch ist 
in der Regel der erste Schritt zur Ver-
mittlung in Praktika und Ausbildung. 
Junge Menschen mit Fluchthintergrund 
werden in bestimmten Branchen und 
Berufen besonders häufig ausgebil-
det. Dabei handelt es sich vorrangig 
um zweijährige Ausbildungsberufe in 

den Branchen Gastronomie, Logistik 
und Handel. Aber auch in der me-
tallverarbeitenden Industrie ist diese 
Zielgruppe gefragt. Die zweijährigen 
Berufe haben den Vorteil, dass sie auch 
für Auszubildende mit sprachlichem 
und schulischem Förderbedarf zu meis-
tern sind. Manche Jugendliche haben 
in ihren Heimatländern nur kurz oder 
gar nicht die Schule besucht. 
Um jedoch den Blick der Jugendlichen 
nicht nur auf wenige Ausbildungsberu-
fe zu verengen, ist eine diferenzierte 
Berufsorientierung äußerst wichtig. 
Denn die meisten Ausbildungsberufe 
in Deutschland sind den Gefüchteten 
nicht bekannt. Durch Betriebsbesuche, 
Besuche von Ausbildungsmessen oder 
den Klassenbesuch von »Azubi-Scouts« 
(Auszubildende mit Fluchthintergrund, 
die von ihrer Ausbildung berichten) 
lässt sich die Zielgruppe auch für Berufe 
jenseits der ihnen bekannten begeistern. 
Auch Praktika sind ein essenzieller Be-
standteil dieses Berufsorientierungs-
prozesses, da die Jugendlichen oftmals 
ein Bild von einem Beruf haben, das 
nicht der Realität entspricht. Durch 
gute Aufklärung und eigene Erfahrung 
vorab lassen sich Ausbildungsabbrüche 
aufgrund enttäuschter Erwartungen 
reduzieren. 
Zur Einschätzung der Kompetenzen der 
Gefüchteten wird der onlinebasierte 

urn:nbn:de:0035-bwp-22144-9 
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Kompetenzcheck check.work (https:// 
check.work) genutzt. Er dient einerseits 
dazu, allgemeine Fähigkeiten wie logi-
sches Denken oder Sprachkenntnisse 
einzuordnen, andererseits kann er be-
rufiche Kompetenzen erfassen, die im 
Heimatland erworben wurden. 

Zentrale Herausforderungen 
und Lösungsansätze 

Die größte Herausforderung für die 
Unternehmen liegt nach wie vor in 
den bürokratischen Hürden, die bei 
der Einstellung junger Menschen mit 
Fluchthintergrund zu bewältigen sind. 
Die IHK Schwaben versucht, hierbei 
bestmöglich zu unterstützen. Sie stellt 
bei der Eintragung des Ausbildungsver-
trags sicher, dass die Unternehmen nur 
Auszubildende einstellen, die aufgrund 
ihres Aufenthaltsstatus eine Arbeits-
oder Ausbildungserlaubnis haben. Ist 
dies nicht der Fall, unterstützt ein so-
genannter Integrationsberater bei der 
Beantragung der Arbeitserlaubnis und 
berät zu notwendigen Maßnahmen wie 
z. B. möglichen Wegen der Identitäts-
klärung. Dieser Prozess kann mitun-
ter mehrere Monate dauern und endet 
nicht immer erfolgreich mit einer Aus-
bildungserlaubnis. Dies führt häufg zu 
Frust bei den Ausbildungsbetrieben. 
Im Jahr 2019 entwickelte die IHK 
Schwaben bei der Unterstützung af-
ghanischer Gefüchteter ein außerge-
wöhnliches Engagement. Da diesen 
Gefüchteten damals aufgrund ihres 
Herkunftslandes und Aufenthaltsstatus 
keine Arbeitserlaubnis erteilt worden 
war, stand die IHK Schwaben beratend 
bei der Beantragung eines Arbeitsvi-
sums zur Seite. Die afghanischen Ju-
gendlichen, die keine Aussicht auf Asyl 
hatten, reisten freiwillig für kurze Zeit 
in einen Drittstaat aus, in diesem Fall 
nach Indien, um dort in der deutschen 
Botschaft ein Visum zum Zweck der 
Ausbildung zu beantragen. Der Weg ist 
aufwändig, mit hohen Kosten für Flug 
und Aufenthalt verbunden und bedarf 
umfangreicher Vorbereitung. Im Ergeb-
nis ist er aber efektiv, da er zu einem 

Aufenthaltsstatus führt, der Betrieben 
und Auszubildenden Planungssicher-
heit verschaft. Die Jugendlichen sind 
dann im Sinne des Aufenthaltsrechts 
keine Gefüchteten mehr, sondern ange-
hende Fachkräfte aus einem Drittstaat. 
Eine weitere Herausforderung ist die 
Sprachförderung. Die IHK Schwaben 
berät zu Nachhilfeangeboten, die junge 
Gefüchtete von Beginn an ausbildungs-
begleitend wahrnehmen sollten. 

Engmaschige Betreuung – 
wichtige Stellschraube für einen 
erfolgreichen Ausbildungsver-
lauf 

Die IHK Schwaben beschäftigt einen 
Integrationsberater, der als Vertrau-
ensperson die Jugendlichen von der 
Ausbildungssuche bis zum Abschluss 
der Ausbildung begleitet und bei Sor-
gen und Problemen kontaktiert werden 
kann. Da dieser Berater selbst einen 
Fluchthintergrund hat, ist die Vertrau-
ensbasis meist sehr schnell hergestellt: 
Die jungen Gefüchteten fühlen sich von 
ihm verstanden. Er steht in vielen Fra-
gen beratend zur Seite, auch kulturell 
bedingte Missverständnisse können mit 
seiner Unterstützung aufgeklärt werden. 
Eine weitere Aufgabe des Integrations-
beraters ist es, die Unternehmen zu al-
len Fragen rund um den Aufenthaltssta-
tus ihrer Auszubildenden aufzuklären. 
So muss z. B. rechtzeitig vor Abschluss 
der Ausbildung die Arbeitserlaubnis 
verlängert werden, da diese in der Re-
gel mit Ausbildungsende erlischt. Vie-
le Unternehmen hatten das Problem, 
dass sie die jungen Menschen nach der 
Ausbildung für einige Zeit nicht mehr 
beschäftigen konnten, bis die neue Ar-
beitserlaubnis erteilt war. 
Der enge Austausch zwischen Ausbil-
denden, Berufsschullehrkräften und 
Auszubildenden trägt wesentlich zu 
einer erfolgreichen Ausbildung bei. 
Auf diese Weise können die Gründe für 
Probleme in Betrieb und Berufsschule 
frühzeitig identifziert und Gegenmaß-
nahmen ergrifen werden. Je intensiver 
dieser Austausch, desto geringer ist die 

Wahrscheinlichkeit von Ausbildungs-
abbrüchen. Auch hier unterstützt der 
Integrationsberater und vermittelt bei 
Bedarf zwischen den Beteiligten. 

Weiterer Handlungsbedarf 

Junge Menschen mit Fluchthintergrund 
werden künftig eine wichtige Zielgrup-
pe sein, um dem Fachkräftemangel in 
der Region entgegenzuwirken. Voraus-
setzung ist ein zielgruppenorientiertes 
Beratungs- und Praktikumsangebot, um 
sie für die Vielfalt der deutschen Be-
rufsbilder zu begeistern. Dieses wird 
durch umfassende, zielgruppenspezi-
fsche Berufsorientierungsangebote der 
IHK Schwaben gewährleistet. 
Um die Ausbildungsbereitschaft von 
Betrieben zu fördern, müssen jedoch 
auf politischer Ebene die Weichen so 
gestellt werden, dass Unternehmen 
möglichst unbürokratisch junge Ge-
füchtete ausbilden und anschließend 
auch rechtssicher beschäftigen können. 
Das 2020 in Kraft getretene Fachkräf-
teeinwanderungsgesetz weist hier in 
die richtige Richtung, gleichwohl gibt 
es in der Praxis an der ein oder ande-
ren Stelle noch Nachbesserungsbedarf. 
Zwar können Arbeitgeber beispielweise 
bestätigen, dass die Deutschkenntnisse 
für die Beschäftigung in ihrem Betrieb 
ausreichend sind. Trotzdem setzen die 
Botschaften bislang häufg das gesetz-
lich vorgeschriebene Sprachniveau B1 
für die Visumserteilung voraus, obwohl 
§ 16 a Abs. 3 Satz 2 Aufenthaltsgesetz 
die Bestätigung eines ausreichenden 
Sprachniveaus unterhalb B1 durch 
den Ausbildungsbetrieb als Ausnahme 
explizit anerkennt. Des Weiteren sind 
schnelle, unkomplizierte und trans-
parente Verfahren wichtig, um Fach-
kräfte aus dem Ausland zu gewinnen. 
Besonders die Anerkennungsverfahren 
für ausländische Berufsabschlüsse sind 
mit sehr hohen Kosten für ausländische 
Fachkräfte verbunden. Nur wenn die 
politischen Rahmenbedingungen ge-
geben sind, können deutsche Arbeitge-
ber im Wettbewerb um internationale 
Fachkräfte konkurrieren. s
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Literaturauswahl zum Themenschwerpunkt: 
»Fachkräftemigration« 

MONOGRAFIEN 

Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse hat 
positive Arbeitsmarkteffekte. Integration von Migran-
tinnen und Migranten in Deutschland 
H. Brücker; A. Glitz; A. Lerche; A. Romiti. Nürnberg 
2021, 12 S. (IAB-Kurzbericht 02/2021) – URL: http:// 
doku.iab.de/kurzber/2021/kb2021-02.pdf 
Der Kurzbericht zeigt, dass die Anerkennung im Ausland  
erworbener beruficher Abschlüsse die Integration von  
Migrantinnen und Migranten in den deutschen Arbeits-
markt erleichtern und positive Efekte auf das Einkommens-
niveau haben kann. Zudem werden Gründe untersucht, die 
einer Antragstellung entgegenstehen, und Hindernisse im  
Anerkennungsverfahren aufgezeigt. 

Auswertung der amtlichen Statistik  zum Anerken-
nungsgesetz  des Bundes für  2020. Ergebnisse des 
BIBB-Anerkennungsmonitorings 

C. Böse; N. Schmitz.  
Carolin Böse | Nadja Schmitz Bonn 2021, 15 S. –  
Auswertung der amtlichen Statistik 
zum Anerkennungsgesetz des Bundes 
für 2020   URL: https://res.bibb.de/  
Ergebnisse des BIBB-Anerkennungsmonitorings  httpsvet-repository_779225 

Der Beitrag liefert anhand der  
amtlichen Statistik einen ers-
ten Überblick zum Anerken-
nungsgeschehen bei bundes-
rechtlich geregelten Berufen  
für das Jahr 2020. 

Fachkräftemigrationsmonitor. Fachkräfteengpässe von 
Unternehmen in Deutschland, Trends zum Zuzug aus-
ländischer  Fachkräfte und die Situation ausländischer  
Erwerbstätiger am deutschen Arbeitsmarkt 
M. Mayer; M. Clemens. Bertelsmann Stiftung, Gütersloh 
2021, 38 S. – URL: www.bertelsmann-stiftung.de/fle  
admin/fles/Projekte/Migration_fair_gestalten/IB_Fach  
kraeftemigrationsmonitor_2021.pdf 
Bei der Betriebsbefragung geht es u.  a. um Erfahrungen mit 
der Rekrutierung ausländischer Fachkräfte. Nach Auskunft 
der befragten Entscheider/-innen werben sie vor allem  
Personal aus der EU sowie anderen europäischen Ländern 
an, gefolgt von Asien und dem Mittleren Osten. Als größte 
Hürden bei der Anwerbung aus dem Ausland nennen die  
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Unternehmen Sprachprobleme und Schwierigkeiten, die 
im Herkunftsland erworbenen Qualifkationen richtig ein-
zuschätzen. 

Should I stay or should I go? Langfristige Auswirkungen 
von qualifikationsspezifischen Wanderungsströmen auf 
Arbeitsangebot und wirtschaftliche Entwicklung 
T. Maier; M. Kalinowski; C. Böse; N. Schmitz; 
A. Mönnig; G. Zika. Bonn 2021, 16 S. (BIBB Report) – 
URL: https://bibb-dspace.bibb.de/rest/bitstreams/ 
fd8a903c-fcca-4c65-bb3b-708962ce4999/retrieve 
Das Autorenteam errechnet anhand zweier alternativer 
Wanderungsszenarien – geringfügige Erhöhung der Zuwan-
derung (»Pull-Szenario«) bzw. Verringerung der Abwande-
rung (»Bleibe-Szenario«) – die langfristige Wirkung auf das 
Fachkräfteangebot und die wirtschaftliche Entwicklung. 
Abschließend wird empfohlen, die Bleibewahrscheinlich-
keit ausländischer Fachkräfte in Deutschland, z. B. durch 
die Anerkennung ausländischer Berufsqualifkationen, zu 
erhöhen. 

Bildungs- und Berufsberatung in der Migrations-
gesellschaft. Pädagogische Perspektiven auf Beratung 
zur Anerkennung im Ausland erworbener Qualifika-
tionen 
B. Schmidtke. Transcript, Bielefeld 2020, 246 S., 
ISBN 978-3-8394-4485-6, 34,99 EUR – URL: https://bibb-
dspace.bibb.de/rest/bitstreams/03ac3fd8-34cd-4d99-
9a14-d95f60c1c467/retrieve 
Die Autorin untersucht aus einer anerkennungs- und be-
ratungstheoretischen Perspektive, welche Handlungsstra-
tegien Berater/-innen in der Auseinandersetzung mit den 
rechtlichen und gesellschaftlichen Bedingungen entwi-
ckeln. Sie liefert eine systematische Beschreibung sowie 
pädagogische Begründung von Anerkennungsberatung als 
Fachberatung und zeigt auf, wie sich Bildungs- und Berufs-
beratung in der Migrationsgesellschaft positionieren kann. 

Potenziale beruflicher Anerkennung bei der Fachkräfte-
einwanderung. Eine Analyse der beruflichen Bildung in 
dreizehn Fokusländern 
A. Baczak; N. Rohr; O. Schmetzer; K. Stoewe; 
D. Werner; D. Wörndl; L. Zifle. Köln 2020, 111 S. 
(IW-Report 48/2020) – URL: www.iwkoeln.de/fleadmin/ 
user_upload/Studien/Report/PDF/2020/IW-Report_ 
2020_Fachkraefteeinwanderung_und_Anerkennung.pdf 
Der Report analysiert Berufsbildungssysteme in 13 Ländern, 
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für die ein großes Fachkräftepotenzial für die Zuwanderung  
anzunehmen ist. Der Fokus liegt hierbei auf der Anerken-
nung von berufichen Abschlüssen, die in Deutschland in  
den Bereich der dualen Berufsausbildung fallen. Es ergeben  
sich Erkenntnisse dazu, welche Berufsabschlussarten gro-
ße Anerkennungspotenziale und somit Zuwanderungsmög-
lichkeiten mit sich bringen. Die Länderanalyse verdeutlicht, 
dass die meisten betrachteten Länder zwar Bestrebungen  
aufweisen, duale Ausbildungselemente zu etablieren, diese  
aber in vielen Fällen noch nicht weit verbreitet sind. 

Sprachförderung für Zugewanderte 
OECD. Paris 2021, 90 S.  
(Erfolgreiche Integration) –  

Sprachförderung für  
erwachsene Zugewanderte URL: https://doi.org/10.1787/  

03fd226-de 
In diesem Band werden die Er-
fahrungen beschrieben, die die  
OECD-Länder bei der Sprach-
förderung von erwachsenen  
Migrantinnen und Migranten  
gemacht haben. Die Informa- 
tionen hierzu wurden über ei-

nen an alle Mitgliedsländer gesendeten Fragebogen erhoben.  
Untersucht werden die Rahmenkonzepte für die Integra- 
tionspolitik der einzelnen OECD-Länder. Neben Empfeh-
lungen für die Politik werden »Best practice«-Beispiele vor-
gestellt. 

Vertane Chancen der  Fachkräftebindung in der  Pflege.  
Strukturelle Hindernisse bei der Integration von 
migrierten und quereinsteigenden Fachkräften 
M. Grgic; C. Larsen; S. Rand; B. Riedel; D. Voss.  
Düsseldorf 2019, 11 S. (Policy Brief 005/2019) –  
URL: www.boeckler.de/pdf/p_fofoe_pb_005_2019.pdf 
Analysiert werden Schwierigkeiten bei der Integration von 
Pfegpersonal aus dem Ausland oder von Quereinsteigen-
den, die aus einem anderen Beruf in die Pfege wechseln.  
Aufgezeigt werden strukturelle Hindernisse, zu deren Be-
seitigung Arbeitgeber und Politik aufgefordert werden. 

BEITRÄGE IN  ZEITSCHRIFTEN UND   
SAMMELBÄNDEN 

Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse im Kon-
text von Zuwanderung und Arbeitsmarktintegration 
A. Mergener; N. Schmitz. In: L. Bellmann; K. Büch-
ter; I. Frank; E. Krekel; G. Walden (Hrsg.): Schlüs-
selthemen der berufichen Bildung in Deutschland: ein 
historischer Überblick zu wichtigen Debatten und zen- 
tralen Forschungsfeldern, Bonn 2021, S. 355–368 –  

URL: https://bibb-dspace.bibb.de/rest/bitstreams/7ac 
609d0-b43f-44ac-bae8-adb83440227d/retrieve 
Der Beitrag beschreibt die Notwendigkeit der Anerkennung 
von im Ausland erworbenen Qualifkationen. Gerade vor 
dem Hintergrund des in Deutschland stark reglementierten 
Berufsbildungssystems und eines Arbeitsmarktes, auf dem 
der Zugang zu qualifzierten Berufspositionen erheblich 
von formellen Ausbildungsabschlüssen abhängt, führt eine 
erfolgreiche Anerkennung des ausländischen Abschlusses 
bei Zugewanderten zu erheblichen Verbesserungen der Ar-
beitsmarktchancen. 

How national institutions shape skilled immigrants’ 
chances of getting hired: evidence from harmonised 
factorial surveys with employers in Germany and Eng-
land 
F. Stumpf; A. Damelang; M. Abraham; S. Ebensper-
ger. In: KZfSS 72 (2020) Sonderausgabe 1, S. 351–373 – 
URL: https://link.springer.com/content/pdf/10.1007/ 
s11577-020-00682-3.pdf 
In einem Ländervergleich (England und Deutschland) wird 
mithilfe eines experimentellen Forschungsdesigns unter-
sucht, wie Arbeitgeber Qualifkationen aus unterschied-
lichen ausländischen Systemen bewerten. Die englisch-
sprachige Studie zeigt auf, dass die Arbeitsmarktchancen 
von Zugewanderten zum Großteil von der institutionellen 
Ausgestaltung der Ausbildungssysteme im Herkunfts- und 
weniger von denen im Aufnahmeland abhängen. 

Einwanderungsrecht in Deutschland – Entwicklungs-
linien, konzeptionelle Grundentscheidungen und 
offene Fragen 
C. Langenfeld; R. Lehner. In: Zeitschrift für Ausländer-
recht und Ausländerpolitik 40 (2020) 7, S. 215–22 
Das Autorenteam beschreibt, welche Entwicklungen das Aus-
länderrecht in den letzten Jahren genommen hat und welche 
Reformen durchgeführt wurden, um wirtschaftlich erwünsch-
te Einwanderung nach Deutschland aktiv zu gestalten. 

Die Entwicklung des Rechts der Arbeitsmigration in der 
Bundesrepublik Deutschland 
R. Conradt; U. Hornung. In: Zeitschrift für Ausländer-
recht und Ausländerpolitik 40 (2020) 5–6, S. 171–176 
Der Beitrag zeichnet die Entwicklungslinien des Rechts der 
Arbeitsmigration nach. Untersucht wird, wie die Arbeits-
migration in der Bundesrepublik in unterschiedlichen Pha-
sen geregelt wurde. Im Fokus steht dabei die Frage nach den 
jeweiligen Steuerungskriterien. 

(Alle Links: Stand 10.12.2021) 

(Zusammengestellt von Karin Langenkamp 
und Markus Linten) 

https://link.springer.com/content/pdf/10.1007
https://bibb-dspace.bibb.de/rest/bitstreams/7ac
www.boeckler.de/pdf/p_fofoe_pb_005_2019.pdf
https://doi.org/10.1787
https://doi.org/10.1787/03ffd226-de
https://bibb-dspace.bibb.de/rest/bitstreams/7ac609d0-b43f-44ac-bae8-adb83440227d/retrieve
https://link.springer.com/content/pdf/10.1007/s11577-020-00682-3.pdf
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DQR quo vadis? 

JOHANNA MÖLLS 
Referatsleiterin im BIBB 
moells@bibb.de 

Vor zehn Jahren verständigten sich Bund, Länder und Sozialpartner auf eine 

gemeinsame Position zur Umsetzung eines Deutschen Qualifikationsrahmens 

(DQR), mit dem erstmals die Gleichwertigkeit von akademischer und beruf-

licher Bildung festgestellt wurde. Der Beitrag beleuchtet diese Vereinbarung 

und beschreibt die Dynamiken und Wirkungen, die der DQR bislang auf na-

tionaler Ebene entfaltet hat. Abschließend werden die Vorzüge erörtert, die 

mit einer rechtlichen Verankerung einhergehen würden. 

Entwicklung des DQR: 
Vereinbarung 2012 

Das Europäische Parlament und der Rat 
der Europäischen Union haben mit ihrer 
Empfehlung zur Einrichtung des Eu-
ropäischen Qualifkationsrahmens für 
lebenslanges Lernen (EQR) 2008 ein 
Referenzinstrument geschafen, das die 
Vergleichbarkeit von Qualifkationen 
in Europa fördert und sichtbar macht. 
Der EQR ist ein Baustein zur Stärkung 
von Mobilität und sozialer Integration 
und Ausgangspunkt für die Entwick-
lung des Deutschen Qualifkationsrah-
mens für lebenslanges Lernen (DQR), 
der die Besonderheiten des deutschen 
Bildungssystems abbildet. 
Mit der gemeinsamen Vereinbarung 
zum DQR vom 31.1.2012 bekundeten 
das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung, die Kultusministerkonferenz, 
die Wirtschaftsministerkonferenz, die 
Spitzenverbände der Wirtschaft, der 
Deutsche Gewerkschaftsbund sowie 
die Hochschulrektorenkonferenz ihr 
Interesse, das deutsche Qualifkations-
system transparenter zu machen sowie 
die Qualitätssicherung zu unterstützen.1 

Damit wird die Gleichwertigkeit von be-
ruficher und hochschulischer Bildung 
verdeutlicht. Zugleich werden auch die 
jeweiligen eigenständigen Profle der 
genannten Bildungsbereiche sichtbar. 
Der dem DQR zugrundeliegende Kom-
petenzbegrif erleichtert den Vergleich 
von berufichen und hochschulischen 
Qualifkationen (vgl. Spillner 2019). 

Wirkung des DQR auf nationaler 
Ebene 

Der DQR hat bis heute eine gewisse 
Relevanz am Arbeitsmarkt entfaltet. In 
jüngerer Zeit mehren sich Stellenanzei-
gen, die auf den DQR Bezug nehmen; 
so arbeiten u. a. Behörden mit dem 
Qualifkationsrahmen, um die Anfor-
derungsprofle ihrer ofenen Stellen zu 
veranschaulichen.2 Andere Arbeitgeber 
sind hier noch zögerlich. Sie befürch-
ten u. a. mit einem DQR-Niveau ver-
bundene Eingruppierungsansprüche 
oder Schadensersatzklagen. Dieses 
Zögern beruht vermutlich auf einem 
Missverständnis (vgl. Coelln 2021), 
denn der DQR begründet in seiner 
Funktion als Transparenzinstrument 
keine Eingruppierungs- oder Schadens-
ersatzansprüche, sofern die zuständi-
gen Akteure für ihren Einfussbereich 
keine anderweitige Festlegung trefen. 
Relevanz entfaltet der DQR auch bei 
der staatlichen Aufstiegsförderung in 
der Berufsbildung, z. B. für die Wei-

terqualifizierung im Rahmen eines 
Meistervorbereitungskurses (Bezug-
nahme im Antragsformular). Nicht 
zuletzt verwenden Anbieter non-for-
maler Bildungsgänge den DQR als 
Qualitätsmerkmal. So weisen sie das 
DQR-Niveau des jeweiligen Bildungs-
gangs teilweise prominent aus, um die-
sen aufzuwerten.3 Soweit diese Angabe 
einer durch die zuständigen Gremien 
vorgenommenen Zuordnung zu einem 
DQR-Niveau folgt, ist dieses Werben mit 
dem DQR nicht nur erlaubt, sondern 
geradezu wünschenswert, denn für den 
non-formalen Bereich bietet sich die 
Chance, seinerseits auf Gleichwertig-
keit – hier: mit dem formalen Bereich – 
hinzuweisen. In der Praxis allerdings 
werben Bildungsanbieter auch mit 
DQR-Zuordnungen, die nicht durch die 
dafür zuständigen Gremien vorgenom-
men wurden. Vielmehr ordnen diese 
Bildungsanbieter ihren Bildungsange-
boten eigenständig ein DQR-Niveau zu. 
Die notwendige Qualitätskontrolle 
durch die zuständigen Gremien wird 
damit unterlaufen – ein im Grunde 
nicht statthaftes Vorgehen, das aktu-
ell behördlich nicht unterbunden bzw. 
sanktioniert werden kann. Nach gelten-
der Rechtslage kann im Konfiktfall nur 
ein Rechtsstreit auf Unterlassung durch 
eine sich benachteiligt sehende Kon-
kurrenzeinrichtung mit Begründung 
von unlauterem Wettbewerb geführt 
werden (vgl. Esser/Mölls 2014). 

urn:nbn:de:0035-bwp-22148-7 
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Die Ausführungen lassen erkennen, 
dass die Bedeutung des DQR innerhalb 
der vergangenen zehn Jahre zwar punk-
tuell zugenommen hat, seine Bekannt-
heit ist aber weiterhin viel zu gering, um 
im Bildungs- und Beschäftigungssystem 
die gewünschte Wirkung zu entfalten. 
Die Zuordnung von Qualifkationen im 
non-formalen Bereich zeitigt auch nach 
jahrelangen Diskussionen und Bemü-
hungen kaum Erfolge. Ein Grund dafür 
könnte in der fehlenden rechtlichen Ver-
ankerung des DQR liegen. Er ist außer 
über die DQR-Homepage von BMBF 
und KMK4 oder einzelne Dokumente 
(wie die o.g. Vereinbarung 2012) nicht 
wie andere Regelwerke dokumentiert 
und aufndbar. Schon das bloße Zitie-
ren und Bezugnehmen ist daher nicht 
einfach. 

Chancen einer rechtlichen 
Verankerung des DQR 

Die Attraktivität der Berufsbildung hat 
in der jüngeren Vergangenheit gelitten. 
Die Vertragszahlen sinken seit Jahren 
(vgl. Oeynhausen u. a. 2021), die Co-
rona-Pandemie verstärkt diese Entwick-
lung. Mit Blick auf das Bildungsverhal-
ten kann der DQR dazu beitragen, die 
Attraktivität des dualen Systems wieder 
zu steigern, indem er deutliche Akzente 
für Gleichwertigkeit setzt. In den Be-
trieben, bei jungen Menschen sowie 
bei denjenigen, die sie beraten (z. B. 
Eltern und Lehrkräften), ist der DQR 
aber nur wenig bekannt. Um den DQR 
breitfächig in Wirtschaft, Verwaltung 
und Gesellschaft, hier besonders bei 
den Bildungsbeteiligten, bekannt zu 

machen, muss seine Verbindlichkeit  
erhöht werden (vgl.  Esser 2020). Nur  
so kann er 
• als Ausweis von Gleichwertigkeit  

wirken, 
• die Attraktivität der Berufsbildung 

an sich und besonders gegenüber der  
akademischen Bildung stärken sowie  

• die dortigen Aufstiegschancen im  
Rahmen  des  Berufslaufbahnkon-
zepts (wieder) verdeutlichen. 

Da die bisherigen Bemühungen aller  
Akteure nicht ausreichend gefruchtet  
haben, wird in den Diskussionen zur  
Steigerung der Verbindlichkeit des  
DQR vorgeschlagen, ihn rechtlich zu  
verankern. Eine normative Aussage der  
Politik wird als staatliches Bekenntnis 
zum Regelungsinhalt verstanden und 
bekommt aufgrund dieser formalen  
Aufhängung einen Wirkungsgrad. In  
der Berufsbildung ist das Phänomen  
bekannt: So entschlossen sich die da-
maligen Regierungsparteien in den  
1960er-Jahren ebenfalls, ein bereits auf-
gestelltes System rechtlich zu fundie-
ren. Das Berufsbildungsgesetz (BBiG) 
von 1969 wurde geschafen. Es hat der  
Berufsbildung einen entscheidenden  
Auftrieb gegeben, Qualitätssicherungs-
verfahren durch die relevanten Akteure  
einschließlich staatlicher Beteiligung  
etabliert und so den bis heute hervor-
ragenden Ruf der deutschen Berufsbil-
dung auch international geprägt. 
Eine rechtliche Verankerung würde  
den Aktivitäten der beteiligten Part-
ner eine verbindliche Grundlage geben,  
die über die bisherige Selbstbindung  
hinausgeht. Es würde ihr Handeln  

1 Vereinbarung vom 31.1.2012 vgl. www.dqr.de/dqr/shareddocs/downloads/media/content/ 
vereinbarung_br_der_kmk_der_wmk_der_sp_und_der_wo.pdf 

2 Z.B. Ausschreibungen der Hauptzollämter zu Beamten/Beamtinnen im Zolldienst mittlerer Dienst 
(Mindestvoraussetzung Vorliegen einer Qualifikation auf DQR-Niveau 3); Polizei NRW Hamm Aus-
schreibung »staatl. geprüfte/-r Techniker/-in in der Fachrichtung Informatik oder Informationstech-
nik gehobener Dienst (DQR-Niveau 6). 

3 Z.B. Fernakademie für Erwachsenenbildung Klett »Staatlich geprüfte/r Chemietechniker/in (Bache-
lor Professional)« DQR-Niveau 6 (http://www.fernakademie-klett.de/technik-it/techniker-technik/ 
techniker-chemie/. 

4 Vgl. www.dqr.de 

5 Staatsvertrag über das Fernunterrichtswesen von 1978, zuletzt geändert 4.12.1991 www.zfu.de/ 
files/staatsvertrag.pdf 

BWP-Themendossier 

»Zehn Jahre DQR« – für die BWP ist 
dies Anlass, ins Archiv zu schauen: 
In unserem Themendossier zum DQR 
finden Sie Beiträge aus den vergan-
genen Jahren, die die Entwicklung 
des DQR nachzeichnen: 
Von ersten konzeptionellen Über-
legungen zur Vorbereitung eines 
Deutschen Qualifikationsrahmens 
über die Vereinbarung zwischen 
Bund, Ländern und den Sozialpart-
nern bis hin zu Beiträgen, die sich 
konstruktiv und kritisch mit Umset-
zungsfragen befassen. 
www.bwp-zeitschrift.de/151996 

staatlich einfordern und legitimieren 
und den DQR als Bezugnahme- und 
Zitierquelle verorten. Der DQR könn-
te auf dem Arbeitsmarkt stärker als 
Transparenzinstrument eingesetzt 
werden, der non-formale Bereich so 
anschlussfähig an das formale Bildungs-
system werden. Um alle staatlichen 
Akteure – insbesondere in der akade-
mischen und der berufichen Bildung – 
einbinden zu können, könnte der Weg 
zu einem Bund-Länder-Staatsvertrag 
eröfnet werden. In der Berufsbildung 
gibt es bereits ein seit Jahrzehnten funk-
tionierendes Verfahren, das ebenfalls 
auf einen Bund-Länder-Staatsvertrag 
rekurriert: die Begutachtung und Zu-
lassung von Fernlehrgängen mittels 
qualitätsgesichertem Verfahren.5 Auf 
dieses Verfahren könnte bei der Zer-
tifzierung von formalen und non-for-
malen Bildungsabschlüssen Bezug 
genommen werden. 
Die Verortung des DQR im Recht war 
von Beginn an ein Diskussionsthema. 
2009 wurden gutachterlich die damals 
als gering bewerteten rechtlichen Wir-
kungen des DQR festgehalten (vgl. Her-
degen 2009). Juristisch wurde diese 
Position im Lauf der Zeit vereinzelt 
beibehalten und daraus abgeleitet, der 
DQR sei rechtlich nicht existent, nicht 
zu greifen. So richtig das zu seinen 
Anfängen gewesen sein mag, so ent-

www.bwp-zeitschrift.de/151996
www.zfu.de
www.dqr.de
http://www.fernakademie-klett.de/technik-it/techniker-technik
www.dqr.de/dqr/shareddocs/downloads/media/content
https://www.bwp-zeitschrift.de/151996
https://www.dqr.de/dqr/shareddocs/downloads/media/content/vereinbarung_br_der_kmk_der_wmk_der_sp_und_der_wo.pdf
http://www.fernakademie-klett.de/technik-it/techniker-technik/techniker-chemie/
https://www.zfu.de/files/staatsvertrag.pdf
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wicklungsbedürftig ist diese Position 
heute! Hierfür bedarf es des politischen 
Willens. 
So kommt auch ein aktuelles Gutachten 
aus dem Jahr 2021 zu dem Schluss, dass 
die Entscheidung, den DQR rechtlich 
zu verankern, »nur« eine politische sei. 
Die rechtlichen Möglichkeiten seien 
gegeben, rechtliche Hindernisse zur 
Verankerung hingegen bestünden nicht 
(vgl. Coelln 2021, S. 149). 

Mögliche Inhalte eines 
Bund-Länder-Staatsvertrags 

Neben der Klärung von Begrifen wie 
»Kompetenz«, »Deskriptoren«, »Lern-
ergebnisse« etc. sollten in einem 
Bund-Länder-Staatsvertrag der Miss-
brauchsschutz und die Zuordnungsver-
fahren geregelt werden. Dabei sollte 
die Qualitätssicherung eine wichtige 
Rolle spielen. Direkt mit dem Verfahren 
verknüpft wäre auch die Frage der Be-

teiligung der bisherigen Akteure zusätz-
lich zu möglichen Gutachterinnen und  
Gutachtern. Soweit angezeigt, könnte  
gemäß dem Beispiel Österreich auch  
die Rolle des DQR festgeschrieben wer-
den.6 Je nach Konsenslage könnte z.  B. 
festgehalten werden, dass es sich beim  
DQR um ein Transparenzinstrument  
handelt – nicht mehr und nicht weniger.  
Tarifvertragsparteien stünde es dann  
immer noch ofen, Bezugnahmen her-
zustellen oder es eben in begründeten 
Fällen nicht zu tun. 
Daneben wäre auch das BBiG für seinen  
Regelungsinhalt auf die Entwicklungen  
des DQR und der mit ihm forcierten  
Kompetenzorientierung anzupassen.  
Der Kompetenzbegriff prägt die Bil-
dungswissenschaft seit vielen Jahren,  
Aus- und Fortbildungsordnungen wer-
den qua Hauptausschuss-Empfehlung 
bereits seit Jahren kompetenzorientiert  
formuliert (vgl. Hauptausschuss des  
BIBB 2014 und 2015), auch die Aus-

6 Bundesgesetz über den Nationalen Qualifikationsrahmen vgl. www.bmbwf.gv.at/Themen/schule/ 
schulrecht/erk/bg_nqr.html 

7  Vgl. u.a. Pflegeberufegesetz, §  37 

bildung und Prüfung sind kompetenz-
orientiert durchzuführen. Doch taucht 
der Begrif »Kompetenz« – anders als 
in anderen Gesetzen7 – bislang nicht 
im BBiG auf. 
Auch sollte bei den Inhalten der Ausbil-
dungsordnungen vorgesehen werden, 
welchem DQR-Niveau eine Ausbildung 
zugeordnet wird. 
Zudem sollte auch gesetzlich normiert 
werden, dass das DQR-Niveau auf Zeug-
nissen auszuweisen ist. Zurzeit beruht 
der Ausweis auf einer untergesetzlichen 
Abstimmung (vgl. Hauptausschuss des 
BIBB 2013). 
Ergänzend zu den Regelungen in einem 
Bund-Länder-Staatsvertrag zum Natio-
nalen Qualifkationsrahmen wäre es 
wünschenswert, wenn in diesem Kon-
text europäische Anerkennungs- und 
Transparenzinstrumente wie EQR, 
ESCO, ECVET, ECTS oder Europass 
besser aufeinander abgestimmt wür-
den, um ihre Efzienz wechselseitig zu 
erhöhen. Diese und weitere wichtige 
Themenfelder im Kontext des DQR 
gilt es in Zukunft zu diskutieren und 
zu klären. s

 

LITERATUR 

Coelln, C. v.:  Gutachten zur Klärung juristi-
scher Fragen im Kontext der weiteren Umset-
zung des Deutschen Qualifikationsrahmens für 
lebenslanges Lernen (DQR). Köln 2021 

Hauptausschuss des BIBB: Formulierung des 
Hinweises zur Ausweisung des DQR-Niveaus auf 
Zeugnissen. Empfehlung 157 vom 8. Dezember 
2013 – URL: www.bibb.de/dokumente/pdf/ 
HA157.pdf 

Hauptausschuss des BIBB: Struktur und 
Gestaltung von Ausbildungsordnungen – Aus-
bildungsberufsbild, Ausbildungsrahmenplan. 
Empfehlung 160 vom 26. Juni 2014 – 
URL: www.bibb.de/dokumente/pdf/HA160.pdf 

Hauptausschuss des BIBB: Zuordnung von 
anerkannten Fortbildungsabschlüssen zum 
Deutschen Qualifikationsrahmen (DQR). 
Empfehlung 161 vom 25. Juni 2015 – 
URL: www.bibb.de/dokumente/pdf/HA161.pdf 

Esser, F. H.: Wir sollten den Deutschen 
Qualifikationsrahmen verbindlicher machen. 
Thesenpapier vom 15.6.2020 – 
URL: www.bibb.de/de/124013.php 

Esser, F. H.; Mölls J.: DQR-Niveau auf 
Qualifikationsnachweisen: Missbrauchsschutz 
durch Norm und Markenstärke. In: BWP 43 
(2014) 6 – URL: www.bwp-zeitschrift.de/de/ 
bwp.php/de/bwp/show/7498 

Herdegen, M.: Der Europäische Qualifikations-
rahmen für lebenslanges Lernen - Rechtswir-
kungen der Empfehlung und Umsetzung im 
deutschen Recht – Rechtsgutachten im Auftrag 
des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung. Bonn 2009 

Oeynhausen, S.; Milde, B.; Ulrich, J. G.; 
Flemming, S.; Granath, R.-O.: Die Entwick-
lung des Ausbildungsmarktes im Jahr 2020 
(Fachbeiträge im Internet). Bonn 2021 – URL: 
www.bibb.de/dienst/veroeffentlichungen/de/ 
publication/show/17253 

Spillner, G.: Empfehlung für eine nachhaltige 
Ausgestaltung des Deutschen Qualifikations-
rahmens. (unveröffentl. Manuskript) 2019 

(Alle Links: Stand 10.12.2021) 

www.bibb.de/dienst/veroeffentlichungen/de
www.bwp-zeitschrift.de/de
www.bibb.de/de/124013.php
www.bibb.de/dokumente/pdf/HA161.pdf
www.bibb.de/dokumente/pdf/HA160.pdf
www.bibb.de/dokumente/pdf
www.bmbwf.gv.at/Themen/schule
https://www.bmbwf.gv.at/Themen/schule/schulrecht/erk/bg_nqr.html
https://www.bibb.de/dokumente/pdf/HA157.pdf
https://www.bwp-zeitschrift.de/de/bwp.php/de/bwp/show/7498
https://www.bibb.de/dienst/veroeffentlichungen/de/publication/show/17253


   

 

_!>i!>_!> _______________________ ~-B W P  1 / 2 0 2 2  A U S  F O R S C H U N G  &  P R A X I S  5 1  

Fachkräftesicherung durch die Integrationsvorlehre 

Ergebnisse zum Schweizer Pilotprogramm INVOL 

MARLISE KAMMERMANN 
Dr., Dozentin und Senior  
Researcher an der Eidge-
nössischen Hochschule für  
Berufsbildung EHB, Zollikofen 
marlise.kammermann@ehb. 
swiss 

BARBARA E. STALDER 
Prof. Dr., Bereichsleiterin 
Erziehungs- und Sozialwis-
senschaften an der Pädago-
gischen Hochschule Bern 
barbara.stalder@phbern.ch 

MARIE-THERES   
SCHÖNBÄCHLER 
Dr., Leiterin Zentrum für Bil- 
dungsevaluation an der Päda- 
gogischen Hochschule Bern 
marie-theres.schoenbaechler  
@phbern.ch 

Das von Bund und Kantonen finanzierte Pilotprogramm Integrationsvorlehre –   

INVOL soll Flüchtlinge und vorläufig Aufgenommene auf eine qualifizierende 

Berufsausbildung und die Integration in den Schweizer Arbeitsmarkt vor-

bereiten. Gleichzeitig soll in Branchen, die unter Fachkräftemangel leiden,  

für Fachkräftenachwuchs gesorgt werden. Ergebnisse aus der Evaluation der  

ersten INVOL-Abschlusskohorte 2019 zeigen auf, dass die INVOL  sowohl zur  

Fachkräftesicherung als auch zur Integration von Flüchtlingen und vorläufig 

Aufgenommenen einen Beitrag leistet. 

Politische Ausgangslage und Umsetzung der   
Integrationsvorlehre 

Die  Integrationsvorlehre (INVOL)  bereitet  als einjähriges  
Brückenangebot gefüchtete und vorläufg in der Schweiz  
aufgenommene junge Menschen auf den Einstieg in eine  
berufiche Ausbildung vor. Sie startete im Jahr 2018 als  
vierjähriges Pilotprogramm in 18 Kantonen. Wichtige Eck-
pfeiler der INVOL sind 
• eine berufsfeldbezogene duale oder triale Ausbildung  

in Betrieben, Berufsfachschulen und je nach Berufsfeld  
auch in überbetrieblichen Kurszentren, 

• eine berufsbezogene Sprachförderung, 
• die Vermittlung von arbeitsplatzbezogenen Normen und  

Werten sowie 
• eine begleitende individuelle Unterstützung der Teil-

nehmenden und Betriebe (vgl. Staatssekretariat  
für Migration  2016; Scharnhorst/Kammermann  
2019). 

Aufgrund positiver Rückmeldungen der beteiligten Kanto-
ne und Betriebe und mit dem Ziel, das Arbeitskräftepoten-
zial in der Schweiz noch besser zu fördern, beschloss der  
Bundesrat am 15. Mai 20191 eine Ausweitung der INVOL  

1 www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen. 
msg-id-75052.html 

Nationale Evaluation INVOL    

Ziel und Hauptfragen: Hauptzwecke der Evaluation sind eine 
qualitative und quantitative Wirkungsabschätzung des Pilot- 
programms sowie Empfehlungen zu dessen Weiterentwicklung. 
Zusätzlich untersucht die Pädagogische Hochschule Bern Fragen 
zur Qualität der  Ausbildung und zum Ausbildungserfolg der  
Teilnehmenden. 

Theoretischer Rahmen: Das Forschungs- und Evaluationsprojekt  
stützt sich auf ein Rahmenmodell, das ressourcentheoretische 
Modelle mit Erkenntnissen aus der Literatur  zum Ausbildungs- 
und Berufserfolg verknüpft. Es wird postuliert, dass der  
Ausbildungserfolg von INVOL-Teilnehmenden von situationalen 
(z.B. lernförderlichen Aufgaben im Betrieb, Unterstützung durch 
Ausbilder/-innen) und individuellen Ressourcen der  Teilneh-
menden abhängt. Erfolg wird an objektiven (z.B. erfolgreicher  
INVOL-Abschluss, Eintritt in eine berufliche Grundbildung) und 
subjektiven (z.B. Zufriedenheit) Kriterien gemessen (vgl.  
Stalder u.a. 2021). 

Design: Es wird ein längsschnittlich angelegtes Mixed- 
Methods-Design verwendet mit Befragungen bei INVOL-Teil- 
nehmenden, schulischen und betrieblichen Ausbilderinnen und 
Ausbildern sowie den Projektverantwortlichen aus den kanto- 
nalen Behörden aller 18 beteiligten Kantone der deutsch-, 
französisch- und italienischsprachigen Schweiz. Zudem werden 
Fallanalysen durchgeführt sowie Monitoring- und Registerdaten 
analysiert. 

Dauer: 2019 bis 2025 

Projektleitung: Prof. Dr. Barbara E. Stalder und  
Dr. Marie-Theres Schönbächler, PHBern 

urn:nbn:de:0035-bwp-22151-9 

www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen
https://phbern.ch
mailto:barbara.stalder@phbern.ch
mailto:marlise.kammermann@ehb
mailto:marlise.kammermann@ehb.swiss
mailto:marie-theres.schoenbaechler@phbern.ch
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-75052.html
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Abbildung 1 

Angebotene INVOL-Berufsfelder 

Logistik 

Garten • Gastro/Hotel/Küche 

Automobilgewerbe 

• Detailhandel 

Gebäudereinigung • Gesundheit/Soziales/HW 

Nahrungsmittel 

■ Dienstleistungen 

Baunebengewerbe 

■ Verarbeitendes 
Gewerbe 

Mechanik/Automation inkl. Bau und • Industrie 

Handwerk ■ Landwirtschaft • Landwirtschaft ■ Sonstige 

weitere INVOL 
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auf zugewanderte Jugendliche und junge Erwachsene aus 
EU-/EFTA- und Drittstaaten außerhalb des Asylbereichs so-
wie eine Verlängerung des Pilotprogramms bis 2024 (vgl.  
Staatssekretariat für Migration 2020). Ein durch das  
Staatssekretariat für Migration (SEM) mandatiertes For-
schungsteam der Pädagogischen Hochschule Bern evaluiert  
das Pilotprogramm und zieht nach dem ersten Programm-
jahr eine positive Bilanz (vgl. Stalder/Schönbächler  
2019). Nachfolgend werden ausgewählte Ergebnisse daraus  
präsentiert. 

Fragestellungen und Datengrundlage 

Der Beitrag untersucht gestützt auf das der Evaluation zu-
grundeliegende theoretische Rahmenmodell (vgl. Infokas-
ten, S. 51) die folgenden Fragen: 
1. Inwiefern fördert die INVOL die Integration der Teilneh-

menden in Sektoren mit Fachkräftebedarf? 
2. Wie entwickeln sich die Sprachkompetenzen der Teilneh-

menden und wie zufrieden sind die Teilnehmenden mit 
der Ausbildung? 

3. Wie viele Teilnehmende treten nach der INVOL in eine  
berufiche Grundbildung ein? 

Die Analysen stützen sich auf Daten der ersten INVOL-Ko-
horte (Ausbildungsjahr 2018/2019), die rund 750 Gefüch-
tete und vorläufg Aufgenommene umfasst. An den Befra-
gungen nahmen 576 INVOL-Teilnehmende (86  % männlich)  
aus allen drei Sprachregionen kurz vor Abschluss der INVOL  
teil. Sie sind 16- bis 35-jährig, stammen aus Eritrea (46  %) 
und Afghanistan (26  %) sowie hauptsächlich weiter aus   
Syrien, dem Iran, Somalia, dem Sudan und Tibet. Zusätzlich  
wurden Ergebnisse der Befragung von 247 betrieblichen  
Ausbilderinnen und Ausbildern und Angaben der Kantone 
zum INVOL-Angebot 2018/2019 sowie zu den Abschlüssen 
und Anschlusslösungen ausgewertet. 

Orientierung am Fachkräftebedarf  

Das Engagement der Wirtschaft ist ein wichtiger Faktor für 
den Erhalt des Fachkräftenachwuchses. Laut Ebbinghaus  
(2018) ist die Sicherung des eigenen Fachkräftebedarfs  
eines der Hauptmotive von Betrieben, selbst auszubilden.  
Das Nahtstellenbarometer der Schweiz liefert zweimal jähr-
lich einen Überblick über bereits besetzte und noch ofene 
Lehrstellen in der berufichen Grundbildung und damit  
auch Hinweise darauf, in welchen Branchen ein aktueller  
Mangel an Nachwuchs besteht. Die Lehrstellensituation im 
August 2019 zeigte, dass im Gast- und im Baugewerbe jede 
fünfte Lehrstelle unbesetzt geblieben war. Weiter war eine 
mangelnde Nachfrage an Lehrstellen im Handel sowie in  
Erziehungsberufen feststellbar (vgl. gfs.bern 2019). 
Auf der Basis der Kantonseingaben beim  Staatssekre-

Quelle: Angaben der Kantone 

tariat für Migration lässt sich untersuchen, inwiefern 
INVOL-Ausbildungsplätze in Berufen oder Berufsfeldern 
mit einem Lehrstellenüberhang angeboten werden. Dem-
nach zeigt sich für das Ausbildungsjahr 2018/2019, dass 
insgesamt 77 INVOL-Angebote in zwölf Berufsfeldern2 be-
reitgestellt wurden, davon 53 im Bereich Dienstleistungen, 
19 im verarbeitenden Gewerbe inklusive Baugewerbe und 
Industrie und fünf in der Landwirtschaft (vgl. Abb. 1). Mit 
einem großen INVOL-Angebot wird der Fachkräftenach-
wuchs im Gastgewerbe gefördert, gefolgt von den Berufs-
feldern Logistik, Gesundheit/Soziales/Hauswirtschaft, 
Baunebengewerbe und Detailhandel. 
Die von betrieblichen Ausbilderinnen und Ausbildern 
aufgeführten Gründe, eine INVOL-Lehrstelle anzubieten, 
zeigen, dass die Fachkräftesicherung für den eigenen Be-
ruf eines von zwei Hauptmotiven ist. Für 112 der 247 Per-
sonen (45 %) steht die Nachwuchsförderung im Beruf im 
Vordergrund. »INVOL als Möglichkeit für langfristig gut 
ausgebildete Fachkräfte«, »zunehmender Fachkräfteman-

2 Die Kantone haben im Rahmen der vom SEM definierten Eckwerte 
eigene Modelle für die Umsetzung der INVOL entwickelt. Dabei haben sie 
festgelegt, in welchen Berufsfeldern sie eine INVOL anbieten und wie sie 
diese Felder definieren. Die kantonsspezifischen Definitionen führen 
dazu, dass die Berufsfelder nicht mit anderen Klassifikationssystemen 
wie z.B. der ISCED-Ausbildungsfeldeinteilung (vgl. UNESCO 2015) oder 
den Berufsfeldern nach Zihlmann (2020) deckungsgleich sind. 
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gel im gewerblichen Bereich«, »Nachwuchsmangel in der 
Gastronomie«, »Manque de main d’oeuvre qualifé«, »es ist 
unser Bestreben, junge motivierte Einwanderer für unse-
ren Beruf zu gewinnen, um später den Fachkräftemangel 
im Straßenbau zu decken« sind einige der Begründun-
gen, die genannt werden. Für 135 der Befragten (55 %) 
sind vorwiegend soziale Gründe ausschlaggebend für ihr 
INVOL-Engagement. Aussagen wie »soutien aux popula-
tions migrantes en difculté, donner une chance aux jeunes 
de s’intégrer dans la société«, »wir nehmen unsere soziale 
Verantwortung als Unternehmen gegenüber der Gesell-
schaft wahr», »soziales Engagement, Hilfe bei Integration 
in Arbeitswelt, Kultur und Lebensart der Schweiz«, »Hand 
bieten in der Flüchtlingssituation« weisen auf ein sozialpo-
litisches Engagement der befragten Ausbilder/-innen hin. 
Diese doppelte Motivation der Betriebe, sich in der INVOL 
zu engagieren, entspricht dem Zweck des Pilotprogramms 
(vgl. Staatssekretariat für Migration 2016) und kann 
als »win win solution« bezeichnet werden (Aerne/Bonoli 
2021, S. 16). 

Hohe Zufriedenheit der Teilnehmenden 

Resultate aus der Teilnehmenden-Befragung zeigen, dass 
die meisten Lernenden mit der Arbeit und Ausbildung im 
Betrieb sowie mit der INVOL insgesamt sehr zufrieden sind 
(je 75 %, Wahl der zwei höchsten Optionen 6 oder 7 auf der 
7-stufgen Skala). 
Die meisten, so ist aus den Antworten der Teilnehmenden 
auf einer fünfstufgen Skala zu schließen, trefen im Betrieb 
auf ein lernförderliches Umfeld. Ihre Arbeit sei fast immer 
(57 %) oder oft (29 %) interessant und auch vielseitig 
(75 %)3. Sie können viel Neues lernen (82 %) und an das 
anknüpfen, was sie schon wissen und können (72 %). Die 
meisten Teilnehmenden fühlen sich zudem gut unterstützt 
und begleitet: Die Ausbilder/-innen hätten bei Fragen Zeit 
für sie (84 %), könnten »Dinge« gut erklären (84 %) und 
seien für sie da, wenn sie Hilfe bräuchten (81 %). Die Ar-
beitsbelastung scheint zudem gut auf die Teilnehmenden 
abgestimmt zu sein. Zwar geben mehr als die Hälfte an, sie 
hätten oft oder fast immer (59 %) oder zumindest ab und 
zu (25 %) (zu) viel zu tun. Dass sie Arbeiten erledigen müss-
ten, die für sie zu schwierig seien, kommt hingegen nur bei 
21 Prozent häufg vor. 

Zunahme der Sprachkompetenzen 

Sprachkompetenzen sind eine zentrale individuelle Res-
source und eine wichtige Voraussetzung für den Ausbil-
dungserfolg. Für die Aufnahme in die INVOL wird voraus-

gesetzt, dass der mündliche Sprachstand auf mindestens 
Niveau A2, der schriftliche auf A1–A2 liegt. Die kantonalen 
Daten aus der Potenzialabklärung der Teilnehmenden zei-
gen, dass die Aufnahmebedingungen mehrheitlich erfüllt 
wurden. Knapp zwei Drittel der Teilnehmenden erreichten 
vor Eintritt in die INVOL Niveau A2, etwa ein Viertel Ni-
veau B1. Nur wenige wurden trotz geringerer Sprachkom-
petenzen zugelassen. Die Sprachkompetenzeinschätzung 
am Ende der INVOL zeigt, dass die meisten Teilnehmenden 
signifkante Fortschritte erzielten. Das angestrebte Sprach-
niveau beim Abschluss der INVOL – es sollte gemäß Emp-
fehlung des Bundes mündlich bei B1–B2 liegen – konnten 
zwei Drittel erreichen. 
Dass Teilnehmende gute Fortschritte in den Bereichen Ver-
stehen, Lesen und Sprechen erzielten, bestätigen auch die 
Antworten der betrieblichen Ausbilderinnen und Ausbil-
der und der Teilnehmenden (vgl. Abb. 2, S. 54). Vergleicht 
man die Fremd- und Selbsteinschätzung, fällt auf, dass 
die Teilnehmenden ihre Sprachkompetenzen in allen drei 
Teilbereichen höher einschätzen als dies die betrieblichen 
Ausbilder/-innen tun. Die breite Streuung der Antworten 
deutet darauf hin, dass es in der Sprachkompetenz der Teil-
nehmenden große Unterschiede gibt. 

Anschlussmöglichkeiten 

Damit die INVOL der Fachkräftesicherung dient, muss 
sichergestellt werden, dass die Teilnehmenden das Pro-
gramm abschließen und eine Anschlusslösung in Form ei-
ner Lehr- oder Arbeitsstelle im Berufsfeld fnden. 
Für die erste Kohorte zeigt sich, dass rund vier Fünftel 
der Teilnehmenden die INVOL erfolgreich abgeschlossen 
haben. Die übrigen haben das Programm vorzeitig abge-
brochen. Die wichtigsten Gründe dafür sind aus Sicht der 
Ausbilder/-innen mangelhafte Sprachkompetenzen, das 
fehlende Interesse am Berufsfeld, die Notwendigkeit und 
der Wunsch, eine bezahlte Arbeit aufzunehmen sowie ge-
sundheitliche Gründe. 
Laut Kantonsrückmeldungen haben von denjenigen Teil-
nehmenden, die die INVOL abgeschlossen haben und eine 
Anschlusslösung ausweisen, rund drei Viertel eine Lehrstel-
le gefunden. Diese Übertrittsquote ist niedriger als diejeni-
ge anderer Brückenangebote, die zwischen 86 Prozent im 
Jahr 2016 (vgl. Babel 2016) und 90 Prozent im Jahr 20204 

variiert5. Wie die Teilnehmenden zudem berichten, hatte 
Anfang Juni 2019 erst knapp die Hälfte einen Lehrvertrag 
unterschrieben. 

3 Hier und im Folgenden sind die Antwortkategorien »oft« und »fast 
immer« zusammengefasst. 

4 Vgl. www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/bildung-wissenschaft/ 
uebertritte-verlaeufe-bildungsbereich/ende-obligatorische-schule. 
assetdetail.19264988.html 

5 Übergangslösungen sind kantonal geregelt und weisen eine große 
Heterogenität auf. Deshalb ist der Vergleich mit Vorsicht zu interpretieren. 

www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/bildung-wissenschaft
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/bildung-wissenschaft/uebertritte-verlaeufe-bildungsbereich/ende-obligatorische-schule.assetdetail.19264988.html
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Abbildung 2 

Sprachkompetenzen aus Sicht der Teilnehmenden und der betrieblichen Ausbilder/-innen 
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Mittelwerte und Standardabweichungen. T-Test bei verbundenen Stichproben: Teilnehmende: Verstehen vorher < nachher: t(568) =–19.605, p<.001; 
Lesen vorher < nachher: t(567) =–17.073, p<.001; Sprechen vorher < nachher: t(568) =–19.557, p<.001 

Ausbilderinnen und Ausbilder: Verstehen vorher < nachher: t(239) =–18.789, p<.001; Lesen vorher < nachher: t(206) =–17.110, p<.001; 
Sprechen vorher < nachher: t(239) =–16.798, p<.001 

Die Mehrheit der INVOL-Teilnehmenden, die eine berufi-
che Grundbildung aufnehmen, beginnen eine zweijährige 
Ausbildung mit Eidgenössischem Berufsattest (EBA, 76 %), 
die übrigen treten in eine dreijährige Grundbildung mit Eid-
genössischem Fähigkeitszeugnis ein (EFZ, 24%, vgl. Abb. 3). 
Am häufgsten beginnen sie ihre Ausbildung im ISCED-Bil-
dungsfeld «Ingenieurwissenschaften, verarbeitendes Ge-
werbe und Baugewerbe» (43 %; z. B. Malerpraktiker/-in 
EBA, Haustechnikpraktiker/-in EBA, Baupraktiker/-in 
EBA, Automobil-Assistent/-in EBA, Montage-Elektriker/-in 
EFZ). Häufg sind auch Ausbildungen in den Bildungsfel-
dern «Wirtschaft, Verwaltung und Recht» (23 %, z. B. Lo-
gistiker/-in EBA/EFZ, Detailhandelsassistent/-in EBA, De-
tailhandelsfachmann/-frau EFZ) sowie «Dienstleistungen» 
(21 %, z. B. Küchenangestellte/-r EBA, Hauswirtschafts-
praktiker/-in EBA). 

Ein Erfolg versprechender Start, aber … 

Insgesamt lässt sich basierend auf den Zahlen des ersten 
Programmjahres eine positive Bilanz ziehen: Die Teilneh-
menden konnten ihre sprachlichen Kompetenzen deutlich 
verbessern, sind zufrieden mit der Ausbildung im Betrieb 
und mit der INVOL im Gesamten und zwei Drittel haben 

eine Lehrstelle gefunden. Zudem wird die INVOL zu einem 
großen Teil in Berufsfeldern mit Fachkräftemangel angebo-
ten. Es gibt jedoch auch INVOL-Angebote, bei denen nicht 
in erster Linie die Nachwuchsförderung im Zentrum steht. 
Insgesamt deuten die Ergebnisse darauf hin, dass sowohl 
die Gesellschaft (Fachkräftesicherung sowie fnanzielle 
Entlastung der Sozialhilfe) als auch die INVOL-Teilneh-
menden (Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeit und damit 
einhergehende gesellschaftliche Inklusion) vom INVOL-An-
gebot proftieren. 
Ein vielversprechender Start – wie nachhaltig sich die 
INVOL bei Ausbildungsbetrieben, Gefüchteten, vorläufg 
Aufgenommenen und spät Zugewanderten als attraktives 
Brückenangebot positionieren lässt, wird sich im Lauf der 
nächsten Programmjahre beweisen müssen. Letztlich wird 
sich der Erfolg des Programms am erfolgreichen Berufsab-
schluss der Teilnehmenden zeigen und aus wirtschaftlicher 
Sicht insbesondere auch daran, ob ein solcher wirklich in 
vom Fachkräftemangel betrofenen Berufsfeldern liegt. s

 

Infografik von S. 55 zum Download: 
www.bwp-zeitschrift.de/g569 

www.bwp-zeitschrift.de/g569
https://www.bwp-zeitschrift.de/g569
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Abbildung 3 

Anschlusslösungen 
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nach ISCED-F-Bildungsfeldern vgl. UNESCO (2015) 
Quelle: Angaben der Kantone 
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Berufe-Steckbrief: Geomatiker/-in 

Naturkatastrophen treten immer häufiger auf. Welche verheerenden Folgen 

diese haben können, hat die Flutkatastrophe in der Eifel im Sommer 2021 

deutlich gemacht. Um besser abzuschätzen, welche Gebiete wie stark von 

Überflutungen betroffen sein können, hilft die Interpretation und Visuali-

sierung von Geodaten. Geomatiker/-innen sind die Fachleute, die solche Da-

ten aufbereiten und auch Gefahrenkarten erstellen. Sie leisten damit einen 

wichtigen Beitrag für die Interpretation komplexer räumlicher Sachverhalte. 
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Visualisierung komplexer 
Geodaten 

Die Vermessung und Aufteilung der 
Erde in Flächen, Punkte und Markie-
rungen ergibt unzählige Informationen 
mit geografschem – also räumlichem – 
Bezug. Diese bilden eine wesentliche 
Grundlage für Entscheidungsfndungen 
aller Art. Die zum Teil komplexen Da-
ten sind ohne grafsche Aufbereitung 
jedoch nur schwer interpretierbar. Geo-
matiker/-innen erfassen und beschaf-
fen Geodaten aus unterschiedlichen 
Quellen. Dabei handelt es sich z.B. um 
Fernerkundungsdaten von Satelliten, 
um Vermessungsdaten oder auch um 
Kartenwerke. Mithilfe komplexer Geo-
informationssysteme werden diese 
Daten bearbeitet, modelliert und vi-
sualisiert. 
Die so für unterschiedliche Nutzer-
gruppen aufbereiteten Daten dienen 

zahlreichen Zwecken. Im kommuna-
len Bereich sind dies z.B. Stadtplanung 
und Bebauungsplanung mit digitalen 
3-D-Modellen oder räumlich-statisti-
sche Auswertungen von Unfallschwer-
punkten. Raumanalysen werden z.B. 
im Katastrophenschutz, Umweltschutz 
oder auch zur Verbrechensbekämp-
fung verwendet. Unternehmen nutzen 
Standortanalysen sowie Potenzial- und 
Konkurrenzanalysen z.B. in Bezug auf 
Infrastruktur oder die Nähe zu Ab-
satzmärkten. Auch die Bewertung der 
Bonität erfolgt mit Unterstützung von 
Geodaten (Geoscoring). Versicherun-
gen nutzen aufbereitete Geodaten zur 
Risikoeinschätzung und Beitragsbe-
rechnung z.B. von Gebäudeversiche-
rungen. 
Öffentlich bereitgestellte Geodaten 
lassen sich zum Beispiel über www. 
geoportal.de recherchieren und nut-
zen. Als gemeinsames Projekt von Bund, 

Ländern und Kommunen eröfnet das 
Portal den Blick auf die Inhalte der 
Geodateninfrastruktur Deutschland 
(GDI-DE). Als zentraler Zugangspunkt 
zu Geodaten und Geodatendiensten der 
GDI-DE sind Georessourcen Deutsch-
lands hier räumlich und fachlich un-
begrenzt aufndbar. 

Geomatiker/-in als Berufsbild 

Mit dem Ausbildungsberuf Geoma-
tiker/-in wurde 2010 ein neuer Be-
ruf entwickelt, der die Prozesse des 
Geodaten-Managements gestaltet, 
d.h. das Erfassen, Verarbeiten, Veran-
schaulichen und Modellieren von digi-
talen und analogen Geodaten. In dem 
Ausbildungsberuf wurden Kartografe 
und Vermessungswesen sowie Fern-
erkundung, Fotogrammetrie und das 
Arbeiten mit Geografschen Informa-
tionssystemen (GIS) erstmals zusam-
mengeführt. Mit dem Ausbildungsberuf 
Vermessungstechniker/-in teilen sich 
die Geomatiker/-innen das erste Aus-
bildungsjahr, in dem für beide Berufe 
die gleichen Inhalte vermittelt werden. 
Geomatiker/-innen sind beschäftigt in 

Der besondere Begriff:   
Photogrammetrie 

Photogrammetrie ist die exakte drei- 
dimensionale geometrische Rekon- 
struktion von Objekten. Durch die Aus- 
wertung der fotografischen Aufnahmen 
einer Messkamera werden über eine 
Software 3-D-Koordinaten erfasst und 
damit ein präzises digitales Abbild 
ermöglicht.  

Auf einen Blick 

• Letzte Neuordnung: 2010 

• Ausbildungsdauer: 3 Jahre 

•  Zuständigkeit: Industrie und Handel, 
Öffentlicher Dienst 

• Ausbildungsstruktur: Monoberuf 

• DQR-Niveau: Stufe 4 

urn:nbn:de:0035-bwp-22156-2 

https://geoportal.de
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Abbildung 1 

Neuabschlüsse im Ausbildungsberuf Geomatil<er/-in 2010-2020 
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Abbildung 2 

Auszubildende im öffentlichen Dienst 

■ Öffentlicher Dienst 

Freie Wirtschaft 

Durchschnitt der Jahre 2010-2020 
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Quelle: »Datensystem Auszubildende« des BIBB, Erhebung jeweils zum 31.12. 

Dienststellen des Vermessungs-, Katas-
ter- und Geoinformationswesens, in 
kartografschen Verlagen, Ingenieur-
büros sowie in Firmen und Dienststellen 
mit Anwendung von Geoinformations-
systemen. 

Digitalisierung und Katastrophen-
management 

Mithilfe von weltweit vernetzten digita-
len Plattformen kann von der Natur oder 
vom Menschen verursachten Katastro-
phen wirksam vorgebeugt werden. Auf 
der Grundlage von Satellitendaten und 
weiteren Informationen über beispiels-
weise Brände, Erdrutsche, Hochwasser 
oder Sturzfuten sind Einsatzkräfte in 
der Lage, Situationen zu bewerten und 
darauf zu reagieren. Prognosen unter-
stützen bei der Entscheidung über Ge-
genmaßnahmen und bei der Bildung 
von grenzüberschreitenden Szenarien. 
Zu den zentralen Werkzeugen des 
digitalen Katastrophenmanagements 
gehören aufbereitete und visualisierte 
Geodaten. 
Die fortschreitende Digitalisierung er-
öfnet den Geomatikerinnen und Geo-
matikern die Chance, sich dabei von im-
mer weiter entwickelten Technologien 
und Verfahren unterstützen zu lassen: 

von der Darstellung von Stadtteilen 
mithilfe einer virtuellen 3-D-Simula-
tion über automatisierte Systeme zur 
Luftbildauswertung bis hin zum Einsatz 
von Tauchrobotern zur Unterwasserver-
messung. Geomatiker/-innen nutzen 
zur Auswertung immer häufger auch 
Drohnenaufnahmen. 

Entwicklung der Auszubildenden-
zahlen 

Zum 31.12.2020 zählt die Berufsbil-
dungsstatistik 501 junge Menschen 
in der Ausbildung zum/zur Geoma-
tiker/-in, darunter 141 Frauen. Die 
Anzahl der Neuabschlüsse ist in den 
Jahren bis 2018 kontinuierlich ange-
stiegen, 2019 und 2020 ist sie jeweils 
leicht gesunken (vgl. Abb.1; eine 
Deutschlandkarte mit Neuabschlüssen 
nach Geschlecht und regionaler Vertei-
lung, erstellt vom Ausbildungsbereich 
Geomatiker/-in beim Bundesamt für 
Kartographie und Geodäsie fndet sich 
als electronic supplement zu diesem 
Beitrag). Aufällig ist der hohe Anteil 
Auszubildender im Öfentlichen Dienst. 
Seit Einführung des Ausbildungsberufs 
2010 liegt ihr Anteil bei jeweils 85 bis 
91 Prozent bzw.durchschnittlich bei 
88 Prozent (vgl. Abb. 2). s

 

Berufeseite des BIBB 
www.bibb.de/dienst/berufesuche/ 
de/index_berufesuche.php/profile/ 
apprenticeship/51467 

www.geoportal.de 

Abbildungen zum Download: 
www.bwp-zeitschrift.de/g572 

Eine Deutschlandkarte mit Neu-
abschlüssen nach Geschlecht und 
regionaler Verteilung findet sich als 
electronic supplement unter 
www.bwp-zeitschrift.de/e575 

Podcast zum Berufe-Steckbrief 
mit zwei Auszubildenden: 
www.bwp-zeitschrift.de/p152003 

Quellen: Bundesamt für Kartographie und 
Geodäsie (BKG), Geodateninfrastruktur 
Deutschland (GDI-DE), Bundesagentur für 
Arbeit 

Alle Links: Stand 10.12.2021 

(Zusammengestellt von 
Arne Schambeck) 

www.bwp-zeitschrift.de/p152003
www.bwp-zeitschrift.de/e575
www.bwp-zeitschrift.de/g572
www.geoportal.de
www.bibb.de/dienst/berufesuche
https://www.bibb.de/dienst/berufesuche/de/index_berufesuche.php/profile/apprenticeship/51467
https://www.bwp-zeitschrift.de/e575
https://www.bwp-zeitschrift.de/g572
https://www.bwp-zeitschrift.de/p152003


 

 

 
 

 
 
 
 

 

 

 
  

 
 
 

 
 

  

 
  

 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

 

 
 

 
 

 
 
 
 

 
 

  

 

  

  
 
 

 

 

-~-----------------------!>_i!>!> 5 8  H A U P T A U S S C H U S S  B W P  1 / 2 0 2 2  

Bericht über die Sitzung des Hauptausschusses 
am 15. Dezember 2021 

DR. THOMAS VOLLMER 
Dr., fachlicher Leiter Büro Hauptausschuss 
im BIBB 

Die dritte Sitzung des Hauptausschusses 2021 fand unter  der  Leitung von  

Elke Hannack, Beauftragte der Arbeitnehmer, im virtuellen Format statt.  

Beraten wurde unter anderem die aktuelle Situation auf dem Ausbildungs-

stellenmarkt 2021 im Zeichen der  Corona-Pandemie, die berufliche Bildung 

psychisch behinderter  Menschen sowie das Thema Ausbildereignungsver- 

ordnung. 

Aktuelle Situation auf dem Aus-
bildungsstellenmarkt 2021 

Bettina Milde, Leiterin des Arbeits-
bereichs »Berufsbildungsangebot und 
-nachfrage/Bildungsbeteiligung« und 
Prof. Dr. Elisabeth M. Krekel, Leite-
rin der Abteilung 1 »Berufsbildungsfor-
schung und Berufsbildungsmonitoring«, 
stellten die aktuelle Entwicklung auf 
dem Ausbildungsstellenmarkt vor. Als 
ein zentrales Ergebnis zeigt sich gemäß 
den BIBB-Daten, dass im Vergleich zu 
2020 zwar eine leichte Entspannung 
festgestellt werden kann, allerdings zei-
gen die Daten ebenfalls, dass das Vorkri-
senniveau noch in weiter Ferne liegt. So 
wurden mit insgesamt 473.100 neuen 
Ausbildungsverträgen zwar 5.600 Ver-
träge (1,2 %) mehr abgeschlossen als 
2020; im Vergleich zum Jahr 2019 
wurden damit aber 52.000 weniger 
Verträge abgeschlossen. Das Angebot 
wiederum lag 2021 bei 536.200 Aus-
bildungsstellen. Dies entspricht einem 
Zuwachs von 8.800 (1,7 %) im Ver-
gleich zu 2020, aber einem Verlust von 
41.900 Ausbildungsstellen zum Vorkri-
senniveau 2019. Mit 63.200 blieben er-
neut mehr Ausbildungsstellen unbesetzt 
(3.200 bzw. 5,4 % zu 2020). Wie in den 
Vorjahren zeigten sich Passungsproble-
me auf dem Ausbildungsstellenmarkt. 
Die Nachfrage der Jugendlichen nach 

Ausbildung ging im Vergleich zu 2020 
um 4.800 (0,9 %) auf 540.900 zurück. 
2019 war sie erstmals unter 600.000 
gefallen. Diese Entwicklung ist mit Blick 
auf die Sicherung der späteren Fach-
kräftebasis besorgniserregend (ausführ-
liche Informationen, Statistiken, Tabel-
len, Grafken und Regionalkarten zum 
Ausbildungsmarkt fnden sich unter der 
Quellenangabe im Infokasten). 
Somit müsse es – hierauf wiesen Ver-
treter/-innen der Bänke des Hauptaus-
schusses im Anschluss der Datenpräsen-
tation hin – ein zentrales Anliegen sein, 
die wahrgenommene Attraktivität der 
dualen Berufsausbildung zu steigern 
und Jugendliche und Betriebe wieder 
besser zueinanderzubringen. Auch im 
Sitzungsjahr 2022 werde man die ent-
sprechende Entwicklung weiter beob-
achten und regelmäßig zur Coronalage 
beraten. 

Berufliche Bildung psychisch 
behinderter Menschen 

Der Hauptausschuss hat eine Empfeh-
lung »Berufliche Bildung psychisch 
behinderter Menschen« beschlossen, 
welche die bestehende Hauptausschuss-
empfehlung 103 ersetzt. Die Empfeh-
lung wurde vom Ausschuss für Fragen 
behinderter Menschen (AFbM) erar-
beitet und von dessen Vorsitzenden 

Gerhard Labusch-Schönwandt 
im Hauptausschuss ausführlich erläu-
tert. Es sei wichtig, dass der mittler-
weile »starken Zunahme psychischer 
Belastungen« und den damit verbun-
denen Herausforderungen für alle an 
der dualen Berufsbildung Beteiligten 
adäquat begegnet werde. Um die Teil-
habe psychisch erkrankter Menschen 
am Arbeitsleben zu sichern, bedürfe es 
umfangreicher Präventions- und Unter-
stützungsmaßnahmen. Die vorgelegte 
Empfehlung bietet dementsprechend 
zahlreiche Hinweise, wie psychische 
Belastungen im Betriebsalltag erkannt 
(Abschnitt A) sowie Unterstützungs-
netzwerke aufgebaut (Abschnitt B) 
werden können und wie eine Begleitung 
durch geeignete Kooperationspartner 
zur Entwicklung von entsprechenden 
Inklusionsangeboten sichergestellt wer-
den kann (Abschnitt C). 

Kurzstudie zur Prüfung des 
Evaluierungsbedarfs der AEVO 

Michael Härtel, Leiter des BIBB-Ar-
beitsbereichs »Lehren und Lernen, Bil-
dungspersonal«, stellte die Ergebnisse 
der Kurzstudie zur Prüfung des Evalu-
ierungsbedarfs der Ausbildereignungs-
verordnung (AEVO) dar. Die Kurzstudie 
geht der Frage nach, ob die AEVO und 
der Rahmenlehrplan z. B. mit Blick auf 
die Digitalisierung oder Fragen der 
Nachhaltigkeit zu aktualisieren sind. 
Herr Härtel benannte die folgenden 
Punkte als wesentliches Ergebnis bezie-
hungsweise als Empfehlung der Studie: 

urn:nbn:de:0035-bwp-22158-1 
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• »Die AEVO sollte aufgrund der ge-
staltungsof enen Formulierungen 
beibehalten werden. 

• Der Rahmenplan sollte inhaltlich 
angepasst werden. 

• Ergänzend können entsprechende 
(freiwillige) Weiterbildungsangebo-
te und Aufrischungskurse angebo-
ten werden. 

• Der im Rahmenplan für die Vorbe-
reitungskurse zur AEVO-Prüfung 
hinterlegte Stundenumfang von 
115 Stunden soll als Empfehlung 
beibehalten werden. 

• Prüfungsmethoden und Prüfungs-
praxis sollten analysiert und weiter-
entwickelt werden.« 

Weitere Informationen zur Kurzstudie 
fnden sich unter der Quellenangabe 
im Infokasten. 

Weitere Themen und Beschlüsse 

Ausbildungsordnungen: Der Hauptaus-
schuss hat folgenden Ausbildungsord-
nungen zugestimmt: Binnenschif er/-in, 
Binnenschif fahrtskapitän/-in, Eisen-
bahner/-in im Betriebsdienst Lokfüh-
rer/-in und Transport, Eisenbahner/-in 
in der Zugverkehrssteuerung, Fachkraft 
für Gastronomie, Fachmann/-frau für 
Restaurants und Veranstaltungsgastro-
nomie, Fachmann/-frau für System-
gastronomie, Kaufmann/-frau für Ho-
telmanagement, Hotelfachmann/-frau, 
Koch/Köchin, Fachkraft Küche, Kauf-
mann/-frau für Versicherungen und 
Finanzanlagen, Zahnmedizinische/-r 
Fachangestellte/-r, Zahntechniker/-in, 
Änderungsverordnung zum/zur Lack-
laboranten/Lacklaborantin. 

Fachpraktikerregelungen: Der Haupt-
ausschuss hat das BIBB gebeten, eine 
Musterausbildungsregelung »Fach-
praktiker Hauswirtschaft und Fach-
praktikerin Hauswirtschaft« zu erar-
beiten. Im Anschluss an das laufende 
Neuordnungsverfahren im Hotel- und 
Gaststättenbereich soll zudem der Be-
darf von Fachpraktikerregelungen in 
diesem Bereich abgestimmt werden. 

Jahresforschungsprogramm des BIBB: 
Der Hauptausschuss hat das Jahresfor-
schungsprogramm für das Jahr 2022 
beschlossen. Dabei wurden Eigenfor-
schungsprojekte zu den folgenden The-
men aufgenommen: »Weiterbildung 
und Konjunktur«, »Heterogenität der 
Ausbildungsberufe – Segmente in der 
berufichen Ausbildung« und »Systema-
tische Beobachtung der Veränderung 
von Kompetenzanforderungen für die 
Gestaltung von Aus- und Fortbildungs-
berufen (Monitoring)«. 

Arbeitsgruppe Mindestanzahl von 
Prüferinnen und Prüfern: Der Haupt-
ausschuss hat den überarbeiteten 
Musterprüfungsordnungen (Haupt-
ausschuss-Empfehlungen 120, 121, 
127 und 128) zugestimmt, die infolge 
der Rechtsprechung des Bundesver-
waltungsgerichts zur Festlegung der 
Anzahl von Prüferinnen und Prüfern 
(BVerwG, Urteil vom 10. April 2019, 
Az. 6 C 19.18) nun auch für den Bereich 
der berufichen Bildung angepasst wer-
den mussten. 

Arbeitsgruppe Digitale Prüfungen und 
Antwortwahlaufgaben: Die Arbeits-
gruppe des Hauptausschusses infor-
mierte u. a. zur Überarbeitung der be-
stehenden Musterprüfungsordnungen 
sowie zur geplanten Modernisierung 
der »Empfehlung des Hauptausschusses 
des Bundesinstituts für Berufsbildung 
für programmierte Prüfungen vom 
14. Mai 1987«. 

Redaktionsgruppe zum Thema Dua-
les Studium: Der Hauptausschuss hat 
eine Redaktionsgruppe mit Vertreterin-
nen und Vertretern aus allen Bänken 
eingesetzt, um auf der Grundlage der 
Hauptausschuss-Empfehlung zum dua-
len Studium vom 21. Juni 2017 und 
im Zusammenwirken mit der Kultus-
ministerkonferenz eine Empfehlung 
zur vom BMBF in Auftrag gegebenen 
Wissenschaftsstudie »Duales Studium: 
Umsetzungsmodelle und Entwicklungs-
bedarfe« zu entwickeln. 

sbeitgeber, einstimmig gewählt. 

 

Henning Kautz, Beauftragter der Ar-
und als stellvertretender Vorsitzender 
Garbade,  Beauftragte  der  Länder,  
wurden als Vorsitzende Dr. Sandr  a 
tenden Vorsitzes:   Für das Jahr 2022 
Wahl des Vorsitzes und stellvertre-

2019 zu. 
des Präsidenten für das Haushaltsjahr 
der Hauptausschuss der Entlas  tung 
2021 bis 2025 zu. Ebenfalls stimmt  e 
haltsplan 2022 und dem F  inanzplan 
Dezembersitzung dem BIBB-Haus-
schuss stimmte zum Abschluss seine  r 
Haushalt des BIBB: Der Hauptaus-

ten, diskutiert. 
aus den Empfehlungen ergeben könn-
beraten und mögliche Schritte, die sich  
hat den vorgelegten Abschlussbericht 
Arbeitswel  t«: Der Hauptaussc  huss 
»Berufliche Bildung in der  digitalen 
Bericht der Enquetekommissio  n 

Materialien und weitere 
Informationen 

Informationen, Statistiken, Tabellen, 
Grafi ken und Regionalkarten zum 
Ausbildungsmarkt 
www.bibb.de/naa309-2021 

Informationen zur AEVO-Kurzstudie 
www.bibb.de/dienst/dapro/dapro 
docs/pdf/eb_22355.pdf 

Beschlüsse und Empfehlungen des 
Hauptausschusses 
www.bibb.de/de/11703.php 

(Alle Links: Stand 21.12.2021) 

https://www.bibb.de/dienst/dapro/daprodocs/pdf/eb_22355.pdf
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Ausbild ungsverhältn lsse 
Lwisd1t!n purtugit!sisd1t!n 
jugendlichen und 
unternehmen In Deutschland 
Ein Konzept der Zukunft? 

6 0  R E Z E N S I O N E N  |  N E U E R S C H E I N U N G E N  B W P  1 / 2 0 2 2  

MobiPro-EU 

GERBURG BENNEKER 
Wiss. Mitarbeiterin im BIBB 
benneker@bibb.de 

Ausbildungsverhältnisse zwischen 
portugiesischen Jugendlichen und 
Unternehmen in Deutschland. 
Ein Konzept der Zukunft? 
Samuel Olbermann 
Waxmann, Münster 2021, 222 S., 
29,90 EUR (D) 
ISBN 978-3-8309-4388-4 

Was sind die Motive und Erwartungen 
von jungen Portugiesinnen und Portu-
giesen, die für eine Ausbildung nach 
Deutschland kommen und passen die-
se zu denen der Ausbildungsbetriebe? 
Diesen Fragen ist Samuel Olbermann 
im Rahmen seiner Dissertation nach-
gegangen und hat 21 Teilnehmende 
des Programms »MobiPro-EU« (»För-
derung der berufichen Mobilität von 
ausbildungsinteressierten Jugendlichen 
und arbeitslosen jungen Fachkräften 
aus Europa«) und zehn beteiligte Aus-
bildungsbetriebe danach befragt. Das 
Thema ist aktueller denn je, denn mit 
dem neuen Fachkräfteeinwanderungs-
gesetz können junge Menschen auch 
aus Ländern außerhalb der EU unter 
bestimmten Vorgaben für eine Ausbil-
dung nach Deutschland einwandern 
(vgl. Studthoff in diesem Heft). 
Zum Hintergrund: MobiPro-EU wur-
de 2015 vom Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales als Sonderpro-
gramm ins Leben gerufen. Ziel war es, 
Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen aus EU-Ländern eine qualifzierte 

Ausbildung zu ermöglichen. Damit 
begegnete das Programm zum einen 
der hohen Jugendarbeitslosigkeit in 
südeuropäischen Mitgliedstaaten in-
folge der Finanzkrise und zum anderen 
dem ansteigenden Fachkräftemangel 
in Deutschland. 
Die befragten neun Frauen und zwölf 
Männer kamen alle aus Portugal, wa-
ren zwischen 22 und 36 Jahre alt und 
repräsentierten eine große Bandbreite 
an Ausbildungsberufen. Sie starteten 
ihre Ausbildung entweder in Halle 
(Sachsen-Anhalt) oder in Pößneck 
(Thüringen) und wurden dort von 
Bildungsanbietern betreut. 
Der Autor nähert sich den Themen 
Motive und Erwartungen unter Einbe-
ziehung verschiedener Forschungszu-
gänge: dem psychologischen Vertrag, 
der kulturellen Dimension, der Expa-
triate-Forschung und dem Job Embed-
dedness (Jobbindung). Die Auswertung 
der qualitativen Interviews ergibt, dass 
sich die Hauptmotive von beiden Seiten 
ergänzen und sich komplementär zu 
einander verhalten. Die Portugiesinnen 
und Portugiesen suchen durch die Pro-
grammteilnahme vor allem berufiche 
Sicherheit, bessere Verdienstmöglich-
keiten und eine berufiche Zukunft. Bei 
den Ausbildungsbetrieben sind die Mo-
tive »Rekrutierungsproblem: Mangel 
an (passenden) Auszubildenden« und 
»Fachkräftemangel« vorherrschend. 

Ihre Erwartungen formulieren die  
Auszubildenden wesentlich zurückhal-
tender als die Arbeitgeber. Die jungen 
Erwachsenen erhofen sich vor allem  
»Unterstützung durch den Chef/die  
Kolleginnen«. Die Ausbildungsbetriebe  
äußern demgegenüber das klare Ziele 
eines erfolgreichen Ausbildungsab-
schlusses und einer Weiterbeschäfti-
gung nach der Ausbildung. 
Der Autor beurteilt die Programmum-
setzung eher kritisch: Die Motivation  
der Teilnehmenden allein sichere noch  
keinen nachhaltigen Erfolg, sonst  
hätten mehr Personen das Programm 
erfolgreich mit der Ausbildung abge-
schlossen. Dieses taten lediglich fünf  
der 21 Befragten. Um dies zu erreichen,  
empfiehlt er einen intensiveren und  
kontinuierlichen Austausch über Motive  
und Erwartungen aller Beteiligten und  
schlägt u.a. vorbereitende und beglei-
tende Workshops und den Einsatz von  
Dolmetschern für erste Gespräche vor. 

Fazit: Wer eine Antwort auf die im  
Titel gestellte Frage nach der Zukunft 
des internationalen Ausbildungskon-
zepts sucht, könnte enttäuscht werden.  
Denn diese Frage wird nicht wirklich  
beantwortet. Will man Konkreteres über  
Wirksamkeit und Zielerreichung des  
Programms wissen, ist der Abschluss-
bericht der begleitenden Programm- 
evaluation zu empfehlen. Die Arbeit  
von Samuel Olbermann ist jedoch für  
zukünftige Vorhaben von Interesse. Sie  
zeigt, dass die alleinige Deckung von  
Motiven und Erwartungen, die simple  
Rechnung »hier motivierte junge Men-
schen – dort suchende Ausbildungsbe-
triebe« zu einfach gedacht ist und nicht  
zwangsläufg Erfolg hat. 

 
s

Den Abschlussbericht zum 
Projekt MobiPro-EU finden 
Sie unter www.iaw.edu/files/ 

dokumente/180917_Abschluss 
bericht_MobiProEU_final.pdf 

urn:nbn:de:0035-bwp-22160-9 

www.iaw.edu/files
mailto:benneker@bibb.de
https://www.iaw.edu/files/dokumente/180917_Abschlussbericht_MobiProEU_final.pdf
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Aktuelle Neuerscheinungen aus dem BIBB 

Junge Geflüchtete erfolgreich 
ausbilden – Ausbildungs- 
personal qualifizieren 

Dieser Praxisband stellt ein berufs-
übergreifend angelegtes Fortbildungs-
konzept vor, durch das ausbildendes 
Personal systematisch auf mögliche 
schwierige Alltagssituationen bei der 
Ausbildung von Gefüchteten vorberei-
tet werden soll. In vier Modulen werden 
mögliche Ursachen von Konfikten dif-
ferenziert untersucht und gemeinsam 
neue Handlungsoptionen erarbeitet.  
M. Bethscheider; A. Knappe; K. Wullen-
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Entwicklungen und  
Perspektiven in der Berufs- 
orientierung 

Der Sammelband dokumentiert die 
Beiträge des AG BFN-Forums »Ent-
wicklungen und Perspektiven in der 
Berufsorientierung – Stand und He- 
rausforderungen« (November 2019 in 
Münster). Diese fokussieren die Passung 
zwischen individuellen Interessen und 
berufichen Anforderungen im ersten 
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die Folgen eines Regimewechsels im 
Verkehr hin zu einem ökonomischen 
und ökologischen Mobilitätssystem in 
Deutschland bis zum Jahr 2040 abge-
schätzt und positive Wirkungen für BIP 
sowie Arbeitskräfteangebot und -bedarf 
errechnet.  
A. Mönnig; N. von dem Bach; R. Helm-

rich; S. Steeg; M. Hummel; C. Schnee-
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Dieser Essay stellt den »Handwerker-Philosophen« Baruch de Spinoza vor. Dessen 
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zu machen, wirft ein neues Licht auf den Bildungsnutzen handwerklicher Tä-
tigkeit. Als Grundlagentheoretiker beruficher Handlungskompetenz lässt sich 
mit de Spinoza auch die Frage nach der Gleichwertigkeit von beruficher und 
akademischer Bildung beantworten. 
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Starke Ausbildung – Starkes Foto 
Auszubildende fotografieren, was sie an ihrem Ausbildungsberuf mögen 

»Das Heften neu angefaserter 
Aschebücher ist sehr meditativ 
und beruhigend und es gefällt 
mir, einen Beitrag zur Rettung 
dieser alten Bücher leisten zu 
können. Kürzlich haben wir 
Marmorpapiere hergestellt, die 
zum Beziehen von Buchdecken 
verwendet werden sollen. Ich 
mag es, mich dabei kreativ 
ausleben zu können und habe 
sogar eine FFP2 Maske 
marmoriert.« 

Elisa Jennemann, Auszubildende 
Buchbinderin bei der Klassik 
Stiftung Weimar 

Vorschau 

2/2022 – Digital Lernen 
Die Corona-Pandemie hat in vielen 
gesellschaftlichen Bereichen einen 
Digitalisierungsschub ausgelöst. 
Welche neuen Impulse und Anfor-
derungen ergeben sich für das be-
rufiche Lernen? 
Erscheint im Mai 2022 

3/2022 – Flexibilität 
Erscheint im August 2022 
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Schauen Sie mal rein! 
Die Aktionswochen „Tage der Anerkennung“  
machen Chancen, Zukunftsthemen und 
Akteure der Anerkennung ausländischer  
Berufsqualifikationen sichtbar. 

„Tage der Anerkennung“ 

www.tage-der-anerkennung.de 

Eine interaktive Landkarte bündelt 
Aktionen in ganz Deutschland und 
im Ausland rund um den 10. Jahrestag 
des Anerkennungsgesetzes am 
1. April 2022. 

Beratungsstellen, zuständige Stellen 
für die Anerkennungsverfahren und 
weitere Fachinstitutionen im Bereich 
Berufsanerkennung ... 

... initiieren Veranstaltungen,  
Publikationen und weitere  
kreative Aktionen. Diese sollen 
auf der Aktionslandkarte 
gesammelt werden. 

Seien Sie dabei – als 
Veranstalter oder Gast! 

Aktionszeitraum: März bis Juni 2022 
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